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E D I TO R I A L

Die EU hat sich im Rahmen des Green Deal das Ziel 
der Klimaneutralität bis 2050 gesetzt. Für dieses Ziel 
sollen private Kapitalströme in nachhaltige Geschäfts-
modelle gelenkt werden. 

Der Legislativvorschlag der Europäischen Kommission 
zur Corporate Sustainability Reporting Directive dient 
genau dafür: Investoren sollen künftig umfangreiche 
Unternehmensinformationen erhalten, um in nachhal-
tige Investitionsprojekte investieren zu können. Eine 
transparente Offenlegung und die Vergleichbarkeit der 
Nachhaltigkeitskennzahlen sind dafür ein Muss – wobei 
deren Messbarkeit teilweise eine nicht zu unterschät-
zende Herausforderung darstellt.

Ein Kernaspekt des Vorschlags ist die geplante Einfüh-
rung europäischer Standards für die Nachhaltigkeits-
berichterstattung. Für multinationale Konzerne, die in 
Dutzenden Ländern entwickeln, einkaufen und produ-
zieren, wäre ein europäischer Sonderweg mit einem 
hohen Risiko und noch höheren Kosten verbunden. 
Wünschenswert wäre in diesem Zusammenhang des-
halb ein globaler und allgemein anerkannter Standard 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung. Unternehmen 
könnten damit zusätzlichen Aufwand vermeiden und 
ihre Berichtskosten deutlich reduzieren, gleichzeitig 
würden sich die Transparenz, Qualität und Vergleichbar-
keit der Nachhaltigkeitsberichterstattung beträchtlich 
erhöhen. Als DRSC haben wir bereits in Stellungnah-
men gegenüber der EU-Kommission und der deut-
schen Bundesregierung deutlich gemacht, dass eine 
Einbindung internationaler Standards in den europäi-
schen Berichtsrahmen notwendig ist. 

Die Bestrebungen, neue Standardsetzer im Bereich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung auf internationaler 
und europäischer Ebene zu etablieren, erfordern auch 
eine neue strategische Ausrichtung des DRSC. Ende 
Juni wurde daher die Schaffung eines eigenständigen 
Fachausschusses für die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung beschlossen, um die legitimen Interessen der 
deutschen Stakeholder an einem zentralen Ort zu dis-
kutieren und um die deutschen Interessen gegenüber 
den Standardsetzern stringent zu vertreten.

Das DRSC hat zudem die Schaffung eines neuen natio-
nalen Funding-Mechanismus für internationale und 
europäische Standardsetzungsinitiativen beschlossen, 
um einen signifikanten Beitrag zu deren Finanzierung 
zu leisten. Dies ist ein wichtiges sichtbares Signal der 
Unterstützung für die Entwicklung konsistenter inter-
nationaler Standards.

Hierbei besteht hoher Zeitdruck, und darin liegt neben 
inhaltlichen Aspekten die eigentliche Herausforde-
rung dieses Legislativvorschlags für die Unterneh-
men. Dieser sieht nämlich eine deutliche Ausweitung 
der Berichtspflichten in einem äußerst kurzen Zeit
rahmen vor: Die Erstanwendung soll bereits für das 
Geschäftsjahr 2023 erfolgen. Und das, obwohl zahl
reiche Details noch nicht feststehen. 

Dabei wird die Anzahl der Unternehmen, die in Zukunft 
über Nachhaltigkeitsaspekte berichten müssen, deut-
lich ansteigen. Allein in Deutschland wird sich der Kreis 
der berichtspflichtigen Unternehmen nach Schätzung 
des DRSC von heute rund 500 auf über 15.000 erhö-
hen. Für die gesamte EU erwartet die EU-Kommission, 
dass in Zukunft rund 49.000 Unternehmen berichts-
pflichtig sein werden, statt bisher 11.000. 

Wichtig ist daher aus DRSC-Sicht, dass neue Stan-
dards und Berichtspflichten auf Unternehmensseite 
einfach, praktikabel und mit ausreichend zeitlichem 
Vorlauf umsetzbar sind. Die politischen und regulatori-
schen Rahmenbedingungen müssen stimmen, damit 
die deutschen Unternehmen ihren Beitrag zur Trans-
formation und zu den Klimazielen leisten können.

Dr. Nicolas Peter 
Verwaltungsratsvorsitzender des DRSC e.V., 
Mitglied des Vorstands der BMW AG, Finanzen
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I. DRSC-Studie untersucht  
für das BMJV zentrale Inhalte  
des CSRD-Entwurfs

Ein wichtiger Faktor, der die gegenwärtige Berichts
praxis in Deutschland erheblich ändern wird, ist die im 
CSRD-Entwurf vorgesehene zentrale Verortung der 
entsprechenden Pflichtangaben im Lagebericht. Da-
mit würde die Nachhaltigkeitsberichterstattung auch 
prozessual in die Finanzberichterstattung integriert; 
wohingegen heute auch eine Berichterstattung außer-
halb des Lageberichts, u. a. innerhalb eines eigenstän-
digen Nachhaltigkeitsberichts möglich ist. In Erwartung 
grundlegender Änderungen der Berichtspraxis hatte 
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV) das DRSC im Jahr 2020 beauftragt, die 
gegenwärtige deutsche Berichtspraxis zu untersu-
chen, und das DRSC hatte die Studie im Februar 2021 
gemeinsam mit einer Reihe von Handlungsempfehlun-
gen dem Bundesministerium übergeben. Die deutsche 
Berichtspraxis hat sich in Reaktion auf die Vorgaben 
des CSR-RUG aus dem Jahr 2017 herausgebildet. Die 
Studie zeigte im Ergebnis auf, dass die Güte der nicht-
finanziellen Erklärungen und Berichte zwar über die 
Jahre zunahm, aber dennoch hinter dem Möglichen 
zurückblieb. Eine weitere wichtige Erkenntnis des 
Studienprojekts betrifft die Wirkung des CSRD-Ent-
wurfs auf den Anwenderkreis in Deutschland: Durch 
die Ausweitung der Berichtspflicht auf große haftungs-
beschränkte Unternehmen – unabhängig von der Kapi-
talmarktorientierung und ohne den bisherigen erhöh-
ten Schwellenwert von 500 Mitarbeitern – steigt die 
Zahl der Berichterstatter künftig um das 30-Fache auf 
ca. 15.000 Unternehmen. Hier hatte das DRSC eine 
moderatere Empfehlung gegenüber dem BMJV abge-
geben.1

1	 Die Studie ist abrufbar unter: https://www.drsc.de/news/csr-studie-
abschluss/

Autor: Georg Lanfermann 

Der am 21.4.2021 veröffentlichte Entwurf der Corpo
rate Sustainability Reporting Directive (CSRD) zielt auf 
eine Verschärfung der Transparenzpflicht über nach-
haltige Unternehmensaktivitäten ab, der gegenwärtig 
in Deutschland ca. 500 Unternehmen in Form einer 
»nichtfinanziellen Erklärung« nachkommen. Diese 
europäische Gesetzesinitiative steht in direktem Zu-
sammenhang mit dem European Green Deal, dem 
Flaggschiffprojekt der gegenwärtigen Europäischen 
Kommission unter der Führung von Kommissions
präsidentin Ursula von der Leyen, und ist hierbei ein 
zentrales Instrument, um über mehr Transparenz zu 
nachhaltigen Unternehmensaktivitäten Kapitalflüsse 
verstärkt in nachhaltige Investitionen umzuleiten. Die-
ses mit dem Stichwort »Sustainable Finance« belegte 
Ziel verfolgte die Europäische Kommission bereits 
zuvor mit einem Paket von Legislativmaßnahmen im 
Kontext des Aktionsplans zur Finanzierung nachhalti-
gen Wachstums. Zentral ist hierbei die Taxonomie-
Verordnung, die auch eine neue Berichtspflicht zu den 
ökologisch nachhaltigen Anteilen der Umsatzerlöse, 
der Investitionsausgaben (CapEx) und der Betriebs-
ausgaben (OpEx) auslöst, zu der Unternehmen, die 
gegenwärtig eine »nichtfinanzielle Erklärung« abgeben, 
bereits Anfang nächsten Jahres berichten müssen.

Nachhaltigkeitsberichterstattung 
auf

Georg Lanfermann ist Präsident des Deutschen  
Rechnungslegungs Standards Committee e.V. (DRSC).

Einführung

https://www.drsc.de/news/csr-studie-abschluss/
https://www.drsc.de/news/csr-studie-abschluss/
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II. EFRAG erarbeitet künftig Standards zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung

Eine weitere wichtige Neuerung ist die im CSRD-Vorschlag vorgese
hene Standardsetzung zur Nachhaltigkeitsberichterstattung. Auf der 
Grundlage eher abstrakt gehaltener gesetzlicher Leitplanken soll die 
European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG) als private 
Einrichtung künftig der Kommission Standards zur Nachhaltigkeitsbe
richterstattung erarbeiten, die mit einem stärkeren Detaillierungsgrad 
Berichtsthemen aus den Bereichen Umwelt-, Sozial- und Governance-
Aspekte mit Berichtsinhalten und dazugehörigen KPIs definieren. Bis-
her berät EFRAG die Europäische Kommission bei der Annahme der 
IFRS und das DRSC ist eine der wesentlichen Stützen dieser Arbeit – 
sowohl fachlicher als auch finanzieller Art. Das DRSC geht in Bezug 
auf die bei EFRAG für das Jahresende 2021 vorgesehene Änderung 
der Organisationsstruktur bereits voran und hat seinerseits Ende Juni 
eine entsprechende Satzungsänderung zur Einrichtung eines Fach-
ausschusses Nachhaltigkeitsberichterstattung beschlossen. Auch 
arbeitet das DRSC derzeit an einem neuen nationalen Funding-
Mechanismus, um EFRAG, aber auch parallele Initiativen bei der IFRS 
Foundation gezielt unterstützen zu können. Konsequent bereitet sich 
das DRSC somit darauf vor, für Deutschland eine zentrale Plattform 
für solche Fragen nicht nur im Bereich der finanziellen, sondern auch 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung zu sein und in künftigen Stan-
dardsetzungsdiskussionen die »deutsche Stimme« zu vertreten.

III. Betroffen ist bereits die Berichtsperiode 
2023

Ambitioniert stellt sich der CSRD-Entwurf auch in zeitlicher Hinsicht 
dar. Die Richtlinie soll bis spätestens Mitte Juni 2022 finalisiert sein. 
Bereits bis Dezember 2022 soll die nationale Umsetzung erfolgen. 
Parallel hierzu sieht der CSRD-Entwurf die fachliche Vorbereitung der 
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung bei EFRAG vor. 
Die verbindliche Annahme von Kernstandards durch einen delegier-
ten Rechtsakt ist zu Ende Oktober 2022 geplant. Bis Ende Oktober 
2023 sollen erweitere Standards und KMU-Standards folgen. Die 
neuen Berichtspflichten sollen für Nachhaltigkeitsberichte gelten, die 
ab dem 1.1.2024 veröffentlicht werden. Betroffen ist damit bereits 
die Berichtsperiode 2023. Kleinen und mittleren Unternehmen wird 
eine Übergangsfrist gewährt. Sie sind ab dem 1.1.2026 berichts-
pflichtig. Im Kontext der Vervielfachung der Zahl der berichtspflichti-
gen Unternehmen, der gegenwärtig fehlenden Klarheit hinsichtlich 
der Ausgestaltung der anzuwendenden EU-Berichtsstandards und 
der gleichzeitig umzusetzenden Datendigitalisierung stellt der ambi
tionierte Zeitplan die Unternehmenspraxis zumindest in der Anfangs-
phase vor zu hohe Herausforderungen. Dies war auch das Ergebnis 
eines gemeinsam von BDI und DRSC gestalteten und gut besuchten 

Berliner Bilanz Forums im Mai 2021.2 Der Verwaltungs-
rat des DRSC hat wiederholt betont, dass die recht
zeitige Zurverfügungstellung klarer und praktikabler 
Berichtsstandards ein zentraler Erfolgsfaktor für eine 
erfolgreiche Implementierung solcher Berichtsanfor-
derungen in der Unternehmenspraxis ist.

IV. Eine klare internationale Orien-
tierung tut not!

Ein besonderes Anliegen der DRSC-Mitgliedsunter-
nehmen ist die internationale Stringenz der Berichts-
vorgaben. Grundsätzlich ist begrüßenswert, dass der 
CSRD-Vorschlag die rechtlichen Voraussetzungen für 
einheitliche Nachhaltigkeitsstandards schafft. Mittels 
eines flexiblen Rechtsinstruments ist die Europäische 
Kommission damit zukünftig in der Lage, Nachhaltig-
keitsstandards zur verbindlichen Anwendung in der 
EU vorzuschreiben. Berichtende Unternehmen sehen 
sich bereits heute mit einer Vielzahl von freiwilligen 
Rahmenwerken und individuellen Informationsanfra-
gen aus dem internationalen Umfeld konfrontiert. Ins-
besondere die Entwicklung einer »Global Baseline« zu 
Nachhaltigkeitsberichtsstandards unter dem Dach der 
IFRS Foundation, wie sie von den G20-Regierungen 
und einer Vielzahl von internationalen Institutionen 
gefordert wird, wird im EU-Kontext bisher noch nicht 
ausreichend aufgegriffen. Die für November 2021 
beim COP26 erwartete Vorstellung eines solchen 
Standards für die Klimaberichterstattung und die 
Schaffung des International Sustainability Standards 
Board (ISSB) unter dem Dach der IFRS Foundation 
könnte insofern ein Lackmustest für die entsprechen-
den Vorarbeiten bei EFRAG werden, die parallel statt-
finden, aber auch nicht auf das Klimathema begrenzt 
sind. Das DRSC hat dies aufgegriffen und in dieser 
Hinsicht u. a. bei einer gemeinsamen Veranstaltung mit 
dem Deutschen Aktieninstitut (DAI) und dessen fran-
zösischem Partnerverband AFEP Anfang Juli 2021 auf 
die notwendige internationale Kompatibilität europäi-
scher Berichtsvorgaben mit internationalen Berichts-
standards gegenüber hochrangigen Kommissionsver-
tretern nachdrücklich hingewiesen.3   

2	 Die Aufzeichnung ist abrufbar unter: https://www.drsc.de/news/berliner-
bilanzforum-2021/

3	S iehe unter: https://www.drsc.de/news/deutsch-franzoesische-veran-
staltung-csrd-1-juli-2021/

Augenhöhe mit der 
Finanzberichterstattung 

https://www.drsc.de/news/berliner-bilanzforum-2021/
https://www.drsc.de/news/berliner-bilanzforum-2021/
https://www.drsc.de/news/deutsch-franzoesische-veranstaltung-csrd-1-juli-2021/
https://www.drsc.de/news/deutsch-franzoesische-veranstaltung-csrd-1-juli-2021/
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Autorinnen: Angelika Huber-Straßer und  
Dr. Astrid Gundel 

V. Sicherstellung der Zuverlässigkeit 
von Nachhaltigkeitsinformationen

Als eine wesentliche Voraussetzung für das Erreichen 
der europäischen Nachhaltigkeitsziele sieht es die EU-
Kommission an, dass die Berichtsadressaten auf die 
Richtigkeit der von den Unternehmen veröffentlichten 
Nachhaltigkeitsinformationen vertrauen können. Diese 
Zuverlässigkeit der Nachhaltigkeitsberichte wird nach 
Auffassung der Kommission durch die bisherige 
Regulierung nicht ausreichend sichergestellt. Der 
Entwurf der CSRD-Richtlinie sieht daher folgende 
Neuerungen vor:

•	 Die Nachhaltigkeitsberichterstattung soll inhaltlich 
durch den Abschlussprüfer geprüft werden. Bis-
lang erfolgt eine inhaltliche Prüfung nur auf freiwilli-
ger Basis.

•	 Die Anforderungen an die Prüfungspflicht des 
Aufsichtsrats sollen im Hinblick auf die Nachhaltig-
keitsberichterstattung verschärft werden.

•	 Die nationalen Enforcement-Verfahren sollen die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung in ihren Prüfungs-
scope aufnehmen.

1.	I nhaltliche Prüfung der Berichterstattung 
durch den Abschlussprüfer
Die Nachhaltigkeitsberichterstattung soll künftig durch 
den Abschlussprüfer4 mit begrenzter Prüfungs
sicherheit (»limited assurance«)5 geprüft werden. 
Gegenstand der Prüfung soll die Erfüllung der Anfor-
derungen der europäischen Regelwerke sein. Hierbei 
soll auch die Ordnungsgemäßheit des unternehmens
internen Verfahrens zur Ermittlung der einschlägigen 
Nachhaltigkeitsinformationen beurteilt werden. Die 
EU-Kommission wird ermächtigt, im Wege delegierter 
Rechtsakte Standards für die Prüfung anzuneh-
men. Solange die EU keine Prüfungsstandards ange-
nommen hat, gelten die nationalen Bestimmungen 
weiter.6 

Für die Zukunft erwägt die EU-Kommission eine pro-
gressive Erhöhung der Prüfungssicherheit. Im 
Richtlinienentwurf soll ihr bereits die Befugnis einge-
räumt werden, Prüfungsstandards für eine Prüfung 
mit hinreichender Prüfungssicherheit (»reasonable 
assurance«)7 zu verabschieden.

Die erforderliche Qualifikation des Abschlussprü-
fers zur Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
soll durch eine entsprechende Erweiterung der Vor-
schriften zur Aus- und Fortbildung der Wirtschafts
prüfer gewährleistet werden. Ebenso sollen die Vor-
schriften zur Organisation der Abschlussprüfung 
und zu den Berufspflichten angepasst werden, 
indem etwa sichergestellt werden soll, dass der ver-
antwortliche Prüfungspartner auch ausreichend in die 
Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung einge-
bunden wird.

4	 Die Mitgliedstaaten können auch die Prüfung durch einen »unabhängigen 
Erbringer von Bestätigungsleistungen« gestatten, vgl. näher Art. 1 Nr. 10 
lit. b CSR-Richtlinienentwurf.

5	 Dies bedeutet, dass der Prüfer eine Negativaussage dahingehend trifft, 
dass keine Sachverhalte bekannt geworden sind, die zu der Annahme 
veranlassen, dass wesentliche falsche Darstellungen enthalten sind.

6	I n Deutschland sind demnach IDW PS 350 n.F. bzw. ISAE 3000 zu 
beachten.

7	 Die Prüfung mit hinreichender Prüfungssicherheit (»reasonable assu-
rance«) erfordert gegenüber einer Prüfung mit begrenzter Prüfungs
sicherheit eine intensivere Prüfung und mündet in der Regel in eine 
Positivaussage. Geprüft werden insbesondere auch Ausgestaltung und 
Wirksamkeit von dahinterliegenden Prozessen und deren Kontrollen.

Einführung

Angelika Huber-Straßer ist Leiterin des Audit Committee Institute e.V. sowie 
Regionalvorstand Süd, Head of Automotive, Deutschland und EMA der KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.
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2.	Verstärkte Prüfung der Berichterstattung 
durch den Aufsichtsrat
Der Grundsatz, wonach der Aufsichtsrat die Nachhal-
tigkeitsberichterstattung mit derselben Intensität wie 
die übrige Finanzberichterstattung überwachen muss, 
gilt weiterhin. Der Richtlinienentwurf konkretisiert zum 
einen die erforderlichen Prüfungshandlungen des 
Aufsichtsrats, was im Ergebnis zu einer Verschärfung 
seiner Prüfungspflicht führt. Zum anderen soll dem 
Aufsichtsrat von Gesetzes wegen die Prüfung durch 
die parallele inhaltliche Prüfung der Berichterstattung 
durch den Abschlussprüfer erleichtert werden.

3.	Verschärfung der Prüfungspflicht
Der Aufsichtsrat soll künftig auch den Prozess der 
Digitalisierung der Rechnungslegung in Bezug auf die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung überwachen müs-
sen.8 Zudem soll sich seine Überwachungsaufgabe 
auf den vom Unternehmen durchgeführten Prozess 
zur Ermittlung der Nachhaltigkeitsinformationen 
erstrecken.9 Darüber hinaus wird klargestellt, dass die 
Wirksamkeit der unternehmerischen Kontroll-
systeme auch insoweit zu prüfen ist, als sie die Nach-
haltigkeitsberichterstattung berühren, einschließlich 
deren Digitalisierung. Zu beachten ist schließlich, dass 
der Aufsichtsrat die Abschlussprüfung auch im Hin-
blick auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
überwachen muss, was durch den Richtlinienentwurf 
bestätigt wird.

Der Prüfungsausschuss muss den Aufsichtsrat 
außerdem gemäß dem Richtlinienentwurf u. a. über 
das Ergebnis der externen Prüfung10 der Nachhaltig-
keitsberichterstattung unterrichten und darlegen, 
wie diese Prüfung zur Integrität der Nachhaltigkeits
berichterstattung beigetragen hat und welche Rolle 
der Prüfungsausschuss in diesem Prozess gespielt 
hat. Die aktuelle Fassung der Abschlussprüferricht
linie enthält bereits eine entsprechende Bestimmung 

8	 Zur Prüfung des Prozesses der Digitalisierung in Bezug auf die übrige 
Finanzberichterstattung vgl. Rabenhorst, in: Audit Committee Quarterly 
II / 2021, S. 88 f.

9	 Dieser Prozess muss in Einklang mit den von der EU-Kommission ange-
nommenen Standards sein.

10	Das heißt der Prüfung durch den Abschlussprüfer

für die Abschlussprüfung in Bezug auf die übrige 
Finanzberichterstattung. Der deutsche Gesetzgeber 
hatte die Bestimmung allerdings im Rahmen des 
Abschlussprüfungsreformgesetzes (AReG) nicht in 
nationales Recht umgesetzt, da in Deutschland die 
Einrichtung eines Prüfungsausschusses zum damali-
gen Zeitpunkt nicht verpflichtend war.11 

4.	Unterstützung durch den Abschlussprüfer
Die geplante Prüfungspflicht durch den Abschlussprü-
fer erleichtert dem Aufsichtsrat darüber hinaus seine 
eigene Prüfung. Nach aktueller Rechtslage kann der 
Aufsichtsrat allerdings schon eine Überprüfung durch 
einen Externen mit begrenzter oder hinreichender 
Prüfungssicherheit beauftragen. Zusätzlich zur künftig 
vorgeschriebenen Prüfung mit begrenzter Prüfungs
sicherheit wird man davon ausgehen, dass der Auf-
sichtsrat weiterhin eine vertiefte Prüfung mit hin
reichender Prüfungssicherheit veranlassen kann. 
Inwieweit sich eine solche Prüfung für den Aufsichts-
rat empfiehlt, sollte auch vor dem Hintergrund der 
geplanten Verschärfung seiner eigenen Prüfungs-
pflicht beurteilt werden.

5.	Überprüfung der Berichterstattung  
im Rahmen des Enforcement-Verfahrens
Die CSR-Berichterstattung wird bislang nicht im 
Enforcement-Verfahren12 überprüft. Gemäß dem 
Richtlinienentwurf soll sich in Zukunft das Verfahren 
auch auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung erstre-
cken. Die Europäische Wertpapier- und Marktauf
sichtsbehörde (ESMA) soll Leitlinien hierfür heraus
geben.  

11	Infolge des Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetzes (FISG) sind Unter-
nehmen von öffentlichem Interesse nun ab dem 1.1.2022 verpflichtet, 
einen Prüfungsausschuss einzurichten. In Deutschland wurde bislang 
aber versäumt, die vom europäischen Gesetzgeber vorgesehene spe
zielle Informationspflicht des Prüfungsausschusses gegenüber dem Auf-
sichtsrat in nationales Recht zu übertragen.

12	Im Enforcement-Verfahren werden die Unternehmensabschlüsse und 
-berichte von Unternehmen, für die als Emittenten von zugelassenen 
Wertpapieren die Bundesrepublik Deutschland der Herkunftsstaat ist, 
einer Prüfung unterzogen. Das Verfahren ist bislang zweistufig aufgebaut, 
mit der Deutschen Prüfstelle für Rechnungslegung DPR e.V. auf der 
ersten und der BaFin auf der zweiten Stufe. Infolge des FISG wird das 
Verfahren ab 2022 nur noch durch die BaFin durchgeführt.

Dr. Astrid Gundel ist Senior Managerin  
im Audit Committee Institute e.V.
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Mitte April 2021 hat die EU-Kommission einen Entwurf 
zur Weiterentwicklung der CSR-Berichterstattung1 
vorgelegt.2 

Mit einem zeitnahen Inkrafttreten des Vorhabens ist 
zu rechnen (siehe Zeitleiste auf S. 13). Vorstand und 
Aufsichtsrat sollten sich daher jetzt schon auf die 
Neuerungen vorbereiten und insbesondere auch mit 
deren möglichen Auswirkungen auf Unternehmens
strategie, unternehmerische Kontrollsysteme, 
Vorstands- und Aufsichtsratsbesetzung sowie 
Vorstandsvergütung auseinandersetzen. 

1	K ünftig als Nachhaltigkeitsberichterstattung zu bezeichnen; zur Umset-
zung der »ersten« CRS-Richtlinie in Deutschland und den aktuellen 
Anforderungen an die CSR-Berichterstattung siehe https://audit-
committee-institute.de/media/aci_folder_2017_csr-richtlinie.pdf

2	R ichtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Richtlinien 2013/34/EU, 2004/109/EG und 2006/43/EG und der Verord-
nung (EU) Nr. 537/2014 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
von Unternehmen, 21.4.2021, COM(2021) 189 final

Nachhaltigkeitsberichterstattung
 Autoren: Dr. Astrid Gundel, Alexander Glöckner und Christian Hell

EU-Initiative zur erweiterten Nachhaltigkeitsberichterstattung –  

Vorbereitung schon jetzt erforderlich

Einführung

https://audit-committee-institute.de/media/aci_folder_2017_csr-richtlinie.pdf
https://audit-committee-institute.de/media/aci_folder_2017_csr-richtlinie.pdf
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Alexander Glöckner, Director, Sustainability 
Services, KPMG AG Wirtschaftsprüfungs
gesellschaft

Christian Hell ist Sustainability-Experte.

Geplante Weiterentwicklung der Berichterstattung über Nachhaltigkeitsaspekte  
(Nachhaltigkeitsberichterstattung)

Ausweitung des 
Anwendungsbereichs

Für Geschäftsjahre ab dem 1.1.2023 gilt die Pflicht zur Abgabe einer Nachhaltigkeits
erklärung für alle großen Kapitalgesellschaften, haftungsbeschränkten Personen
handelsgesellschaften und – rechtsformunabhängig – Banken und Versicherungen3; 
Kapitalmarktorientierung und das Überschreiten von 500 Beschäftigten im Jahres-
durchschnitt sind nicht mehr Voraussetzung für die Pflicht zur Abgabe der Erklärung.

Für Geschäftsjahre ab dem 1.1.2026 müssen zudem auch alle kapitalmarktorientier-
ten kleinen und mittleren Unternehmen (KMUs) – mit Ausnahme von Kleinstunter-
nehmen – eine entsprechende Erklärung abgeben. 

Die Pflicht zur Abgabe einer Erklärung auf Konzernebene tritt im Grundsatz bereits 
dann ein, wenn ein Unternehmen Mutterunternehmen einer großen Gruppe ist.

Ausweitung und Präzisierung 
der berichtspflichtigen Infor-
mationen

Der Inhalt der Berichterstattung wird erweitert und präzisiert. Berichtet werden 
muss in Zukunft insbesondere nicht nur über Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmer
belange, sondern auch über Corporate Governance-Aspekte. Informiert werden 
muss dabei etwa über die Rollen von Vorstand und Aufsichtsrat sowie die Unter-
nehmensethik und -kultur, einschließlich Lobbyaktivitäten. 

Darüber hinaus müssen u. a. die Resilienz des Geschäftsmodells und der Unterneh-
mensstrategie in Bezug auf Nachhaltigkeitsrisiken sowie die Kompatibilität der 
Unternehmensplanung mit dem Pariser Klimaziel der Begrenzung der Erderwärmung 
von nicht mehr als 1,5 Grad Celsius offengelegt werden. Zu berichten ist außerdem, 
inwieweit Stakeholderinteressen und Nachhaltigkeitsaspekte im Rahmen des 
Geschäftsmodells und der Unternehmensstrategie berücksichtigt werden. Des Wei-
teren sind im Bericht Ziele und Zielerreichung in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte 
zu veröffentlichen. Neu ist außerdem eine Berichterstattung über Maßnahmen, die 
zur Prävention, Milderung oder Beseitigung von negativen Auswirkungen ergriffen 
wurden.

Aufgenommen werden müssen zudem Angaben zu immateriellen Anlagewerten, 
wie »Humankapital« oder »Sozialkapital«. 

Die Berichterstattung muss sowohl retrospektiv als auch zukunftsbezogen sein 
sowie qualitative und quantitative Informationen enthalten. Der kurz-, mittel- und 
langfristige Horizont soll berücksichtigt werden. Auch die Lieferkette muss in den 
Bericht einbezogen werden.

Berichtet werden muss zudem über den Prozess der Informationsgewinnung.
 

3	�E s ist ausreichend, dass zwei der folgenden Kriterien erfüllt werden: 
•  im Jahresdurchschnitt mehr als 250 Arbeitnehmer, 
•  die Bilanzsumme überschreitet 20 Mio. EUR oder 
•  �die Umsatzerlöse überschreiten 40 Mio. EUR in den zwölf Monaten  

vor dem Abschlussstichtag.
Bislang ist es zwingend erforderlich, dass das Unternehmen im Jahres- 
durchschnitt 500 Arbeitnehmer hat und zusätzlich entweder die genannten  
Umsatzerlöse oder die genannte Bilanzsumme überschreitet.

Dr. Astrid Gundel ist Senior Managerin  
im Audit Committee Institute e.V.
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Fortführung: Geplante Weiterentwicklung der Berichterstattung über Nachhaltigkeits
aspekte (Nachhaltigkeitsberichterstattung)

Klarstellung zum Begriff der 
Wesentlichkeit 

Im Richtlinienentwurf wird klargestellt: Zu berichten ist sowohl über Aspekte,  
die für das Verständnis des Geschäfts von Bedeutung sind, als auch über Aspekte, 
die erforderlich sind, um die Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit auf Nach
haltigkeitsbelange zu verstehen (doppelte Wesentlichkeit).

Verpflichtung zur Nutzung 
von Berichtsstandards 

Unternehmen können für ihre Berichterstattung bislang auf unterschiedliche Rah-
menwerke, wie z. B. den Deutschen Nachhaltigkeitskodex oder die Standards der 
Global Reporting Initiative (GRI), zurückgreifen. Um die Vergleichbarkeit und Qualität 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung zu verbessern, werden Unternehmen nun  
zur Nutzung von einheitlichen Berichtsstandards verpflichtet, die u. a. die zu berich-
tenden Informationen und die Art der Berichterstattung (z. B. Aufbau des Berichts) 
konkretisieren. Zu beachten ist, dass die Standards auch Corporate Governance-
Aspekte abdecken sollen. Die Standards werden von der EU-Kommission im Wege 
delegierter Rechtsakte erlassen; für KMUs sind Standards vorgesehen, welche die 
Besonderheiten dieser Unternehmen berücksichtigen. Für den Erlass der Standards 
ist ein gestaffelter Zeitplan vorgesehen (siehe Zeitleiste). Die EU-Kommission ist 
verpflichtet, bei der Standardentwicklung die technischen Ratschläge der European 
Financial Reporting Advisory Group (EFRAG) zu berücksichtigen.

Ort der Berichterstattung Die Möglichkeit eines gesonderten nichtfinanziellen Berichts außerhalb des Lage
berichts entfällt. Die neue Nachhaltigkeitsberichterstattung erfolgt also zwingend 
im Lagebericht.

Digitalisierung der 
Berichterstattung

Die Nachhaltigkeitsberichterstattung muss elektronisch veröffentlicht werden, 
wobei die Informationen zum Teil getaggt werden müssen.

Externe Prüfung der 
Berichterstattung

Um die Verlässlichkeit der Nachhaltigkeitsinformationen zu verbessern, muss  
die Nachhaltigkeitsberichterstattung zwingend durch den Abschlussprüfer mit 
»limited assurance« (begrenzte Prüfungssicherheit) geprüft werden. Mitgliedstaa-
ten können neben dem Abschlussprüfer auch die Prüfung durch andere externe 
Prüfer erlauben. Die Prüfung soll anhand nationaler Prüfungsstandards erfolgen, 
solange die EU-Kommission keine eigenen Prüfungsstandards im Wege delegierter 
Rechtsakte festlegt. Die EU-Kommission wird ermächtigt, Prüfungsstandards zu 
verabschieden, die eine Prüfung mit »reasonable assurance« (hinreichende Prüfungs-
sicherheit) vorsehen.

Prüfung der Bericht
erstattung durch den 
Aufsichtsrat

Wie bislang muss der Aufsichtsrat die Nachhaltigkeitsberichterstattung mit der 
gleichen Intensität wie die übrige Finanzberichterstattung überwachen. Gemäß  
dem Richtlinienentwurf muss sich aber seine Überwachung auch auf den digitalen 
Meldeprozess im Hinblick auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung4 erstrecken.

Klargestellt wird außerdem, dass der Aufsichtsrat die unternehmerischen Kontroll
systeme auch im Hinblick auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung – einschließlich 
in Bezug auf die digitale Aufbereitung der Informationen – überwachen muss. 
Zudem muss der Aufsichtsrat den Prüfer der Nachhaltigkeitsberichterstattung im 
Hinblick auf Unabhängigkeit und Qualität überwachen. 

Prüfung der Berichterstattung 
im Enforcement-Verfahren

Die Verlässlichkeit der Informationen soll schließlich zusätzlich dadurch sicher
gestellt werden, dass die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung auch im 
Rahmen der nationalen Enforcement-Verfahren erfolgt. Die Europäische Wert
papier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) soll Leitlinien für die Prüfung durch  
die nationalen Behörden erarbeiten.

 

4	 Zur Überwachung der elektronischen Berichterstattung durch den 
Aufsichtsrat vgl. Rabenhorst, Audit Committee Quarterly II / 2021

Einführung
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Geplante erweiterte Berichterstattung über Diversitätskonzept im Rahmen  
der Erklärung zur Unternehmensführung

Zwingende Berichterstattung 
zur Besetzung der Gremien 
mit Männern und Frauen

Große börsennotierte 5 Unternehmen müssen infolge des CSR-Richtlinie-Umset-
zungsgesetzes über ihr Diversitätskonzept für Vorstand und Aufsichtsrat berichten. 
Während bislang das Geschlecht nur als mögliches Diversitätskriterium genannt 
wird, muss – sofern ein Diversitätskonzept angedacht ist – es in Zukunft zwingend 
Informationen in Bezug auf das Geschlecht umfassen. Während die Berichterstat-
tung derzeit zwingend in der Erklärung zur Unternehmensführung zu erfolgen hat, 
sollen die Informationen künftig alternativ auch in die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung aufgenommen werden können. 

Indikativer Zeitplan

ab Januar 2023 
Erstanwendung der Neuregelungen

ab Januar 2024 
Erstveröffentlichung

Oktober 2023 
delegierte Rechtsakte zu erweiterten 

Standards sowie KMU-Standards

Oktober 2022 
delegierter Rechtsakt  

zu Kernstandards

1. Dezember 2022 
nationale  

Umsetzung

bis Juni 2022 
Finalisierung  
der Richtlinie

April 2021 
Kommissions- 
entwurf

Quelle: DRSC, Informationsfolder zum Kommissionsentwurf zur Neuaufstellung der Nachhaltigkeitsberichterstattung,  
online abrufbar unter https://www.drsc.de/app/uploads/2021/04/210421_CSRD_Briefing-Paper.pdf

5	 Zur Berichterstattung sind außerdem große Unternehmen mit anderwei-
tigem Kapitalzugang gemäß § 289f Abs. 1 S. 1 HGB verpflichtet.

https://www.drsc.de/app/uploads/2021/04/210421_CSRD_Briefing-Paper.pdf
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Am 19.3.2020 beauftragte das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-

cherschutz (BMJV) das Deutsche Rechnungslegungs Standards Committee e.V. 

(DRSC) mit der Durchführung einer Studie über die Umsetzung der Vorgaben 

aus dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz (CSR-RUG). Im Rahmen der 

Arbeiten wurde in einer Horizontalstudie die nichtfinanzielle Berichterstattung  

von 100 repräsentativ ausgewählten Unternehmen über den Dreijahreszeit-

raum 2017 bis 2019 anhand von 15 vorgegebenen Fragestellungen untersucht.

Auf den Seiten am Anfang jedes Kapitels in diesem Heft werden wesentliche 

Ergebnisse der DRSC-Studie zu den Inhalten des CSRD-Entwurfs aufgegriffen. 

Die DRSC-Studie ist online abrufbar unter:  

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF/Berichte/2021_CSR_

Studie.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Die DRSC-Studie schätzt bei der Aufgabe des Kapitalmarktkriteriums eine 

merkliche Ausweitung des Geltungsbereichs von derzeit ca. 500 auf etwa 

8.000 Unternehmen. Mit einer darüber hinausgehenden Absenkung der Mit-

arbeiterzahl auf 250 würde sich der Anwendungsbereich noch einmal deut-

lich auf dann rund 15.000 Unternehmen erhöhen. Das heißt, der von der 

Kommission vorgeschlagene Anwendungsbereich würde gemäß den Ergeb-

nissen der DRSC-Studie bereits in der Anfangsphase die Anzahl berichts-

pflichtiger Unternehmen in Deutschland um das 30-Fache ansteigen lassen.

		  Vgl. DRSC-Studie, S. 87, Tz. 257 

Der bisherige Anwendungsbereich des CSR-RUG erstreckt sich auf bestimmte 

große Unternehmen von öffentlichem Interesse, d. h. kapitalmarktorientierte Unter-

nehmen, Banken und Versicherungen, mit im Geschäftsjahresdurchschnitt mehr  

als 500 Mitarbeitern.

Gemäß dem CSRD-Entwurf sollen künftig für die Geschäftsjahre ab dem 1.1.2023 

alle großen haftungsbeschränkten Unternehmen – unabhängig von einer etwaigen 

Kapitalmarktorientierung – sowie große Banken und Versicherungen erfasst 

werden. Dies impliziert eine Absenkung der jahresdurchschnittlichen Mitarbeiter-

zahl auf 250. Darüber hinaus sollen auch Drittstaaten-Emittenten in den Anwen-

dungsbereich fallen. Für die Geschäftsjahre ab dem 1.1.2026 ist der Einbezug kleiner 

und mittelgroßer kapitalmarktorientierter Unternehmen vorgesehen.
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Auf dem Weg zu einem umfassenden 
Sustainability Reporting

Die EU-Initiative zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
(CSRD)1 zielt auf sehr viel mehr als auf eine Änderung 
der Finanzberichterstattung. Vielmehr soll eine umfas-
sende Nachhaltigkeitsberichterstattung etabliert wer-
den. Das ist Teil der Vorstellungen der EU-Kommission 
von einer »Green Transformation« der Wirtschaft. 

Die geplante Ausweitung betrifft u. a. den Anwen-
dungsbereich der Richtlinienvorgaben. Während die 
nichtfinanzielle Berichterstattungspflicht gegenwärtig 
auf große Unternehmen von öffentlichem Interesse 
mit durchschnittlich mehr als 500 Mitarbeitern (und 
entsprechende Mutterunternehmen einer großen 
Gruppe) beschränkt ist, sollen ab 2023 alle großen 
Unternehmen i. S. v. Art. 3 Abs. 4 BilanzRL (sowie ent-
sprechende Mutterunternehmen) erfasst werden;  
die Kapitalmarktorientierung soll als Voraussetzung 
der Berichtspflicht entfallen, ebenso die Grenze von 
500 Mitarbeitern2. Ab 2026 sollen zusätzlich auch bör-
sennotierte kleine und mittlere Unternehmen (KMUs) 
i. S. v. Art. 3 Abs. 2 und 3 BilanzRL in die Berichtspflicht 
einbezogen werden. Nach Schätzungen der EU-Kom-
mission würden europaweit statt bislang ca. 11.600 
Unternehmen künftig ca. 49.000 Unternehmen von 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung erfasst sein.3 Für 
Deutschland kommen erste Berechnungen des DRSC 
zu dem Ergebnis, dass schon ab 2023 rd. 15.000 Unter-
nehmen (statt bislang rund 500) unmittelbar berichts-
pflichtig wären.4 

1	U nter dem Titel »Proposal for a Corporate Sustainability Reporting 
Directive – CSRD« hat die Europäische Kommission am 21.4.2021 einen 
Vorschlag zur Änderung der Bilanzrichtlinie 2013 / 34 / EU vorgestellt. 
COM(2021) 189 final (im Folgenden: »CSRD-Vorschlag«, wobei sich die 
Seitenzahlen auf die deutsche Sprachfassung des Dokuments beziehen). 
Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen auch die Transparenzricht
linie 2004 /109 / EG, die Abschlussprüferrichtlinie 2006 / 43 / EG und die 
Abschlussprüferverordnung EU 537 / 2014.

2	 Art. 19a Abs. 1 und Art. 29a Abs. 1 BilanzRL i. d. F. d. CSRD-Vorschlags

3	 CSRD-Vorschlag, Begründung, COM(2021) 189, S. 13

4	 DRSC, Kernbotschaften des DRSC-Verwaltungsrates zur CSRD,  
30. April 2021, S. 1

Studien zur Berichtspraxis seit dem Geschäftsjahr 2017 haben ge-
zeigt, dass die nichtfinanzielle Berichterstattung vor dem Hinter-
grund der geltenden Vorgaben sehr unterschiedlich ist. Daher sind 
Nachschärfungen des gegenwärtigen Rechtsrahmens rechtspolitisch 
durchaus grundsätzlich erwägenswert. Gegen den im Kommissions-
vorschlag vorgesehenen massiven Ausbau der Berichtspflichten sind 
aber dennoch erhebliche Einwände zu erheben.

Einwände

Die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach dem Kommissionsvor-
schlag ist als ein Instrument zur Erfüllung der »Rechenschaftspflicht 
zwischen Unternehmen und Gesellschaft« (Society) konzipiert. Von 
der Kommission angestrebt wird ein »Übergang zu einem vollstän-
dig nachhaltigen und integrativen Wirtschafts- und Finanzsystem«. 
Die Verbandskompetenz der Union (in Abgrenzung zur Kompetenz 
der Mitgliedstaaten) für ein solches evident politisches Vorhaben 
und für eine allgemeine Nachhaltigkeitsberichterstattung ist nicht 
über jeden Zweifel erhaben. Zumindest für die großen, global agieren-
den Unternehmen wären außerdem eher international abgestimmte 
Lösungsansätze zu unterstützen, statt EU-rechtliche Sonderlösungen 
anzustreben. 

Zum erweiterten Anwendungsbereich  
der Nachhaltigkeitsberichterstattung  
nach dem Vorschlag der EU-Kommission 
Autor: Prof. Dr. Joachim Hennrichs

Erweiterter Anwendungsbereich
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Der Kommissionsvorschlag sieht zudem und vor allem 
nur ganz unzureichende Differenzierungen nach der 
Größe der berichtspflichtigen Unternehmen vor. Einem 
erheblichen Teil der betroffenen Unternehmen droht 
eine massive Überlastung. Einmal mehr wird der 
unionsrechtliche Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht 
ausreichend gewahrt.

Große Unternehmen unabhängig von der Kapital-
marktorientierung in die verpflichtende Nachhaltig-
keitsberichterstattung einzubeziehen, entspricht zwar 
Forderungen von NGOs. Dafür lässt sich ferner gel-
tend machen, dass nicht kapitalmarktorientierte Unter-
nehmen ebenfalls die Umwelt verschmutzen etc.; 
zwischen den Schutzbelangen der Nachhaltigkeits
berichterstattung und dem Kapitalmarktbezug besteht 
kein unmittelbarer Zusammenhang. Aber die Aufgabe 
des Kriteriums der Kapitalmarktorientierung verselbst-
ständigt die Nachhaltigkeitsberichterstattung weiter 
von der Finanzberichterstattung. Mit den ursprünglich 
von der Bilanzrichtlinie verfolgten Zielen und dem nor-
mativen Zusammenhang von Rechnungslegung und 
Gesellschaftsrecht (Kapitalschutz, Gläubigerschutz 
durch Information über die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage) hat die allgemeine Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung, die der Kommission vorschwebt, jedenfalls 
nur noch eine sehr lose Verbindung. Art. 50, 114 AEUV 
taugen deshalb als Rechtsgrundlagen für eine Ver-
bandskompetenz der Union m. E. nicht. Ein konkreter 
Bezug der Nachhaltigkeitsberichterstattung in dem 
von der EU-Kommission vorgeschlagenen weiten Ver-
ständnis zur Niederlassungsfreiheit oder zur Verwirk
lichung des Binnenmarkts ist zumindest fraglich. Das 
BVerfG hat in seinem EZB-Beschluss vom 5.5.20205 
zu Recht daran erinnert, dass die Wahrung der kom-
petenziellen Grundlagen der Europäischen Union ent-
scheidende Bedeutung für die Gewährleistung des 
demokratischen Prinzips hat6. 

5	B VerfG v. 5.5.2020, 2 BvR 859 /15, 2 BvR 1651/15, 2 BvR 2006 /15,  
2 BvR 980 /16, BVerfGE 154, 17 = NJW 2020, 1647

6	B VerfG a. a. O., LS 5

Zudem sind die vorgeschlagenen Regulierungsmaß-
nahmen auch vor dem Hintergrund des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes problematisch7. Öffentlich-recht-
liche Regelungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
sind Maßnahmen der Eingriffsverwaltung, die dem 
Rechtsstaatsprinzip genügen müssen. Deshalb müs-
sen gesetzliche Anforderungen zur Nachhaltigkeits
berichterstattung angemessen nach der Größe der 
erfassten Unternehmen differenzieren8. Der Entwurf 
zieht hier dagegen leider einen sehr groben Rechen. 
Dass für KMUs spezielle EU-Standards zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung geschaffen werden sollen, die 
»den Kapazitäten und Merkmalen kleiner und mittlerer 
Unternehmen angemessen« sein müssen9, ist zwar 
grundsätzlich lobenswert. Aber die Erfahrung zeigt, 
dass die Standardisierung von Berichterstattungs-
pflichten mit Blick auf Großunternehmen entwickelt 
wird und diese Standards dann auf KMUs übertragen 
werden (Top-Down-Approach). Damit werden KMUs 
überfordert. Daran scheiterte bereits die Akzeptanz 
der IFRS im deutschen Mittelstand. Zudem sind die 
vorgeblichen Informationsbedürfnisse von NGOs und 
der Gesellschaft (»society«) prinzipiell unstillbar. Wenn 
nach dem Konzept der EU-Kommission die berichts-
pflichtigen Unternehmen »alle Informationen über
mitteln (sollten), die die Nutzer (Investoren, NGOs, 
Gewerkschaften) für relevant erachten«,10 liegt das 
Problem offen zutage.  

7	 Schulze-Osterloh, in HdJ, Abt. I /1 Rn. 33a ff. m. w. N.

8	 Vorschlag dazu vom Arbeitskreis Bilanzrecht Hochschullehrer Rechts
wissenschaft, DB 2021 (im Erscheinen)

9	S o Art. 19c BilanzRL i. d. F. d. CSRD-Vorschlags

10	So CSRD-Vorschlag, Begründung, COM(2021) 189, S. 4

Prof. Dr. Joachim Hennrichs ist Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Bilanz- und Steuer-
recht der Universität zu Köln. Er ist Vorsitzender des Arbeitskreises Bilanzrecht Hochschullehrer 
Rechtswissenschaft (AKBR) und Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat beim BMF sowie in vielen 
anderen Arbeitskreisen.
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Neue Anforderungen zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung

Mit dem im April 2021 erschienenen Entwurf für die 
Corporate Sustainability Reporting Directive (kurz 
CSRD)1 setzt die EU den seit 2014 mit der Non Finan-
cial Reporting Directive (kurz NFRD) begonnenen Weg 
zu einer umfassenden und stärker vereinheitlichten 
nichtfinanziellen Berichtspflicht für Unternehmen fort. 
Sie soll – zusammen mit der Taxonomie-Verordnung – 
die Transparenz über eine nachhaltige unternehmeri-
sche Tätigkeit erhöhen und damit ermöglichen, Kapital-
flüsse gezielter in nachhaltige Unternehmen zu lenken, 
um die im Green Deal formulierten Ziele effektiv zu 
unterstützen. Die Gruppe der berichtspflichtigen Unter-
nehmen wird mit der CSRD deutlich erweitert2; aber 
auch Unternehmen wie Deutsche Post DHL Group, 
die bereits Erfahrung in der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung haben, müssen sich auf neue, verpflichtende 
EU-Standards vorbereiten.

Entwicklung der Nachhaltigkeits
berichterstattung am Beispiel 
DPDHL Group

Bereits durch die NFRD, die in Deutschland 2017 in 
das nationale Handels- und Aktiengesetzbuch über-
nommen wurde, sind große kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaften mit über 500 Mitarbeitern ver-
pflichtet, ihr Geschäftsmodell in einer sog. nichtfinan-
ziellen Erklärung darzustellen und über die Belange 
Umwelt, Arbeitnehmer, Soziales, Menschenrechte 
sowie Bekämpfung von Korruption und Bestechung 
zu berichten.3

1	 Der Entwurf zur CSRD ist als »Vorschlag für eine RICHTLINIE DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES zur Änderung der 
Richtlinien 2013 / 34 / EU, 2004 /109 / EG und 2006 / 43 / EG und der 
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsbericht
erstattung von Unternehmen«, 2021/ 0104 (COD) mit CELEX-Nummer 
52021PC0189 unter https://eur-lex.europa.eu/ abrufbar.

2	 Zu den Anforderungen der CSRD vgl. umfassend Fink / Schmotz (2021): 
»Die Vorschläge der EU-Kommission zur Überarbeitung der CSR-Richt
linie«, KoR Nr. 07– 08, Juli 2021

3	 Vgl. zur »nichtfinanziellen Erklärung« bzw. dem »nichtfinanziellen Kon-
zernbericht« § 289b, § 289c (1), (2) HGB

Der Entwurf der neuen EU-Direktive zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung –  
Inhaltliche und formale Herausforderungen 
für Unternehmen Autoren: Dr. Klaus Hufschlag und Melanie Kreis

Erweiterter Anwendungsbereich

Das im Markt führende E-Flugzeug Alice ermöglicht Fluggesell- 
schaften, sowohl im Fracht- als auch Passagierverkehr, den Betrieb 
emissionsfreier Flotten. Eviation erwartet, die elektrischen Fracht
flugzeuge 2024 an DHL Express auszuliefern.

DHL Global Forwarding bietet seinen Kunden ab sofort auch bei 
Container-Komplettladungen (FCL) die Option nachhaltiger Schiffs-
kraftstoffe (Sustainable Marine Fuel).
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Dr. Klaus Hufschlag ist als Senior Vice President bei der Deutsche Post DHL Group  
für das Nachhaltigkeits-Reporting und -Controlling sowie für das Finanzinfor
mations- und Konsolidierungssystem des Konzerns verantwortlich. Er ist seit  
2005 im Unternehmen und hat das Emissions-Controlling für den Konzern auf
gebaut sowie die Digitalisierung im Finanzbereich vorangetrieben.

Melanie Kreis ist Finanzvorstand der Deutsche Post DHL Group. 
Sie ist seit 2004 im Unternehmen und verantwortet seit 2016  
die Finanzkommunikation und -berichterstattung des weltweit 
größten Logistikkonzerns.

Auch Deutsche Post DHL Group hat für das Geschäfts-
jahr 2017 erstmalig eine nichtfinanzielle Erklärung 
abgegeben und diese im Bericht zur Unternehmens-
verantwortung veröffentlicht. Für den Konzern bildete 
die NRFD dabei nur einen formalen Schritt in der Wei-
terentwicklung der Berichterstattung, vor dem Hinter-
grund einer langen Tradition in der Nachhaltigkeits
berichterstattung. Bereits im Umweltbericht 2003 
und dem Personal- und Sozialbericht 2003 hat das 
Unternehmen erstmals umfassend Rechenschaft über 
wesentliche Nachhaltigkeitsbelange abgelegt und 
diese ab 2006 in einem Nachhaltigkeitsbericht zusam-
mengefasst. 

Seit 2008 – damals als Early Adopter – orientiert sich 
die Berichterstattung an den freiwilligen Standards 
der Global Reporting Initiative (GRI) und deckt damit 
bereits mehr als das in der NFRD geforderte Spek
trum ab.

Geschäfts- und Nachhaltigkeitsbericht sind dabei über 
die Jahre strukturell und prozessual zusammengerückt 
und erscheinen ab 2015 jeweils am gleichen Tag. 
Steuerungsrelevante nichtfinanzielle Zielgrößen wie 
der Carbon Efficiency Index zur Messung der CO2-
Effizienz, die Unfallrate und das Ergebnis der Mit
arbeiterbefragung wurden nach DRS 20 sowohl im 
Geschäftsbericht dargestellt und entsprechend mit 
hinreichender Sicherheit geprüft als auch im Nachhal-
tigkeitsbericht im weiteren Kontext erörtert.

Mit dem Geschäftsjahr 2020 hat Deutsche Post DHL 
Group die nichtfinanzielle Erklärung vollständig als um-
fangreiches Kapitel in den Geschäftsbericht übernom-
men – damit wird nun zentral in einem Bericht über 
finanzielle und nichtfinanzielle Aspekte berichtet. Die 
hinzugekommenen Inhalte wurden dabei mit begrenz-
ter Sicherheit geprüft. Um der Vielzahl der Anforde-
rungen von unterschiedlichsten Stakeholder-Gruppen 
zu begegnen, wird der Bericht schließlich durch ein 
»Statbook«, eine umfangreiche Tabelle mit weiteren 
nichtfinanziellen Kennzahlen, ergänzt.

Auch mit dem in der CSRD geforderten digitalen 
Reporting nach dem europäischen einheitlichen 
Berichtsformat European Single Electronic Format 
(ESEF) hat der Konzern Erfahrung – entsprechend der 
bisherigen Spezifikation jedoch nur für finanzielle 
Daten des IFRS-Abschlusses.

Darüber hinaus wird Nachhaltigkeit bei Deutsche Post 
DHL Group nicht nur nach außen berichtet, sondern 
aktiv geplant und gesteuert – mit einem eigenen Nach-
haltigkeitscontrolling und der langjährigen Berichts
erfahrung sieht sich Deutsche Post DHL Group daher 
den neuen Anforderungen der CSRD gegenüber gut 
aufgestellt.

Vorbereitung auf neue Inhalte

Mit der CSRD erwartet die Unternehmen gegenüber 
der NFRD ein deutlich erweiterter Berichtsumfang. 
Unternehmen müssen sich auf einen erweiterten 
Kanon geforderter Angaben einstellen, u. a. nachhal-
tigkeitsbezogene Pläne, Ziele, Leistungsindikatoren, 
Chancen und Risiken sowie Angaben zum intellektuel-
len, Human-, Sozial- und Beziehungskapital. Neue ver-
bindliche EU-Standards für die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung zu Umweltfaktoren, Sozialen Faktoren und 
Governance-Faktoren sollen den inhaltlichen Rahmen 
weiter spezifizieren. Dabei soll die Arbeit bestehender 
Initiativen – wie der Global Reporting Initiative (GRI), 
der Task Force for Climate Related Dislosures (TCFD) 
und des International Integrated Reporting Council 
(IRRC) – Berücksichtigung finden. Da die ersten dieser 
Standards im Oktober 2022 erwartet werden, bleibt 
den Unternehmen bis zum Beginn des Geschäfts
jahres 2023 jedoch nicht viel Zeit, entsprechende 
Reportingstrukturen für eine Erfassung der Daten auf-
zubauen.  
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Für die Unternehmen ist es daher sinnvoll, sich zur 
Vorbereitung mit den von GRI, TCFD und IRRC gefor-
derten Kennzahlen auseinanderzusetzen und mit dem 
Aufbau eines flexiblen Nachhaltigkeitsinformations-
systems zu beginnen. Deutsche Post DHL Group hat 
ein solches Informationssystem über die Jahre hinweg 
auf der IT-Plattform des Finanzreportings aufgebaut 
und entwickelt dieses stetig weiter. Hierzu waren bzw. 
sind: 

•	K ennzahlen zu etablieren und Datenquellen für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zu erschließen, 
z. B. aus dem HR-Bereich und aus der Steuerung 
des operativen Betriebs;

•	B erichtsprozesse aufzubauen, die ein Reporting zeit-
gleich zum Abschluss der Finanzdaten ermöglichen 
und ggf. Quellsysteme für die Anforderungen eines 
solchen Reportings fit zu machen;

•	G overnance-Strukturen und interne Kontrollen zu 
schaffen, die prüfungsfähige Zahlen für das nicht
finanzielle Reporting sicherstellen – d. h. die auch 
über den Finanzbereich hinaus in die Verantwor-
tung operativer und HR-Bereiche hineinreichen.

Dazu gehört auch, die Anforderungen des Risiko
reportings nach TCFD in ihr Risikomanagement ein
zubeziehen, einschließlich der in den TCFD-Empfeh
lungen geforderten Szenarioanalyse, im Kontext der 
CSRD mit einem 1,5-Grad-Szenario – ein Thema mit 
dem sich Deutsche Post DHL Group derzeit befasst.

Höhere formale Anforderungen, 
Aufsicht und Prüfung

Mit der CSRD wird der Stellenwert der Nachhaltig-
keitsberichterstattung deutlich aufgewertet und der 
»klassischen« Finanzberichterstattung nahezu gleich-
gestellt: Die Nachhaltigkeitsberichterstattung wird 
zum verpflichtenden Bestandteil des (konsolidierten) 
Lageberichts. Sie muss damit zeitgleich erstellt wer-
den und wird prüfungspflichtig, wobei zunächst eine 
begrenzte Prüfungssicherheit gefordert ist. Kunstgriffe 
zur Abgrenzung bisher lageberichtsfremder Inhalte 
können entfallen; insbesondere eine vollständig inte
grierte Darstellung wird so erleichtert. Allerdings 
könnte der Umfang der geforderten nichtfinanziellen 
Inhalte aus Gründen der Übersichtlichkeit für eine Dar-
stellung in separaten Kapiteln sprechen.

Unternehmen, die bisher noch separat oder ungeprüft 
berichten, sollten beachten, dass insbesondere die 
Erstprüfung der nichtfinanziellen Inhalte mit einem 
hohen Aufwand, auch in der Vorbereitung, verbunden 

ist. Zudem müssen die finanziellen und nichtfinanziel-
len Inhalte parallel erstellt und konsistent aufbereitet 
werden – dies kostet Zeit und benötigt Kapazitäten in 
der Abschlusssaison.

Die Organe des Unternehmens, in Deutschland Vor-
stand und Aufsichtsrat, stehen mit der CSRD gemein-
schaftlich in der Verantwortung, die Erstellung des 
Berichts, die Publikation unter Verwendung des 
einheitlichen elektronischen Berichtsformats und die 
Prüfung sowie die Einhaltung der zukünftigen EU-
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
sicherzustellen. Sie werden die Schritte im Unterneh-
men hin zur Implementierung des Reportings nach 
der CSRD aktiv durch Entscheidungen begleiten müs-
sen: Insbesondere im Prozess der Wesentlichkeits-
analyse und der Auswahl der Berichtsinhalte sind zen-
trale Festlegungen zu treffen. 

Für die Umsetzung im Unternehmen ist es zudem 
wichtig, dass der angestrebte Grad der Integration im 
Lagebericht frühzeitig festgelegt wird. Darüber hinaus 
ist zu entscheiden, ob – wie bei Deutsche Post DHL 
Group – eine Prüfung von finanziellen und nichtfinan
ziellen Inhalten aus einer Hand bevorzugt wird oder, 
wie die CSRD es gestattet, bewusst getrennte Prüfun-
gen vorgenommen werden sollen – auch mit Blick auf 
die Kompetenzen und die Unabhängigkeit der Prüfer 
im neuen Prüfungsrahmen.

Fazit

Der Entwurf für die Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD) stellt auch Unternehmen mit Erfah-
rung in der Nachhaltigkeitsberichterstattung vor 
Herausforderungen, da deren Umfang durch die Breite 
der geforderten Angaben und das detaillierte inhalt
liche Spektrum zumeist deutlich zunehmen wird. 
Unternehmen sind – vor dem Hintergrund des ambi
tionierten Zeitplans – gut bedient, ihre Prozesse für die 
angekündigten EU-Standards zur Nachhaltigkeits
berichterstattung heute schon flexibel aufzustellen 
und die zentralen Weichenstellungen zu Inhalt, Format 
und Prüfung vorzubereiten. Dies gilt umso mehr für 
Unternehmen, die durch die Erweiterung des Anwen-
derkreises gemäß CSRD erstmalig berichtspflichtig 
werden. 

Der formale Stellenwert der Nachhaltigkeitsberichts-
erstattung rückt mit der CSRD nah an den der Finanz-
berichterstattung heran – daher liegt die »single source 
truth« auch hierfür bei Deutsche Post DHL Group im 
Finanzbereich.  

Erweiterter Anwendungsbereich
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In eigener Sache

Der zweite Roundtable der Board Academy e.V. und der Climate Governance 
Initiative wird die Nachhaltigkeitsberichterstattung und ihre Bedeutung für 
Investoren und Unternehmen beleuchten. Inwiefern kann die Berichterstattung 
auch Geschäftsmodelle beeinflussen und welche Aufgaben stellen sich für 
Aufsichtsräte?

Georg Lanfermann, Präsident des Deutschen Rechnungslegungs Standards 
Committees, und Angelika Huber-Straßer, Leiterin des Audit Committee 
Institute und Regionalvorstand Süd der KPMG in Deutschland, stellen im 
Gespräch die aktuellen Entwicklungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung in 
der EU und Deutschland vor. Ergänzend hierzu wird Prof. Dr. Gerald H. Haug, 
Präsident der Deutschen Akademie der Naturforscher Leopoldina – Nationale 
Akademie der Wissenschaften, Wechselwirkungen von Klimawandel, Mensch 
und Wirtschaft und die erforderliche Transformation unserer Wirtschafts- und 
Lebensweise aufzeigen. Im Anschluss wird Saori Dubourg, Mitglied des Vor-
stands der BASF SE, beide Perspektiven zusammenführen und ihre Einschät-
zung aus Unternehmenssicht teilen. Eine Paneldiskussion der Referenten und 
Teilnehmer schließt den Roundtable. 

Montag, 27.9.2021, 18:00 –19:30 Uhr via Zoom

Wir freuen uns – auch im Namen der Board Academy e.V. 
und der Climate Governance Initiative – sehr auf Ihre 
Teilnahme an dieser Veranstaltung. 

Für Informationen zur Anmeldung nutzen Sie bitte  
den folgenden QR-Code oder besuchen Sie 
www.audit-committee-institute.de/webcast

Einladung:

Investoren und Nachhaltig- 
keitsberichterstattung 
 Virtuelle Veranstaltung 

 Webcast  zum  Quarterly – extra Nachhaltigkeits- 
berichterstattung

Die Climate Governance Initiative Deutschland

Der Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE) hat sich gemeinsam mit der  
ESMT Berlin und der Board Academy e.V. der Climate Governance Initiative 
angeschlossen und koordiniert das Chapter Germany. Die Initiative hat sich zum Ziel 
gesetzt, Aufsichtsratsmitglieder darin zu unterstützen, Chancen und Risiken des 
Klimawandels in ihrer Kontrollfunktion adäquat zu berücksichtigen. Zudem sollen 
Impulse für neue Geschäftsmodelle im Einklang mit den internationalen Klimazielen 
entwickelt werden.

Hintergrund:
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Betroffene Unternehmen

Mit dem Hinweis, dass das Europaparlament im 
Dezember 2020 gefordert hat, den Kreis der berichts-
pflichtigen Unternehmen auszuweiten, streicht die 
EU-Kommission jetzt in ihrem Reformentwurf die 
bisherige Grenze von 500 Beschäftigten und die 
Beschränkung auf Unternehmen im öffentlichen Inte
resse. Sie verwendet stattdessen die veraltete und 
umstrittene Definition von »Großunternehmen« 
aus ihrer Rechnungslegungsrichtlinie von 2013 als Kri-
terium für die uneingeschränkte Pflicht zur Erstellung 
eines jährlichen Nachhaltigkeitsberichts1.

Danach ist ein Unternehmen bereits »groß« und voll 
berichtspflichtig, wenn es mehr als einen der folgen-
den drei Grenzwerte überschreitet: Bilanzsumme  
20 Mio. EUR, Umsatzerlöse 40 Mio. EUR, Anzahl der 
Beschäftigten 250. Für die »kleineren« Unternehmen 
(KMU bzw. SME) werden Erleichterungen verspro-
chen, aber nicht konkretisiert, außer einer erst 2026 
beginnenden und dann für nicht kapitalmarktorientierte 
KMU freiwilligen Anwendung.

Somit ist die große Mehrheit des deutschen Mit-
telstands vollumfänglich betroffen, denn gemäß 
dem Entwurf werden auch alle »großen« nicht kapital-
marktorientierten Kapitalgesellschaften und haftungs-
beschränkten Personenhandelsgesellschaften (also 
insbesondere die GmbH & Co. KG) ab dem Berichts-
jahr 2023 voll berichtspflichtig. Das DRSC schätzt, 
dass die Zahl dieser voll berichtspflichtigen Unter
nehmen in Deutschland von derzeit 500 dann auf ca. 
15.000 steigen wird.

Es erscheint völlig unangemessen, wenn die an den 
Möglichkeiten und Erfordernissen von Großkonzernen 
mit Milliardenumsätzen und mit zehntausenden, wenn 
nicht hunderttausenden Beschäftigten ausgerichteten 

1	 Proposal for a DIRECTIVE OF THE EUROPEAN PARLIAMENT AND OF 
THE COUNCIL amending Directive 2013 / 34 / EU, Directive 2004 /109 / EC, 
Directive 2006 / 43 / EC and Regulation (EU) No 537 / 2014, as regards cor-
porate sustainability reporting vom 21.4.2021, S. 2 und S. 7, Fußnote 16; 
hier nachfolgend »Richtlinienentwurf«. Die Definition für »Großunterneh-
men« ist deckungsgleich mit § 267 HGB.

Berichtspflichten ohne jedwede Erleichterungen und 
Vereinfachungen auch von mittelständischen Unter-
nehmen befolgt werden müssen.

Sachgerecht wäre vielmehr eine stärkere Differen-
zierung der Berichtspflichten. Diese könnte sich an 
den Größenklassen des deutschen Mitbestim-
mungsgesetzes ausrichten. Dann wäre ein vollstän-
diger Nachhaltigkeitsbericht erst für Unternehmen mit 
mehr als 2.000 Beschäftigten und mehr als 400 Mio. 
EUR Umsatz verpflichtend. Die rund 2.000 deutschen 
Unternehmen mit 500 bis 2.000 Beschäftigten und 
100 bis 400 Mio. EUR Umsatz sollten einen auf Eck-
punkte reduzierten Nachhaltigkeitsbericht erstellen 
und für alle kleineren Unternehmen wäre dieser Be-
richt freiwillig. Im Übrigen erscheint die Bilanzsumme 
als weiteres Größenkriterium aufgrund ihrer großen 
branchenspezifischen Streuung weniger geeignet und 
somit entbehrlich.

Inhaltliche Kernthemen des 
künftigen Nachhaltigkeitsberichts

Der Art. 19a des Richtlinienentwurfs weitet die Be-
richtspflichten generell aus im Sinne der sog. doppelten 
Materialität. Die Unternehmen sollen nicht nur berich-
ten, wie sich ihre Aktivitäten auf Nachhaltigkeits
aspekte in den Bereichen »Environment, Social and 
Governance« auswirken, sondern umgekehrt auch 
berichten, wie sie selbst von solchen ESG-Faktoren 
betroffen sind2. Im Art. 19b werden dann 14 einzelne 
berichtspflichtige ESG-Faktoren aufgezählt. Allerdings 
enthält der gesamte Richtlinienentwurf keinerlei inhalt-
liche Konkretisierung, welche quantitativen Angaben 
zu diesen ESG-Faktoren, z. B. in Form von Key Perfor-
mance Indicators (KPIs), zu machen sind. Das soll erst 
in den noch von der EU-Kommission zu erlassenden 
delegierten Rechtsakten geschehen3. Damit stellt sich 
die EU-Kommission einen inhaltlichen Freibrief für die 
quantitativen Berichtsanforderungen aus.

2	 Art. 19a des Richtlinienentwurfs, S. 42 – 44

3	 Art. 19b des Richtlinienentwurfs, S. 45 f.

Erweiterung der Verpflichtung  
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
		  auf nicht kapitalmarktorientierte  
		  Unternehmen Autor: Prof. Dr. Dieter Truxius

Erweiterter Anwendungsbereich
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Schon der jetzt für die EU-Taxonomieverordnung vor-
gelegte Entwurf eines delegierten Rechtsakts zu 
klimabezogenen KPIs4 erscheint bedenklich, denn 
danach sollen nicht präzise definierte »nachhaltige 
Anteile« an zum Teil ebenfalls nicht präzise definierten 
finanziellen Berichtsgrößen als KPIs berichtet werden. 
Neben der eindeutigen Berichtsgröße »Umsatzerlöse« 
und der bereits mehrdeutigen Größe »Investitionsaus-
gaben (Capex)« soll auch die in den IFRS überhaupt 
nicht definierte Größe »Betriebsausgaben (Opex)« 
verwendet werden.

Zusätzlich wird verlangt, dass die Unternehmen Infor-
mationen zu bisher nicht bilanzierten immateriellen 
Anlagewerten, einschließlich Angaben zu intellektuel-
lem Kapital, Humankapital, sozialem Kapital und Be-
ziehungskapital im Nachhaltigkeitsbericht veröffent
lichen5. Das stellt eine massive Ausweitung des 
Kapitalbegriffs dar, die nicht durch die heutigen Sys-
teme der finanziellen Rechnungslegung abgedeckt 
ist. Ein zusätzliches Regelwerk zur Ermittlung dieses 
erweiterten Kapitalbegriffs existiert bisher allenfalls in 
fragmentarischer Form, was von der EU-Kommission 
auch eingeräumt wird6. Es erscheint deshalb ausge-
sprochen fraglich, ob dieses Thema im Rahmen des 
überaus ambitionierten Zeitplans (siehe unten) in prakti-
kable Berichtsanforderungen umgesetzt werden kann.

Prüfungspflicht

Die EU-Kommission beabsichtigt, für alle Unterneh-
men ab 250 Beschäftigten und 40 Mio. EUR Umsatz 
eine zunächst limitierte und wenige Jahre später 
eine vollumfängliche Prüfungspflicht der Nach
haltigkeitsberichterstattung einzuführen. Kosten und 
Nutzen dieser umfassenden Prüfungspflicht stehen 
für die betroffenen mittelständischen Unternehmen in 
keinem sinnvollen Verhältnis. Eher wäre eine pflicht-

4	ES MA: Final Report, Advice on Art. 8 of the Taxonomy Regulation vom 
26.2.2021

5	R ichtlinienentwurf, S. 43

6	R ichtlinienentwurf, S. 33

mäßige Vollprüfung des Nachhaltigkeitsberichts nur für Großunter-
nehmen ab 2.000 Beschäftigten bzw. 400 Mio. EUR Umsatz 
angemessen.

Zeitplan

Der Zeitplan der EU-Kommission7 sieht vor, dass sog. Kernstandards 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung Ende Oktober 2022 vorge-
legt und bereits ab dem Geschäftsjahr 2023 angewendet wer-
den müssen. Ein Jahr später sollen branchenspezifische Standards 
ebenfalls Ende Oktober vorgelegt und ab dem Geschäftsjahr 2024 
verpflichtend werden. Reviews der Standards sind alle drei Jahre 
vorgesehen.

Für die meisten Unternehmen erscheint es schlicht unmöglich, eine 
seriöse Einführung mit nur zweimonatigem Vorlauf zu realisieren – 
selbst Großunternehmen, die bereits heute nach den unverbindli-
chen »Standards« der GRI o. ä. berichten, dürften sich schwertun. 
Wie man im Rahmen der IFRS-Einführung gesehen hat, benötigen 
Unternehmen zwischen Vorlage neuer Standards und erstmaliger 
Anwendung einen Vorlauf von mindestens einem Geschäftsjahr.

Gesamturteil

Der Richtlinienentwurf überfordert mittelständische Unterneh-
men massiv in zeitlicher und sachlicher Hinsicht und stellt auch 
große, nicht börsennotierte Unternehmen vor erhebliche Realisie-
rungsprobleme, vor allem aufgrund des unrealistischen Einführungs-
zeitplans. Die Terminprobleme könnten durch eine Verschiebung der 
erstmaligen Anwendung um mindestens ein Jahr nach Veröffentli-
chung der neuen Standards entschärft werden. Dagegen sind die 
inhaltlichen Vorstellungen der EU-Kommission zur Nachhaltigkeits-
berichterstattung grundsätzlich überarbeitungsbedürftig und dann 
auch nur für »echte« Großunternehmen mit mehr als 2.000 Beschäf-
tigten angemessen. Für kleinere Unternehmen muss es deutliche 
Vereinfachungen geben und für Unternehmen mit weniger als 500 
Beschäftigten sollte die Berichtspflicht ganz entfallen.  

7	 Art. 5 des Richtlinienentwurfs, S. 19, 64, Art. 19b, S. 45

Prof. Dr. Dieter Truxius, stellvertretender Vorsitzender des Verwaltungsrats des DRSC,  
ehemaliger CFO des Logistikkonzerns DACHSER Group SE & Co. KG
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Der CSR-Richtlinie liegt ein prinzipienbasierter Ansatz zugrunde und enthält nur wenige Vorgaben 

zu konkreten Angabepflichten. Insofern ist gegenwärtig eine ausgesprochen unternehmens

spezifische Berichterstattung möglich, welche die Verwendung unterschiedlich definierter KPIs 

einschließt.

Im Hinblick auf die Kritik an der Qualität der Nachhaltigkeitsberichterstattung – fehlende Inhalte, 

Quantifizierungen und Vergleichbarkeit – schlägt der CSRD-Entwurf ein deutlich umfangreicheres 

Spektrum an Einzelangaben vor. Hierzu zählen u. a. Angaben zu den Nachhaltigkeitszielen und 

dem realisierten Grad der Zielerreichung, die von DRS 20 bereits gefordert werden.

Die DRSC-Studie zeigt diesbezüglich auf, dass sich in weniger als der Hälfte 

der in der Stichprobe enthaltenen nichtfinanziellen Berichte Angaben zu 

quantifizierten Zielgrößen fanden. Auf die Zielerreichung wird in gut einem 

Viertel der Berichte eingegangen. Konkrete Angaben zum Zeitbezug der 

Ziele und zu Soll-Ist-Vergleichen sind seltener zu beobachten. Die Aspekte 

Umweltbelange und Arbeitnehmerbelange werden diesbezüglich deutlich 

detaillierter behandelt als andere Aspekte. Über den Betrachtungszeitraum 

ist eine Zunahme der Berichtsqualität zu beobachten.

	 Vgl. DRSC-Studie, S. 37, Abb. 14
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Der CSRD-Entwurf stellt eine wesentliche Weiterent-
wicklung der Non-Financial Disclosure Directive 
(NFRD) dar, sowohl was den Umfang der davon betrof-
fenen Unternehmen als auch die Inhalte und die Prü-
fungspflichten angeht. Im Folgenden stellen wir drei 
wesentliche Entwicklungen einschließlich einer empi-
rischen Bewertung kurz vor.

Veröffentlichung der zu berichtenden 
Nachhaltigkeitsinformationen  
als Teil des Lageberichts

Die Nachhaltigkeitsinformationen müssen nach dem 
CSRD-Entwurf als Teil des Lageberichts veröffentlicht 
werden. Die Möglichkeit, die Nachhaltigkeitsinfor
mationen in einem separaten Bericht zu veröffentli-
chen, existiert nicht mehr. Das führt dazu, dass die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung künftig für alle Unter-
nehmen, die unter die CSRD fallen, zeitlich mit der 
Finanzberichterstattung zusammenfällt. Die Finanz- 
und Nachhaltigkeitsberichterstattung erfolgt künftig 
innerhalb von zwölf Monaten nach dem Jahresab-
schlussstichtag. Deutsche kapitalmarktorientierte 
Unternehmen haben nach § 325 HGB eine Veröffent
lichungsfrist von vier Monaten. 

Welche Herausforderungen gehen mit dieser Rege-
lung einher? Erstens muss der Bericht- und Prüfungs-
zyklus für finanzielle und nichtfinanzielle Informatio-
nen abgestimmt werden. Zweitens ist das Erfordernis 
der Konsistenz zwischen Finanz- und Nachhaltig
keitsberichterstattung im Zeitablauf zu beachten. Drit-
tens wird die First-time-Implementierung der Bericht-
erstattung und Prüfung einen hohen Arbeitsaufwand 
erfordern.

Was zeigen empirische Studien in Bezug auf eine 
zeitnahe Berichterstattung? Um das Kriterium der Ent-
scheidungsnützlichkeit von Informationen durch Jah-
resabschlüsse zu erfüllen, ist eine zeitnahe Veröffent
lichung notwendig1. Darüber hinaus besitzen zeitnahe 
Informationen von Jahresabschlüssen Wertrelevanz2 
und die Veröffentlichung von Gewinnankündigungen 
ist für Unternehmensexterne ein Proxy für ein gutes 
internes Informationsumfeld3. Daraus lässt sich ablei-
ten, dass eine zeitnahe Veröffentlichung nichtfinan
zieller Informationen durchaus dazu führen kann, dass 
diese am Kapitalmarkt stärker berücksichtigt und somit 
wertrelevanter werden. 

1	G ivoly und Palmon 1982

2	L eventis et al. 2014

3	G allemore und Labro 2015; Huang et al. 2020

E r w e i t e r t e r I n fo r m at i o n sg e h a lt

Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) – Empirische Implikationen  
zu den neuen regulativen Anforderungen 
 Autoren: Prof. Dr. Kerstin Lopatta, Prof. Dr. Frank Schiemann und Prof. Dr. Christian Klein
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Kleine und mittlere Unternehmen 
und Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Ein zentraler Bestandteil des CSRD-Entwurfs ist der 
erweiterte Anwendungsbereich. Während in der EU 
ca. 11.600 Unternehmen in den Anwendungsbereich 
der NFRD fallen, erweitert der Vorschlag der CSRD 
den Anwendungsbereich auf große Unternehmen 
(laut EU-Definition) und kapitalmarktorientierte Unter-
nehmen, sodass künftig ca. 49.000 Unternehmen 
betroffen sind. Ab 2026 fallen auch kapitalmarktorien-
tierte kleine und mittlere Unternehmen in den Anwen-
dungsbereich der CSRD. Für diese sollen spezielle 
Nachhaltigkeitsberichtsstandards erarbeitet werden. 
Der CSRD-Entwurf zeigt also, dass sich zukünftig viele 
Familienunternehmen und KMUs intensiv mit der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung auseinandersetzen 
müssen. Auch wenn nicht kapitalmarktorientierte 
kleine und mittlere Unternehmen nicht unter die Be-
richtspflicht fallen, können sie die Standards freiwillig 
anwenden. Mögliche Motive für eine freiwillige Bericht-
erstattung sind Reputationsgewinne, ein besserer 
Zugang zur Finanzierung oder ein Informationsbeitrag 
zum Übergang in eine Sustainable Economy. Zudem 
sehen sich viele KMUs ohnehin mit vielfältigen Nach-
fragen zu Nachhaltigkeitsinformationen konfrontiert 
(z. B. von Banken, Ratingagenturen, Kunden, Lieferan-
ten), sodass ein einheitlicher Standard durchaus eine 
Erleichterung bedeuten kann.

Empirische Studien zeigen, dass bei Einführung einer 
verpflichtenden Nachhaltigkeitsberichterstattung die 
nichtfinanzielle Leistung (in Bezug auf soziale und 
Umweltaspekte) signifikant verbessert wird4. Gleich-
zeitig kann es vor allem bei Unternehmen mit einer 
schlechten Nachhaltigkeitsleistung5 zu negativen 
Effekten in Bezug auf Profitabilität und Unterneh-
menswert kommen. Nachhaltigkeitsberichterstattung 
scheint den positiven Effekt zu haben, dass Informa
tionsasymmetrien reduziert werden – sowohl bei 
freiwilliger6 als auch bei verpflichtender Veröffent
lichung7. Dennoch kann freiwillige Veröffentlichung 
keine verpflichtende Berichterstattung ersetzen, wenn 
es darum geht, Informationsasymmetrien umfassend 
abzubauen8.  

4	 Z. B. Chen et al. 2018; Christensen et al. 2017; Jackson et al. 2016

5	 Z. B. Chen et al. 2018; Grewal et al. 2018; Mittelbach-Hörmanseder et al. 
2020

6	 Dhaliwal et al. 2011

7	 Wang et al. 2018

8	 Cheng, Liao und Zhang 2013
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produkte zur Erreichung der Sustainable Development Goals 
leisten können, und in der zugrunde liegenden Motivation  
von Investoren mit nachhaltigem Ansatz. Er ist Mitbegründer 
der Wissenschaftsplattform Sustainable Finance Deutschland  
und arbeitet mit seiner Expertise dem Sustainable Finance- 
Beirat der Bundesregierung zu. Zudem ist er in mehreren wis-
senschaftlichen Beiräten verschiedener Sustainable Finance-
Organisationen aktiv sowie Chair des Nachhaltigkeitsbeirats 
der Bayer AG.
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Prüfung und zu 
berichtende Nachhaltig-
keitsinformationen

Unternehmen, die in den Anwendungs-
bereich der CSRD fallen, werden ver-
pflichtet, ihre Nachhaltigkeitsinformatio-
nen mit begrenzter Prüfungssicherheit 
(»limited assurance«) prüfen zu lassen. 
Die EU-Kommission hat die Möglichkeit 
in der CSRD verankert, in der Zukunft 
durch einen Delegated Act die Verpflich-
tung zu einer hinreichenden Prüfungs
sicherheit (»reasonable assurance«) ein-
zuführen. 

In der EU war eine über die Prüfung des 
Vorliegens einer nichtfinanziellen Erklä-
rung hinausgehende inhaltliche Prüfung 
von Nachhaltigkeitsinformationen den 
Mitgliedstaaten freigestellt. Die Einfüh-
rung einer inhaltlichen Prüfungspflicht 
unterstreicht nun die wachsende Be-
deutung der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung. Hierbei ist es sinnvoll, dass 
Unternehmen und Prüfungsgesellschaf-
ten anfangs Erfahrungen im Rahmen 
einer »limited assurance« sammeln kön-
nen, bevor eine »reasonable assurance« 
verpflichtend wird. Empirische Studien 
zeigen positive Effekte aus der Prüfung 
von Nachhaltigkeitsberichten und von 
Prüfungspflichten. Die Prüfungspflicht 
von Gewinnerwartungen führt zu weni-
ger Verzerrungen und mehr Genauig-
keit9. Eine »reasonable assurance« redu-
ziert die Informationsasymmetrien10 
und Nutzer von Nachhaltigkeitsberich-
ten haben mehr Vertrauen in die Infor-
mationen11. Zudem zeigt die empirische 
Forschung auch, dass private Unter-
nehmen, die ihre Geschäftsberichte 
freiwillig prüfen lassen, eine höhere 
Kreditwürdigkeit haben und niedrigere 
Zinsraten bei einer externen Finanzie-
rung bekommen12.  

9	 McConomy 1998

10	Cuadrado-Ballesteros et al. 2017; Fuhrmann et al. 
2017

11	Hodge et al. 2009

12	Kim et al. 2011; Minnis 2011; Dedman und Kausar 
2012
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Die Unternehmensberichterstattung hat sich in den 
letzten Jahrzehnten stetig weiterentwickelt. Vor zwan-
zig Jahren wurde diskutiert, ob die Erweiterung der 
Geschäftsberichterstattung um sog. nichtfinanzielle 
Kennzahlen eine schiere Notwendigkeit darstellt oder 
eher zu einer Verwässerung der klassischen Finanz
berichterstattung führen würde. Mit dem aktuell vor-
liegenden CSRD(Corporate Sustainability Reporting 
Directive)-Entwurf der Europäischen Kommission wird 
diese Frage nun beantwortet: Die Zeit ist gekommen, 
in der eine konsequente Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung einen klaren Mehrwert darstellt.

Die erweiterten CSR-Regelungen stellen einen soli-
den nächsten Schritt für die Transformation der Bericht
erstattung dar. Dabei bestätigt der vorliegende Vor-
schlag, dass nur ein integrierter Ansatz in der Finanz- und 
Nachhaltigkeitsberichterstattung die Transparenz und 
Aussagekraft der Berichterstattung entscheidend ver-
bessern kann.

Nachfolgend weisen wir auf die Chancen und Heraus-
forderungen der Weiterentwicklung hin und plädieren 
dabei für eine maßvolle Integration von Nachhaltig-
keitsinformationen in den Lagebericht. Finanzielle und 
nichtfinanzielle Informationen sollten sich am Ende in 
einer sinnvollen Balance befinden. Dabei sollte die 
Erweiterung der Berichtspflichten aus Anwenderper
spektive nicht als bloße Erfüllung gesetzlicher Anfor-
derungen verstanden werden, sondern als Chance: 
Nachhaltigkeitsinformationen als fester Bestandteil 
der Unternehmensberichterstattung leisten einen Bei-
trag zum besseren Verständnis des Geschäftsverlaufs, 
des Geschäftsergebnisses und der Lage des Unter-
nehmens.  

Herausforderung und Chance:  
Der CSRD-Ansatz erfordert die konsequente  
Integration aller wesentlichen Informationen  
in den Lagebericht Autoren: Christiane Brandmeier, Stefan Erlenbach und Dr. Lothar Rieth
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Konsistenz mit etablierten 
Nachhaltigkeitsstandards

Eine Verknüpfung der CSRD-Anforderungen mit eta
blierten Nachhaltigkeitsstandards ist dabei genauso 
wünschenswert wie eine sinnvolle Verknüpfung mit 
den Anforderungen der EU-Taxonomie-Verordnung.

Daher begrüßen wir den Richtlinienvorschlag hinsicht-
lich der Bezugnahme zu etablierten globalen Initiativen 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung und neueren EU-
Regulierungen. Auch die unter dem Dach der IFRS 
Foundation entwickelten Nachhaltigkeitsberichtsstan-
dards sollten hier zukünftig berücksichtigt werden. 
Dabei sollten die Standards konsistent und anschluss-
fähig zueinander konzipiert sein, Dopplungen oder gar 
Widersprüche sind zu vermeiden.

Insbesondere im Hinblick auf die Verknüpfung beste-
hender Angabepflichten (bspw. Taxonomie-Verord-
nung, mit Veröffentlichung ökologisch nachhaltiger 
Umsatzerlöse, CapEx, OpEx) sollten Unklarheiten und 
Neudefinitionen in der Anwendung der Vorgaben ver-
mieden werden. Aspekte wie Verhältnismäßigkeit und 
Praktikabilität sollten Leitprinzipien bei der Weiterent-
wicklung und Finalisierung bestehender und zukünfti-
ger Rechtsakte sein. Gleiches gilt für die Erweiterung 
von Angabepflichten, für die bislang keine belastbaren 
Definitionen bestehen, z. B. immaterielles Vermögen 
wie Humankapital. Hier sehen wir zunächst die Not-
wendigkeit einer hinreichenden Konkretisierung und 
Abgrenzung des Begriffs des immateriellen Vermö-
gens, bevor eine Darstellung verpflichtend wird.

In diesem Zusammenhang ist eine zeitnahe und recht-
zeitige Entwicklung der geplanten Nachhaltigkeits-
standards unabdingbar, um Unternehmen eine ausrei- 
chende Vorbereitungszeit zur Umsetzung zu ermögli-
chen.

Adressatenorientierte integrierte 
Berichterstattung

Mit dem CSRD-Vorschlag wird die Aufnahme der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung in den Lagebericht in 
den kommenden Jahren zur Pflicht. Dies entspricht 
der bei der EnBW bereits seit 2014 geübten Praxis. 
Die Integration von Nachhaltigkeitsinformationen ein-
schließlich aller zentralen Nachhaltigkeits-Top-KPIs  
in den Lagebericht resultierte aus der schrittweisen 
Integration von Nachhaltigkeitsinformationen in die 
Unternehmenssteuerung. Hierdurch wird ein ganz-
heitlicherer Einblick in den Geschäftsverlauf, das 
Geschäftsergebnis und die Lage des Unternehmens 
vermittelt. Die Informationsbedürfnisse über die nach-
haltige Ausrichtung eines Unternehmens von Inves
toren an den Aktien- und Anleihemärkten, Nachhaltig-
keitsratingagenturen, Nichtregierungsorganisationen, 
Kunden und nicht zuletzt von Mitarbeitern können so 
besser bedient werden.

Unsere Adressaten schätzen dabei die kompakte Auf-
bereitung der wesentlichen steuerungsrelevanten 
Nachhaltigkeitsinformationen in unserem Integrierten 
Geschäftsbericht. Grundsätzlich ist eine Überfrachtung 
des Lageberichts mit Detailinformationen aus unserer 
Sicht zu vermeiden. Weiter gehende nichtfinanzielle 
und Nachhaltigkeitsinformationen verschiedener rele-
vanter Nachhaltigkeitsstandards sollten ergänzend in 
qualitativer und quantitativer Form auf der Internetseite 
eines Unternehmens angeboten werden.

Doppelte Wesentlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit geforderter 
Angaben

Der CSRD-Entwurf besticht auf den ersten Blick durch 
die Erweiterung von Berichtsanforderungen. Für eine 
sinnvolle Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung ist dabei wichtig, dass die Weiterent-

Erweiterter Informationsgehalt Christiane Brandmeier ist seit 2006 bei der EnBW beschäftigt. Sie leitet die Grund-
satzabteilung des Rechnungswesens sowie das Rechnungswesen des Bereichs Handel. 
In ihrer Funktion verantwortet sie die konzerneinheitliche Bilanzierung nach IFRS 
und befasst sich mit sämtlichen Themen rund um die Rechnungslegung nach HGB 
sowie die Abschlusserstellung. 
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wicklung maßvoll vollzogen wird, zum einen bezogen 
auf die ausgewählten Nachhaltigkeitsthemenfelder 
und zum anderen bezogen auf die »voll umfängliche« 
Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

So wird die Aufnahme und Präzisierung des Prinzips 
der doppelten Wesentlichkeit begrüßt. Demnach sind 
künftig nachhaltigkeitsbezogene Informationen anzu-
geben, die für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, 
des Geschäftsergebnisses und der Lage des Unter-
nehmens benötigt werden (»outside-in«), aber auch 
Informationen, die für das Verständnis der Auswirkun-
gen der Unternehmenstätigkeit auf die in der Richtlinie 
definierten Nachhaltigkeitsaspekte erforderlich sind 
(»inside-out«). Die Umsetzung sollte jedoch praktika-
bel, risikobasiert und mit angemessenem und vertret-
barem Begründungsaufwand umsetzbar sein. 

Im Mittelpunkt der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
sollten analog zur Finanzberichterstattung nur jene 
wesentlichen Angaben stehen, die einen Mehrwert 
für die Nutzer bieten. Gleichzeitig sollte der Erhebungs
aufwand in einem angemessenen Verhältnis stehen. 
Dies entspräche auch dem IFRS-Gedanken zur grund-
sätzlichen Abwägung von Kosten und Nutzen.

Befreiungsmöglichkeit der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung  
für Tochterunternehmen

Wir unterstützen die Beibehaltung der Befreiungsmög-
lichkeit von der Erstellung eines eigenen Nachhaltig-
keitsberichts, sofern das Mutterunternehmen einen 
Nachhaltigkeitsbericht veröffentlicht. Um dem Kosten-
Nutzen-Aspekt Rechnung zu tragen, ist die Fortfüh-
rung dieser Praxis dringend empfohlen. Ferner ist es 
aus unserer Sicht notwendig, dass die Regelungen zu 
Aufstellung und Offenlegung der Finanzinformationen 
sowie dazugehörige Befreiungsregelungen analog für 
die nichtfinanziellen Informationen Anwendung finden.

Mindeststandards bei der  
Prüfung erhöhen Qualität und 
Verbindlichkeit

Die EnBW spricht sich für eine Einführung von Min
destanforderungen bei der Prüfung von Nachhal
tigkeitsinformationen im Lagebericht aus. Vor dem 
Hintergrund der steigenden Bedeutung von Nach
haltigkeitsinformationen nicht zuletzt für Investoren 
steigt auch der Anspruch auf Verlässlichkeit hinsicht-
lich der einheitlichen Anwendung verbindlicher Stan-
dards, was die Erhebung, Verarbeitung und Darstel-
lung der Nachhaltigkeitsinformationen betrifft. Wir 
unterstützen den Grundgedanken, dass Abschlussprü-
fer zunächst auf Grundlage einer Prüfung mit begrenz-
ter Sicherheit (»limited assurance«) ein Urteil zu den 
veröffentlichten Nachhaltigkeitsinformationen abge-
ben. Langfristig sollte ein gestuftes Vorgehen mit Blick 
auf ein höheres Prüfungsniveau verfolgt werden, 
sodass mittel- und langfristig eine Prüfung mit hin
reichender Sicherheit (»reasonable assurance«) zur 
Norm wird – analog zur gegenwärtigen Prüfung der 
nichtfinanziellen Erklärung der EnBW.

Zentraler Beitrag für die  
Sustainable Finance-Agenda

Mit dem CSRD-Vorschlag ist es gelungen, einen 
wichtigen Impuls für die Weiterentwicklung der Euro-
päischen Sustainable Finance zu setzen. Insbeson
dere mit der EU-Taxonomie, aber auch weiteren Instru-
menten wie dem Vorschlag für einen Europäischen 
Green Bond-Standard, entwickelt die Europäische 
Kommission die Kriterien für Sustainable Finance-
Initiativen bereits mit hoher Geschwindigkeit weiter – 
wünschenswert wäre, wenn dies mit Augenmaß 
erfolgt. Der Akzeptanz der Initiativen wäre dies 
zuträglich.  

Stefan Erlenbach ist seit 1992 in verschiedenen Funktionen bei der  
EnBW aktiv. Aktuell ist er verantwortlich für das Konzerncontrolling 
(Planung, Forecasts, Reporting des Konzerns und der Segmente),  
das Beteiligungscontrolling sowie Business Intelligence (Datenbank- 
systeme für Steuerung und Konsolidierung des Konzerns). 

Dr. Lothar Rieth ist seit 2011 bei der EnBW tätig. Er leitet den 
Nachhaltigkeitsbereich und verantwortet insbesondere Themen 
wie Berichterstattung, Sustainable Finance und nachhaltige 
Beschaffung. Er ist u. a. im Sustainable Finance Beirat der 
Deutschen Bundesregierung und im Vorstand beim deutschen 
Nachhaltigkeitsnetzwerk econsense aktiv.



© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

32  Audit Committee Quarterly extra

B e r i c h t s s t anda    r d s

Die DRSC-Studie belegt zum derzeitigen Status quo in Deutschland, dass 

bei der Erstellung der nichtfinanziellen Erklärung weit überwiegend auf 

Rahmenwerke zurückgegriffen wurde. Der Erfüllungsgrad wurde dabei 

sehr heterogen angegeben. Die GRI-Standards wurden am häufigsten 

genannt; der DNK fand insbesondere bei Finanzdienstleistungsunterneh-

men Anwendung. Bei ca. einem Drittel der Berichte, in denen kein Hin-

weis auf die Verwendung eines Rahmenwerks ersichtlich war, fand sich 

keine entsprechende Begründung für die Nichtanwendung.

		  Vgl. DRSC-Studie, S. 75 –78, Abb. 44 – 45 sowie Tab. 20

Gegenwärtig können berichtspflichtige Unternehmen auf nationale, unionsbasierte oder interna

tionale Rahmenwerke und Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung zurückgreifen, müssen 

dies aber nicht tun. Sofern ein Unternehmen hiervon Gebrauch macht, hat es das verwendete 

Rahmenwerk bzw. die verwendeten Rahmenwerke anzugeben.

Der CSRD-Entwurf sieht eine Konkretisierung der inhaltlichen Anforderungen an die Nachhaltig-

keitsberichterstattung durch europäische Nachhaltigkeitsstandards vor. Diese sollen durch  

die EU-Kommission mittels delegierter Rechtsakte erlassen werden. Beim Erlass dieser sind die 

Empfehlungen – d. h. Standardentwürfe – der EFRAG zu berücksichtigen. Der erste Satz EU-

Nachhaltigkeitsstandards soll bis zum 31.10.2022 erlassen werden. Bis zum 31.10.2023 sollen 

weitere Standards zu den als Complementary Information bezeichneten Angaben, branchen

spezifische Standards sowie vereinfachte Standards für kleine und mittlere Unternehmen folgen.
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Wurden für die Erstellung der  
nichtfinanziellen Erklärung ein oder 
mehrere Rahmenwerke genutzt?
2017– 2019

73+27+A 65+35+A
ja 72,7 % 

nein 27,3 %
ja 65,4 % 

nein 34,6 %

Wenn kein Rahmenwerk genutzt, 
wurde dies begründet?
2017– 2019

Top 10: Rahmenwerke 2017– 2019 

Global Reporting Initiative (GRI)

Deutscher Nachhaltigkeitskodex (DNK)

European Federation of Financial Analysts Societies (EFFAS)

UN Global Compact

DSGV-Indikatorenset/Sparkassen-Indikatoren

EPRA Best Practice Recommendations on Sustainability 

Greenhouse Gas Protocol

ISO 26000

OECD

Global Real Estate Sustainability Benchmarks

© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.



34  Audit Committee Quarterly extra
© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Be  r i c h t s s ta n da r ds

Nachhaltigkeitsberichterstattung  
im Mittelstand: 

 Autor: Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Peter Hommelhoff

In Umsetzung ihres Green Deal-Programms will die EU-Kommis-

sion die bisherige CSR-Berichterstattung zu einer Nachhaltig

keitsberichterstattung fortschreiben lassen und hat daher Ende 

April 2021 dem Unionsgesetzgeber einen CSRD-Vorschlag 

vorgelegt. Seine politische Sprengkraft liegt im Kreis der von der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung betroffenen Unternehmen:  

in mittlerer Sicht bis zum Herbst 2023 alle großen Kapitalgesell-

schaften (einschließlich der haftungsbeschränkten Personen

gesellschaften). Deshalb tut die deutsche Wirtschaft gut daran, 

schon jetzt den europäischen Gesetzgebungsprozess in Brüssel 

intensiv zu begleiten; nach Verabschiedung der Richtlinie wird  

der Umsetzungsprozess in Berlin allenfalls marginale Gestaltungs-

möglichkeiten eröffnen.

ein!

euch
Bringt
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I. Die großen Kapitalgesellschaften

Im Grundsatz wird man gegen die Erstreckung auf alle 
großen Kapitalgesellschaften ohne Rücksicht auf ihre 
Kapitalmarktorientierung, also auf die mittelständische 
Wirtschaft auch mit ihren Familienunternehmen, nichts 
erinnern können. Wenn Kommission, Ministerrat und 
Parlament die europäische Wirtschaft mit gestärkter 
Wettbewerbskraft zugleich auf ökologische und soziale 
Ziele ausrichten wollen, dann muss die mittelständi-
sche Wirtschaft, die nicht bloß in Deutschland als zen-
traler Leistungs- und Erfolgsgenerator prägend agiert, 
mit einbezogen werden. Für die Ausrichtung auf eine 
ökosoziale Marktwirtschaft fungiert die Nachhaltig-
keitsberichterstattung nach dem Regelungskonzept 
des Unionsgesetzgebers als zentrales Lenkungs- und 
Steuerungsinstrument.

Rechtspolitisch zweifelhaft ist es dagegen, die großen 
Kapitalgesellschaften denselben Informationspflichten 
zu unterwerfen, wie sie (nun noch verschärft) für die 
großen Börsengesellschaften gelten. In der Unterneh-
menspraxis berichten bisher die Börsengesellschaf-
ten mit regelmäßig mehreren Zehntausend Arbeitneh-
mern auf der Grundlage langjähriger Erfahrungen über 
Nachhaltiges. Deshalb würde der Unionsgesetzgeber 
gegen das im europäischen Primärrecht verankerte 
Verhältnismäßigkeitsprinzip verstoßen, wenn er die 
mittelständischen Unternehmen denselben Berichts-
pflichten unterwerfen würde, wie sie für Größtunter-
nehmen angemessen sind.

Daher sollte der Unionsgesetzgeber die Größenklasse 
»große Kapitalgesellschaften« nach oben, etwa bei 
5.000 Arbeitnehmern, begrenzen und darüber eine 
neue Größenklasse »Größtkapitalgesellschaften« 
schaffen. Eine solche Differenzierung gäbe Gelegen-
heit für die großen Kapitalgesellschaften, mithin für die 
mittelständische Wirtschaft, ein Informationsregime 
vorzugeben, das im Vergleich zu dem überkommenen 
für Größtunternehmen größenspezifisch angemes
sene Erleichterungen im Umfang der Nachhaltigkeits-
information, in ihren Gegenständen und in ihrer Inten-
sität enthält.

Die mittelständische Wirtschaft ist zielstrebig, aber 
dennoch bloß Schritt für Schritt an die Nachhaltig-
keitsberichterstattung heranzuführen. Diese Erleichte-
rungen muss der Unionsgesetzgeber selbst in der 
Richtlinie festlegen und darf sie nicht unter Verstoß 
gegen das ebenfalls im europäischen Primärrecht 
niedergelegte Wesentlichkeitsprinzip der EU-Kommis-
sion überlassen.

II. Kommissions-Standards

Die Kommission will sich vom Unionsgesetzgeber 
beauftragen und ermächtigen lassen, für die Nachhal-
tigkeitsberichterstattung aller berichtspflichtigen und 
sonstigen Kapitalgesellschaften Standards für die 
Struktur und den Inhalt der Nachhaltigkeitsinforma
tionen zu erlassen. Diese Standards konkretisieren die 
Richtlinienvorgaben und werden, in Kraft gesetzt, die 
Berichtspflichtigen unmittelbar binden. Damit soll zu-
gleich die bisherige Berechtigung des Unternehmens 
abgeschafft werden, das Rahmenwerk zu wählen, das 
es für die Erstellung der nichtfinanziellen Erklärung /  
des nichtfinanziellen Berichts nutzen will. Auf diesem 
Weg sollen die Nachhaltigkeitsinformationen der ein-
zelnen Unternehmen besser verglichen, aber darüber 
hinaus auch ein Beitrag geleistet werden, um die Ver-
pflichtung zur Nachhaltigkeitsberichterstattung effek-
tiver durchsetzen zu können.

In ersten Reaktionen auf den CSRD-Vorschlag ist dafür 
plädiert worden, zur besseren Vergleichbarkeit der 
Nachhaltigkeitsinformationen nicht Kommissionsstan-
dards zu erlassen, sondern auf Standards zurückzu-
greifen, die das IASB erlässt. Zur Begründung wird ins 
Feld geführt: International aktive Unternehmen müss-
ten davor bewahrt werden, doppelt nach europäischen 
und nach internationalen Regeln zu informieren. Über-
dies laufe die EU mit Kommissionsstandards Gefahr, 
sich von internationalen Entwicklungen abzukoppeln.

Diesem Vorschlag ist so nicht zu folgen. Für den Be-
reich der mittelständischen Wirtschaft hat das IASB 
bislang noch keine eigenständige und allgemein akzep-
tierte »Regulierungskultur« entwickeln können und 
wird dazu auch wegen seiner vielfältigen Vorprägun-
gen beim Aufbau seiner Regulierungskompetenz für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung in absehbarer 
Zukunft nur schwer in der Lage sein.  

Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Peter Hommelhoff ist Consultant und ehemaliger 
Partner der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ehemaliger Rektor  
der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg und ehemaliger Direktor ihres  
Instituts für deutsches und europäisches Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht.



36  Audit Committee Quarterly extra
© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Außerdem sollten der Unionsgesetzgeber und seine 
Institutionen die Regulierungsverantwortung für die 
mittelständische Wirtschaft, die im Binnenmarkt eine 
zentrale Rolle spielt, keineswegs an eine Institution 
außerhalb der Union abtreten. Vielmehr sollte die EU-
Kommission als Regulator beherzt in den Wettbewerb 
mit dem IASB um das beste Regelwerk für Nachhaltig-
keitsinformationen eintreten. Denn am besten sind die 
Informationsregeln, die einen ebenso angemessenen 
wie vernünftigen Ausgleich zwischen den Informa
tionsinteressen der Publizitätsadressaten auf der einen 
Seite und den größenspezifisch differenzierten Leis-
tungsvermögen der berichtspflichtigen Unternehmen 
auf der anderen Seite finden.

Vor diesem Hintergrund könnte der Unionsgesetz
geber erwägen, den Größtunternehmen die Wahl 
zwischen Standards der Kommission und denen des 
IASB zu gewähren – aber nur dann, wenn die IASB-
Standards den Grundprinzipien der EU-Nachhaltig-
keitsgesetzgebung gerecht werden.

III. EFRAG

Für die Schaffung der Standards und ihrer Ausformulie-
rung will sich die EU-Kommission, durch die Richtlinie 
abgesichert, von der European Financial Reporting 
Advisory Group (EFRAG) unterstützen lassen. In der 
Sache läuft diese »technische Beratung« trotz der vor-
gesehenen Beteiligung einer ganzen Reihe weiterer 
Akteure darauf hinaus, dass die Standards als solche 
und in ihrem Inhalt allzu meist von den EFRAG-Gre
mien bestimmt werden. Auf diese neue Aufgabe stellt 
sich die EFRAG mit einer grundlegenden Reorganisa-
tion in diesen Monaten gerade ein. Die EFRAG in den 
Prozess der Regelsetzung mit entscheidender Gestal-
tungsmacht einzubeziehen, ist schon deshalb ange-
zeigt, weil der EU-Kommission schlicht die Personal-
kapazitäten fehlen, um die Regelsetzung selbst in 
ausschließlich eigenen Händen zu halten. Umso rechts-
politisch bedeutsamer ist es, die von der Verpflichtung 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung betroffenen 
Unternehmen unmittelbar und selbst größenspezifisch 
differenziert schon in die Produktion der Kommissions-
Standards bei der EFRAG einzuschalten.

Indes der CSRD-Vorschlag leidet an einer Schieflage: 
Er nimmt mit großer Intensität die Informationsinte
ressen der Publizitätsadressaten in den Blick; nament-
lich die der Kapitalanleger, Nichtregierungsorganisatio-
nen und der Gewerkschaften. Die berichtspflichtigen 
Unternehmen dagegen, ihre mit der Nachhaltigkeits-
berichterstattung verbundenen Belastungen und ihr 
ressourcenbedingt eingeschränktes Leistungsver

mögen finden, wenn überhaupt, dann allenfalls margi-
nal Erwähnung. Damit droht der Richtlinienentwurf, 
offenbar durch das Verhalten der Größtunternehmen 
verwöhnt, für den Bereich der mittelständischen Wirt-
schaft das insoweit erneut relevante Verhältnismäßig-
keitsprinzip aus dem europäischen Primärrecht zu 
verletzen. Um das zu vermeiden, müssen die Infor
mationsinteressen der Publizitätsadressaten mit  
der jeweiligen Leistungskraft der berichtspflichtigen 
Unternehmen, wie schon gesagt, in einen größen
spezifisch differenziert angemessenen Ausgleich 
gebracht werden. Es ist in hohem Maße wesentlich, 
dass der Unionsgesetzgeber selbst dies in der Richt
linie in geeigneter Weise sicherstellt.

Für einen solchen Ausgleich der tendenziell wider-
streitenden Belange genügen weder eine Anhörung 
der betroffenen Unternehmen im Prozessverlauf der 
Standardproduktion noch deren Möglichkeit, zu Ent-
würfen der EFRAG-Gremien Stellung zu nehmen. 
Ihnen muss substanzielle Mitgestaltungsmacht dort 
innerhalb der EFRAG eröffnet werden, wo für die For-
mulierung der Standards die Entscheidungen fallen. 
Das sind nach dem EFRAG-Organisationsplan, soweit 
er bekannt ist, auf der Arbeitsebene die Working 
Groups der EFRAG und auf der Entscheidungsebene 
die Non Financial Reporting Technical Expert Group 
(NFR / TEG). Auf beiden Ebenen sind Repräsentanten 
sowohl der europäischen Größtunternehmen als auch 
der mittelständischen Wirtschaft in der Union unmittel-
bar an den Arbeits- und Entscheidungsprozessen zu 
beteiligen. Das müssen die EFRAG-Regelwerke vor-
sehen und das muss die Bilanzrichtlinie in ihrer CSRD-
Fassung rechtlich gewährleisten. All das wird die 
Akzeptanz der Nachhaltigkeitsberichterstattung auch 
in der mittelständischen Wirtschaft steigern helfen.

Nach allem ist es für die Unternehmen, namentlich für 
die der mittelständischen Wirtschaft, dringend gebo-
ten, sich im laufenden Gesetzgebungsverfahren zur 
Nachhaltigkeitsrichtlinie über ihre Interessenvertretun-
gen in Berlin und Brüssel Gehör zu verschaffen. Die 
Aufsichtsräte sollten sich hierzu berichten lassen.  

Berichtsstandards
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Die neuen Strukturen der Standardsetzer

IFRS Foundation

Überlegungen zur Einrichtung eines  

International Sustainability Standards Board (ISSB)  

als Schwestergremium zum IASB

Governance,  
strategy &  
oversight

IFRS Foundation Trustees

Independent  
standard-setting &  
related activity

International Sustainability 
Standards Board (ISSB)

International Accounting 
Standards Board (IASB)

IFRS Foundation – Governance-Struktur

IFRS Advisory 
Council  

(provides advice  
to Trustees, IASB 

and ISSB)

Public  
accountability

IFRS Foundation Monitoring Board

Quelle: IFRS-Konferenz 2021, TOP 3, The Future of Corporate Reporting

IFRS Sustainability  
Standards

IFRS Accounting  
Standards

IFRS Interpretations  
Committee

•	�S eptember 2020: Konsultationspapier zum Sustainability Reporting

•	� April 2021: Vorschlag von Satzungsänderungen zur Schaffung des ISSB unter 
dem Dach der IFRS Foundation

•	� November 2021: Einrichtung des ISSB bis zur »COP 26«-Konferenz
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EFRAG

Zukünftige Rolle als europäischer Standardsetzer  

zur Nachhaltigkeitsberichterstattung

•	� Juni 2020: Ad-personam-Mandate des Board-Präsidenten über eine mögliche 
Restrukturierung der EFRAG, Finaler Report vom 8.3.2021

•	� April 2021: CSRD-Vorschlag mit expliziter Bezugnahme auf die EFRAG zur 
Schriftführung bei der Erarbeitung von europäischen Nachhaltigkeitsstandards

•	�E nde 2021: erwarteter Abschluss der Governance-Reform

Berichtsstandards

EFRAG – Neuorganisation und Governance

Quelle: FINAL REPORT on the ad personam mandate on POTENTIAL NEED FOR CHANGES TO THE GOVERNANCE AND FUNDING 
OF EFRAG, S. 17

National Public 
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Setters and NFR 
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EFRAG Secretariat
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European  
LABTEG (FR)
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Board
EFRAG NFR  
Consultative 

Forum

Working 
Groups

Non-financial 
Reporting 

Board

TEG (NFR)

Working 
Groups

National  
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in Europe

EFRAG 
CFSS

EFRAG  
Administrative  

Board

 Members    Input/recommendations    Appointment/oversight
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DRSC

Strategische Neuausrichtung zur Berücksichtigung  

der dynamischen Entwicklungen

•	� Oktober 2020: Beschluss zur Etablierung eines zweiköpfigen Präsidiums zur 
Abdeckung des erweiterten Aufgabenspektrums

•	� Juni 2021: Beschluss zur Schaffung eines neuen nationalen Funding-Mecha
nismus für internationale und europäische Standardsetzungsinitiativen

•	� Juni 2021: Änderung der Vereinssatzung zur Einrichtung eines Fachausschusses 
»Nachhaltigkeitsberichterstattung«

Gemeinsamer Fachausschuss

Geschäftsstelle 

DRSC – Organe und Gremien

Mitgliederversammlung

Verwaltungsrat 

Nominierungsausschuss 

Präsidium Mitarbeiterstab 

FA Finanzberichterstattung FA Nachhaltigkeitsberichterstattung

Arbeitsgruppen

 

 Wahl    Bestellung    Beratung    Leitung



40  Audit Committee Quarterly extra
© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Deutliche Ausweitung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung  
auf europäischer Ebene

Um als Unternehmen am Markt bestehen zu können 
und langfristig erfolgreich zu sein, ist die gesellschaft-
liche Akzeptanz des unternehmerischen Handelns 
unabdingbar. Die konsequente Integration von ESG-
Kriterien in die Entscheidungsprozesse eines Unter-
nehmens spielt dafür eine immer größere Rolle. Dies 
führt nicht nur zu nachhaltigeren, resilienteren unter-
nehmerischen Entscheidungen, sondern ist auch 
zunehmend Voraussetzung für die Attraktivität des 
Unternehmens am Kapitalmarkt sowie für eine gesi-
cherte Unternehmensfinanzierung. Für immer mehr 
Anleger, insbesondere für große internationale und 
institutionelle Investoren, sind ESG-Aspekte ein ent-
scheidungsrelevantes Kriterium.

Die wachsende Bedeutung dieser ESG-Aspekte wird 
auch durch steigende regulatorische Anforderungen 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung auf europäischer 
Ebene deutlich. Mit der CSR-Richtlinie1 im Hinblick auf 
die Angabe nichtfinanzieller und die Diversität betref-
fender Informationen durch bestimmte große Unter-
nehmen und Gruppen aus dem Jahr 2014 wurden ab 

1	  Richtlinie 2013 / 34 / EU

2017 rund 11.700 Unternehmen von öffentlichem Inte-
resse dazu verpflichtet, über Umwelt-, Sozial-, und 
Arbeitnehmerbelange, die Achtung der Menschen-
rechte und die Bekämpfung von Korruption und Beste-
chung zu berichten. 

Im Oktober 2022 und mit Wirkung ab 2023 soll die 
CSR-Richtlinie durch die Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD) abgelöst werden. Die 
CSRD wird inhaltlich und formal deutlich weiter 
gehende Informationspflichten enthalten und so die 
Nachhaltigkeits- der Finanzberichterstattung nahezu 
gleichstellen. Die CSRD soll bereits für das Geschäfts-
jahr 2023 angewendet werden und die Berichterstat-
tung der externen Prüfung unterliegen. Darüber hinaus 
wurde mit der Taxonomie-Verordnung2 über die Ein-
richtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhal
tiger Investitionen vom Juni 2020 ein weiteres Regel-
werk geschaffen, das Unternehmen mit mehr als  
500 Mitarbeitern bereits für das Geschäftsjahr 2021 
dazu verpflichtet, den taxonomierelevanten Anteil ihrer 
Umsatzerlöse, Investitions- und Betriebsausgaben zu 
publizieren und deren Taxonomiekonformität für 2022 
im Detail zu berichten. 

2	  EU-Verordnung 2020 / 852

Transf         rmation kann nur   
gemeinsam gelingen Autor: Dr. Hans-Ulrich Engel

Berichtsstandards

Der in der Europäischen Union (EU) spätestens mit dem Green Deal im Dezember 2019 

ausgerufene Übergang zu einer ressourcenschonenden und klimaneutralen Wirtschaft 

erfordert eine umfassende Transformation. Vor diesem Hintergrund stellen Unternehmen 

ihre Produktpalette, Produktionsprozesse, Logistik und Geschäftsmodelle auf den Prüf-

stand und passen diese zunehmend an. Begleitet wird der Transformationsprozess von 

neuen Berichtspflichten zu Nachhaltigkeitsaspekten, die unter hohem Zeitdruck und ohne 

hinreichende Berücksichtigung der Unternehmenspraxis durch die EU eingeführt werden. 

Der Übergang zu einer klimaneutralen, nachhaltigen Wirtschaft kann jedoch nur gelingen, 

wenn Politik und Unternehmen an einem Strang ziehen. Hier gibt es noch erheblichen 

Verbesserungsbedarf.
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Gefordertes Tempo der Umsetzung 
bringt selbst berichtserfahrene 
Unternehmen an die Grenze des 
Machbaren
Für Unternehmen mit einer bisher weniger ausgepräg-
ten Nachhaltigkeitsberichterstattung wird die Umset-
zung der neuen Berichterstattungsstandards sowie die 
verpflichtende inhaltliche Prüfung zu einer Herkules
aufgabe. Das Berichtswesen, Aufbau- und Ablauf
organisationen müssen entwickelt, IT-Systeme aufge-
baut und Materialitätsanalysen durchgeführt werden, 
um die relevanten Daten effizient und zielorientiert zu 
erheben.

Doch selbst erfahrene Berichterstatter und Vorreiter 
in Sachen Nachhaltigkeit werden durch die geplanten 
Änderungen vermutlich an die Grenze des Machbaren 
gebracht. Das sei am Beispiel der BASF verdeutlicht: 
BASF muss allein gemäß den Berichtsanforderungen 
der EU-Taxonomie ca. 45.000 Produkte, mehr als 
10.000 laufende Investitionsprojekte, 250 Standorte 
und 700 Produktionsanlagen weltweit auf ihre Taxo-
nomierelevanz und -konformität überprüfen. Um die 
geforderten neuen Daten berichten zu können, müs-
sen Mitarbeiter trainiert und Prozesse sowie IT-Sys
teme angepasst oder sogar neu aufgesetzt werden. 
Wegen der späten Veröffentlichung des delegierten 
Rechtsakts zu den Berichtspflichten der Taxonomie-
Verordnung am 6.7.2021, also zur Mitte des Jahres,  
für das bereits Berichtspflicht besteht, bleiben Unter-
nehmen und ihren Auditoren knapp sechs Monate, um 
all dies zu bewerkstelligen. Angesichts teils unklarer 
Definitionen und der für Ende 2022 vorgesehenen 
Erweiterung der EU-Taxonomie um vier weitere 
Umweltziele erscheint der Zeitplan überambitioniert.

Stärkere Einbindung der Unternehmen und 
internationaler Fokus sind unabdingbar

Mit der EU-Taxonomie und ihren delegierten Rechtsakten, der CSRD 
und nicht zuletzt den von der European Financial Reporting Advisory 
Group (EFRAG) bis zum Oktober 2022 zu entwickelnden europäi-
schen Nachhaltigkeitsberichtsstandards entsteht ein sehr komplexes 
europäisches Berichtswesen.

Die Geschwindigkeit, mit der diese Nachhaltigkeitsberichtsanforde-
rungen entwickelt werden, sowie die fehlende Bereitschaft der 
EU-Kommission, mit für die finanzielle Berichterstattung üblichen 
Einführungsfristen zu arbeiten oder in Form von Pilotprojekten die 
neuen Vorgaben einem Praxistest zu unterziehen, bereiten erhebli-
che Sorge. Um aussagekräftige Standards zu etablieren, die in der 
»Praxis« Bestand haben und Berichtsnutzern relevante Informatio-
nen bieten, müssen die Unternehmen ab sofort mit ihrer Expertise in 
den Standardsetzungsprozess besser eingebunden werden. 

Die zu entwickelnden europäischen Nachhaltigkeitsberichtsstan-
dards müssen in eine international anerkannte Berichtslandschaft 
eingebettet werden. Sie müssen auf international anerkannten Stan-
dards und Rahmenwerken fußen, wie bspw. denen der neuen Value 
Reporting Foundation3, der IFRS Foundation oder der Task Force on 
Climate-related Financial Disclosures (TCFD). Für global agierende 
Unternehmen und Investoren ist dies gleichermaßen wichtig. Denn 
auch die Investoren benötigen verlässliche, verständliche und ver-
gleichbare Nachhaltigkeitsinformationen, um sich verstärkt in nach-
haltigen Investments engagieren und ihren eigenen Berichtspflichten 
nachkommen zu können. 

Fazit

Eine erfolgreiche Transformation hin zu einer nachhaltigeren und 
klimaneutralen Wirtschaft ist ohne enge Einbindung der realwirt-
schaftlichen Unternehmen in die Gesetzgebungsprozesse nicht zu 
realisieren. Für zielführende und praxisgerechte Vorgaben muss die 
globale Unternehmensperspektive bei der Weiterentwicklung der 
EU-Taxonomie, in den Überlegungen zur CSRD sowie bei der Ent-
wicklung europäischer Nachhaltigkeitsberichtsstandards umfassend 
berücksichtigt werden. Nur im Schulterschluss zwischen Gesell-
schaft, Politik und Unternehmen kann der Übergang zu einer nach-
haltigen Wirtschaft erfolgreich gestaltet und können im Transfor
mationsprozess ökologische, ökonomische und soziale Aspekte 
adäquat berücksichtigt werden.  

3	 Zusammenschluss von Sustainability Accounting Standards Board (SASB) und International 
Integrated Reporting Council (IIRC) am 10.6.2021

Dr. Hans-Ulrich Engel ist stellvertretender Vorstandsvorsitzender, Finanzvorstand und Chief Digital Officer der  
BASF SE. Er ist Mitglied in verschiedenen Aufsichtsräten und Beiräten sowie Präsident des Deutschen Aktieninstituts.
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Allgemeiner Kontext der Nachhaltig-
keitsberichterstattung in Frankreich

Die französischen Großunternehmen sind seit 
rund 20 Jahren mit der Nachhaltigkeitsberichts-
erstattung vertraut, da eine erste Berichtspflicht für 
börsennotierte Unternehmen bereits 2001 eingeführt 
worden war. 2010 wurde diese Pflicht durch das 
»Grenelle 2«-Gesetz erheblich 
erweitert und unterliegt schon 
seit 2013 der zwingenden 
Überprüfung durch unabhän
gige, akkreditierte Dritte.  
2014 wurde die CSR-Richtlinie 
durchaus positiv von den 
Großunternehmen aufgenom-
men, da sie sich eine Harmoni-
sierung auf EU-Ebene erhoff-
ten. Die Enttäuschung war 
relativ groß, als der französische Gesetzgeber 2017 
durch das nationale Richtlinienumsetzungsgesetz die 
neuen EU-Regelungen dem bestehenden Rahmen 
zufügte, ohne diesen im gleichen Zug zu vereinfachen. 
Das Resultat war und ist ein extrem komplexer 
rechtlicher Rahmen in Frankreich, wo sich die Trans-
parenz- und Verhaltensregeln häufen, überschneiden 
und teilweise widersprechen.1

In logischer Folge wird die Überarbeitung der aktuellen 
CSR-Richtlinie als notwendig für eine Harmonisierung 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht nur auf 
nationaler, sondern auch auf europäischer und interna-
tionaler Ebene angesehen. Die Unternehmen wün-
schen sich einen einzigen, einheitlichen, globalen 
Standard für Nachhaltigkeitsberichtserstattung, 
statt der ständig wachsenden privaten und öffentlichen 
Initiativen, Standards und Rahmenwerke, die nicht nur 
erheblichen Verwaltungsaufwand für Unternehmen 
verursachen, sondern letztlich auch Verwirrung bei 
vielen Stakeholdern stiften.

1	S iehe dazu die Afep-Analyse von 2019 »Vers une rationalisation du 
reporting RSE«, die aufzeigt, wie sich die verschiedenen Gesetze im 
Nachhaltigkeitsbereich (Loi Sapin 2 zur Korruptionsbekämpfung von 2016; 
Sorgfaltspflichtgesetz von 2017, CSR-Richtlinienumsetzungsgesetz  
von 2018) überschneiden und die Unternehmen vor große Herausforde-
rungen stellen; https://afep.com/wp-content/uploads/2019/10/Rapport-
Afep-Vers-une-rationalisation-du-reporting-RSE-Octobre-2019.pdf

Rezeption des CSRD- 
Vorschlags durch  
französische Großunternehmen

Viele der im Entwurf der CSRD-Richtlinie enthal-
tenen Regelungen sind in Frankreich bereits ge-
setzlich vorgeschrieben. So sind bereits heute nicht 
nur alle kapitalmarktorientierten Großunternehmen zur 

Veröffentlichung der sog. 
DPEF (déclaration de perfor-
mance extra-financière oder 
non-financial statement) im 
jährlichen Geschäftsbericht 
verpflichtet, sondern auch 
nicht kapitalmarktorientierte 
Unternehmen mit mehr als 
500 Beschäftigten und mehr 
als 100 Mio. EUR Bilanzsumme 
oder 100 Mio. EUR Umsatzer-

lös. Auch die verpflichtende Prüfung durch einen unab-
hängigen Dritten ist bereits zwingend vorgesehen.

Dennoch wird die revidierte CSRD-Richtlinie große 
Auswirkungen auf Afep-Unternehmen haben, da sie 
zahlreiche neue Berichtsthemen und Indikatoren ein-
führt. Die erste Analyse des Vorschlags gibt Anlass zu 
folgenden Bemerkungen:

•	 Zum Anwendungsbereich: Viele außereuropäi-
sche Wettbewerber europäischer Unternehmen 
sind nicht in der EU gelistet und erfüllen nicht die 
Kriterien der von der CSRD anvisierten Großunter-
nehmen, weil sie bspw. aus Drittländern wie der 
Schweiz oder Großbritannien oder von digitalen 
Plattformen aus tätig sind. Diese Unternehmen 
müssen unbedingt in die Transparenzpflicht einbe-
zogen werden, wenn sie Waren oder Dienstleistun-
gen ab einem gewissen Schwellenwert in der EU 
anbieten.

•	 Zur systematischen Veröffentlichung zukunfts-
gerichteter Informationen (forward-looking infor-
mation): Hier antizipieren Unternehmen einerseits 
rechtliche Risiken und andererseits das Risiko, 
wirtschaftlich sensible Informationen offen
legen zu müssen, während ihre außereuropäischen 

CSRD-Richtlinienvorschlag  
der EU-Kommission –  
Ein Blick aus Frankreich Autorin: Elisabeth Gambert 
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Wettbewerber dies nicht tun müssen. So wie in der 
Rechnungslegung eine begrenzte Verpflichtung zur 
Veröffentlichung zukunftsgerichteter Daten besteht, 
sollten Unternehmen auch hier nicht zur systemati-
schen Veröffentlichung zukunftsgerichteter Informa-
tionen verpflichtet werden, zumal bei Umwelt- und 
Sozialangelegenheiten die potenzielle Fehlermarge 
naturgemäß größer ist. Es ist wichtig, den Unter-
nehmen hier ausreichend Flexibilität zu lassen, was 
nicht ausschließt, dass sie sich natürlich Ziele  
z. B. zur Bekämpfung des Klimawandels setzen und 
diese auch veröffentlichen.

•	 Zu immateriellen Anlagewerten: Die CSRD sieht 
eine Berichterstattung über immaterielle Vermö-
genswerte, einschließlich intellektuellen, menschli-
chen und sozialen Kapitals vor. Die Bewertung die-
ser Vermögenswerte ist nicht genügend ausgereift, 
und selbst wenn sie dies wäre, würde sie nicht 
immer nützliche und relevante Informationen liefern. 
In Ermangelung einer genauen Definition dieser 
Vermögenswerte und einer robusten Methode 
zu ihrer Bewertung sollten die Informationen 
über immaterielle Anlagewerte rein qualitativ 
und nicht quantitativ sein.

•	 Hinsichtlich der Sorgfaltspflicht sollte die CSRD 
der von der Kommission angekündigten künftigen 
europäischen Gesetzgebung zur Sorgfaltspflicht in 
den Lieferketten nicht vorgreifen. Der Richtlinien-
vorschlag sieht diesbezüglich umfangreiche Trans-
parenzpflichten vor, ohne zu definieren, was ein 
»Due Diligence-Prozess« genau bedeutet. Dieser 
ist jedoch, wie die Umsetzung des französischen 
Sorgfaltspflichtgesetzes von 2017 klar gezeigt hat, 
ein besonders komplexes und schwierig umzuset-
zendes Konzept. Die CSRD-Richtlinie sollte kein 
Vorwand sein, neue Verpflichtungen vorweg-
zunehmen, ohne dass die notwendige Diskus-
sion dazu gesondert stattgefunden hat.

•	 Zum künftigen europäischen Berichtsstandard, 
der von der EFRAG bis Oktober 2022 erarbeitet 
werden soll: Afep-Unternehmen unterstützen 
prinzipiell einen EU-Standard, unter der Voraus-
setzung, dass er mit den wichtigsten internatio-

nalen Initiativen vereinbar ist, um die Anhäu-
fung konkurrierender Standards zu vermeiden, 
die für internationale Unternehmen eine Mehrfach-
berichterstattung auf den verschiedenen Märkten 
bedeuten würde. Die EFRAG und der zukünftige 
International Sustainability Standard Board (ISSB) 
der IFRS-Stiftung sollten deshalb eng zusammen
arbeiten, um die Berücksichtigung des EU-Berichts-
standards bei der Entwicklung eines globalen ESG- 
Berichtsstandards – und umgekehrt – zu gewähr
leisten.

•	 Bei der Digitalisierung sind die Anforderungen 
zu klären. Unternehmen sind der Ansicht, dass nur 
quantitative Informationen – wie die IFRS-Kon-
zernabschlüsse – mit einem Mark-up versehen wer-
den können.

•	 Zur Governance: Die Unternehmen lehnen die 
obligatorische Ausweitung der Aufgaben des 
Prüfungsausschusses auf die Nachhaltigkeits-
berichterstattung ab. Ein flexibler und transversa-
ler Ansatz ist hier ratsam, da die Nachhaltigkeit je 
nach spezifischem Thema in verschiedene Aus-
schüsse fallen kann (z. B. ein spezieller CSR-Aus-
schuss, wenn es um Strategie geht; der Vergütungs-
ausschuss zur Definition von CSR-Kriterien für die 
Berechnung der variablen Anteile; der Nominierungs-
ausschuss, um die Expertise neuer Direktoren in 
Bezug auf CSR zu bewerten).

Die nächsten Monate werden sicherlich spannende 
Diskussionen im EU-Parlament und Rat bringen. Die 
französischen Unternehmen hoffen auf eine pragmati-
sche, leicht verständliche und kohärente CSRD-Richt-
linie, die zu einem internationalen Fair Level Playing 
Field beiträgt.  

Elisabeth Gambert ist CSR & International Affairs Director der Afep 
(French Association of Large Companies).
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Die Europäische Kommission hat am 21.4.2021 den 
lange erwarteten Vorschlag zu einer Richtlinie über 
Nachhaltigkeitsberichterstattung vorgelegt.

Der Richtlinienentwurf erweitert und präzisiert die bis-
herigen Vorgaben zur »nichtfinanziellen Berichterstat-
tung« und führt die neue Bezeichnung der »Nachhaltig-
keitsberichterstattung« ein. Diese neue Begrifflichkeit 
trifft die Intention der Berichterstattung in ihrem Kern 
und ist deshalb aus Sicht des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) nur zu begrüßen, räumt sie doch 
mit dem latenten Missverständnis auf, wonach »nicht-
finanzielle« Informationen keine finanziellen Auswir-
kungen haben.

Auch weiteren Aspekten des Richtlinienvorschlags 
stimmt der DGB zu. Positiv zu erwähnen sind insbe-
sondere der deutlich erweiterte Anwendungsbereich 
der Berichtspflichten, die ausschließliche Pflicht zur 
Veröffentlichung im Lagebericht und die lange überfäl-
lige klare Definition der »doppelten Wesentlichkeit«. 

Insbesondere die Ausweitung des Anwendungsbe-
reichs auf nunmehr fast alle kapitalmarktorientierten 
Unternehmen, alle größeren Kapitalgesellschaften 
sowie haftungsbeschränkten Personenhandelsgesell-
schaften ist ein mutiger Schritt nach vorn. Für die Praxis 
der Mitbestimmung wäre es ein echter Fortschritt, 

wenn nunmehr stets auch die Arbeitnehmervertre
ter*innen im Aufsichtsrat der mitbestimmten GmbH 
mit der Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte betraut 
werden.

Hingegen bleibt unverständlich, warum nicht haftungs-
beschränkte Personenhandelsgesellschaften und 
Stiftungen auch weiterhin von einer Nachhaltigkeits-
berichterstattung nicht erfasst werden. Denn damit 
werden einmal mehr Unternehmenskonstruktionen 
begünstigt, die weder der gesetzlichen Mitbestim-
mung noch der Geschlechterquote in Vorstand oder 
Aufsichtsrat unterliegen. Wichtig wäre aus gewerk-
schaftlicher Sicht zudem, größenunabhängig alle 
Unternehmen einzubeziehen, die in Risikobranchen 
operieren.

Aus gewerkschaftlicher Sicht unbedingt notwendig 
ist ferner, die im Richtlinienentwurf aufgeführten 
Sozialfaktoren – insbesondere hinsichtlich der Arbeit
nehmer*innenbelange – zu präzisieren. 

Der DGB hat in seiner ausführlichen Stellungnahme1 
vor allem kritisiert, dass der Richtlinienvorschlag 
weder die Unterrichtung und Anhörung noch die Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer*innen thematisiert.

1	 Online abrufbar unter https://www.dgb.de/-/02a

Berichtsstandards

Mit Mitbestimmung geht es besser:  
Anmerkungen zum Richtlinienentwurf 
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
aus gewerkschaftlicher Sicht Autor: Rainald Thannisch
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Nun könnte man argumentieren, dass die Mitbestimmungsrechte der 
Beschäftigten bei den Berichtsanforderungen über den »sozialen Dia-
log« oder über die »Einbeziehung der Arbeitnehmer« mitgedacht 
werden. Beide Formulierungen stehen im Richtlinientext. Nur gibt es 
dazu keinerlei Gewissheit. Und aus der europäischen Standardisie-
rungsdebatte hören wir, dass es keineswegs ausgemacht ist, dass die 
Einbeziehung der Arbeitnehmer*innen bedeutet, dass auch deren 
Interessenvertretungen und Gewerkschaften gemeint sind.

Unverständlich bleibt vor allem, warum die Kommission eine bedeut-
same Formulierung aus Erwägungsgrund 7 der geltenden CSR-
Richtlinie nicht erneut aufgegriffen hat. Dort wird ausdrücklich die 
»Achtung des Rechts der Arbeitnehmer, informiert und konsultiert« 
zu werden, hervorgehoben. Die Bedeutung dieser Passage erschließt 
sich auch dadurch, dass genau diese Formulierung in § 289c HGB 
übernommen wurde; und dies im Übrigen in beiden Gesetzesdoku-
menten zusätzlich zum Begriff des »sozialen Dialogs«.

Zieht man zusätzlich in Erwägung, dass auch die jüngste EU-Konsul-
tation zum Thema »nachhaltige Corporate Governance« die gesetzli-
che Mitbestimmung weitgehend ausgeblendet hat,2 dann verdichtet 
sich aus gewerkschaftlicher Sicht der Eindruck, dass die EU-Kom-
mission das Potenzial demokratisch gewählter Interessenvertre
ter*innen für die Nachhaltigkeit der Unternehmenspolitik im Allgemei-
nen und für die Nachhaltigkeitsberichterstattung im Speziellen auch 
weiterhin unterschätzt; und dies, obwohl eine Studie von Sigurt Vitols 
bereits im Jahr 2016 veranschaulichte, dass es für mitbestimmte 
Unternehmen doppelt so wahrscheinlich ist, einen Nachhaltigkeits-
bericht vorzulegen, als für nicht mitbestimmte Unternehmen (Böckler 
Impuls 17 / 2016). 

Dieses Ergebnis reiht sich ein in eine ganze Kaskade aktueller wis-
senschaftlicher Befunde, die auf eine starke Korrelation zwischen 
Mitbestimmung und wichtigen Aspekten einer nachhaltigen Unter-
nehmensführung hinweisen (eine Übersicht über die vielfältigen 
Forschungsergebnisse bietet die Hans-Böckler-Stiftung unter  
https://www.mitbestimmung.de/html/mbix-120.html an). 

Der DGB fordert die europäischen Institutionen daher nachdrücklich 
auf, die Dimension der Sozialfaktoren so zu definieren, dass die 
berichtspflichtigen Unternehmen gerade auch Angaben zum Vor-
handensein von Interessenvertretungen auf der Betriebs- oder 
Unternehmensebene machen müssen. Angesichts der zunehmen-
den Vermeidung nationaler Regelungen zur Unternehmensmit
bestimmung ist für den DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften 

2	 Vgl. Thannisch, Audit Committee Quarterly I / 2021

die Beachtung nationaler Mitbestimmungsgesetze 
zwingender Bestandteil einer Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung.

Um das Wissen der Arbeitnehmervertreter*innen 
bestmöglich in die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
einfließen zu lassen, sollten die Geschäftsleitungen 
außerdem dazu verpflichtet werden, das korrespondie-
rende Gremium der betrieblichen Interessenvertretung 
(also Betriebsrat, Gesamt- bzw. Konzernbetriebsrat, 
SE-Betriebsrat oder Europäischer Betriebsrat) bereits 
vor Beendigung des Geschäftsjahrs über die Inhalte 
des geplanten Nachhaltigkeitsberichts zu informieren 
und sich mit den Gremien entsprechend zu beraten. 
Über die Ergebnisse dieser Beratung wiederum ist in 
der Folge auch im Aufsichtsrat zu berichten. Diese 
»unterjährige« Einbeziehung der betrieblichen Interes-
senvertretung ist schon aus rein praktischen Erwägun-
gen sinnvoll, legt doch die Erfahrung nahe, dass eine 
Diskussion des Nachhaltigkeitsberichts in der bilanz-
feststellenden Sitzung des Aufsichtsrats in aller Regel 
zu spät kommen wird, um noch Ergänzungen vorneh-
men zu können. 

Der DGB ruft die Europäischen Institutionen außer-
dem nachdrücklich dazu auf, die relevanten Kriterien 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung so detailliert wie 
möglich in einem demokratischen Prozess zu erarbei-
ten und diese direkt in der EU-Richtlinie festzuschrei-
ben.

Diese Kernaufgabe darf keinesfalls ausschließlich der 
European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG) 
überlassen werden, auch wenn diese angekündigt 
hat, die für sie relevanten Stakeholder zu beteiligen.

Aus Sicht des DGB kann der EFRAG maximal eine 
Aufgabe in der nachgelagerten Arbeit zur Präzisierung 
der politisch festgelegten Anforderungen an die Nach-
haltigkeitsberichterstattung zukommen. Auch bei die-
ser Arbeit müssen unbedingt sämtliche Stakeholder 
einbezogen werden. Zu begrüßen wäre eine dreiglied-
rige Zusammensetzung der entsprechenden Gover-
nance-Strukturen aus Vertreter*innen von Wirtschaft, 
Gewerkschaften und NGOs.  

Rainald Thannisch ist Diplom-Volkswirt und Referatsleiter für Mitbestimmung, 
Corporate Governance und CSR beim DGB-Bundesvorstand in Berlin. Er vertritt den 
DGB u. a. in Gremien des Internationalen und des Europäischen Gewerkschaftsbundes. 
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Das Thema Nachhaltigkeit hat sich längst als zentraler 
Megatrend etabliert, der unsere Gesellschaft die 
nächsten Jahrzehnte auf vielen Ebenen begleiten wird. 
Das bedeutet aber auch: Die Unternehmen müssen 
sich an neue Erwartungshaltungen von Stakeholdern 
wie Kunden, Regulatoren und Investoren anpassen. 
Sie müssen grüner, transparenter und emissionsärmer 
werden. Doch für den ökologischen Umbau der Wirt-
schaft braucht es auch Investoren, die diesen Wandel 
finanzieren. Denn die Transformation hin zu mehr Nach-
haltigkeit kann ohne finanzielle Unterstützung aus dem 
Privatsektor nicht gelingen. Deshalb sollen Kapital
ströme in nachhaltige Investitionen umgelenkt werden, 
damit alle Unternehmen die aus Klimawandel, Ressour-
cenverknappung, Umweltschädigung und sozialen 
Faktoren entstehenden Risiken bewältigen können.

Dieser Prozess ist bereits in vollem Gange. Insbeson-
dere institutionelle Investoren legen immer größeren 
Wert auf das Thema Nachhaltigkeit und orientieren sich 
bei ihren Investitionsentscheidungen an den Nachhal-
tigkeitsberichten der jeweiligen Unternehmen. Was 
lange als lästige Pflicht wahrgenommen wurde, ist 
jetzt von größter Relevanz. Eine qualitativ hochwertige 
Nachhaltigkeitsberichterstattung beeinflusst die Ent-
scheidung der Investoren, lenkt die Kapitalströme – 
und kann damit einen echten Wettbewerbsvorteil dar-
stellen.

Der Wandel der Wirtschaft ist keine Entscheidung der 
Unternehmen selbst. Vielmehr folgen die Unterneh-
men einer regulatorischen Notwendigkeit. Oberstes 
Ziel der EU-Kommission ist es, die Wirtschaft in der 
EU moderner, ressourcenschonender, wettbewerbs-
fähiger und vor allem bis 2050 treibhausgasneutral zu 
gestalten. Entsprechend ist auch die Nachhaltigkeits-
berichterstattung von einer zunehmenden Regulie-
rungsdichte geprägt und wird von der EU-Kommission 
als ein wesentliches Instrument eingesetzt, um ihre 
eigenen Nachhaltigkeitsziele zu erreichen.

Auch aktuell arbeitet die EU an der Weiterentwicklung 
der Richtlinie zu einer Nachhaltigkeitsberichterstattung. 
Diese Richtlinie ist unmittelbare Folge des European 
Green Deal und des EU-Aktionsplans zur Finanzierung 
nachhaltigen Wachstums. Für die Unternehmen selbst 
ist das keine leichte Aufgabe: Herausforderungen bei 
der Einführung der Taxonomie-Berichtspflichten liegen 
sowohl im Bereich der Datenerhebung der Angaben 
zu Umsatzerlösen, Capex und Opex, aber auch bei der 
Dokumentation der Einhaltung der Kriterien.

Mehr als Marketingbroschüren

Aus Investorensicht ist das durchaus zu begrüßen. 
Viel zu lange wurde die nichtfinanzielle Berichterstat-
tung sehr stiefmütterlich behandelt, oft glichen Nach-
haltigkeitsberichte nichtssagenden Imagebroschüren 
mit vielen bunten Bildern. Dass die Zweiklassen
gesellschaft zwischen finanzieller und nichtfinanzieller 
Berichterstattung durch die Regulierung beendet wird, 
ist also eine großer Fortschritt.

Allerdings sollte im Zuge der Neuerungen auch der 
aktuelle regulatorische Flickenteppich beseitigt wer-
den. Die Vielzahl der Regelungen ist bereits derzeit 
kaum überschaubar und darüber hinaus teilweise 
weder in sich stimmig noch leicht anwendbar. Idealer-
weise wird hier ein internationaler Standard entwickelt, 
der zu einer global stimmigen Lösung führt. Denn für 
Investoren sind klare und nachvollziehbare Rahmen-
bedingungen unabdingbar.

Zur Schaffung von vergleichbaren Informationen soll 
ein EU-Standard für Nachhaltigkeitsberichterstattung 
erstellt werden. Internationale Rahmenwerke, wie 
GRI, SASB, IASB, TCFD, sowie Global Compact und 
UN SDGs sollten im EU-Berichtsstandard Berücksich-
tigung finden. Gleichzeitig ist es uns als Investoren ein 
Anliegen, dass die gesetzten Standards in Abhängig-
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keit von der jeweilige Industrie stehen. Es ist weder hilf-
reich noch zielführend, die Emissionen eines Energie-
versorgers mit denen einer Bank zu vergleichen.

Das alles greift natürlich erst dann vollumfänglich, 
wenn gewährleistet ist, dass die Angaben in den 
Berichten auch zutreffen. Um die Glaubwürdigkeit von 
Nachhaltigkeitsberichten zu erhöhen, sollte eine Prü-
fungspflicht für alle berichtspflichtigen Unternehmen 
eingeführt werden. Mittelfristig sollte von einer Prü-
fung mit begrenzter Sicherheit zu einer Prüfung mit 
hinreichender Sicherheit übergangen werden. Zudem 
muss jeder Nachhaltigkeitsbericht materiell signifikante 
und überprüfbare Aussagen enthalten. Hierzu zählen 
insbesondere Inhalte, die auf Zahlenbasis ausgewertet 
werden können.

Nicht selten fällt eine solche transparente Bericht
erstattung insbesondere denjenigen Unternehmen 
nicht leicht, die noch nicht nachhaltig wirtschaften. 
Aber genau diese sog. Transformationskandidaten sind 
besonders relevant: Sowohl mit Blick auf die Aufgabe, 
die Welt nachhaltiger zu machen, als auch mit Blick 
auf unsere Aufgabe als Investoren, unseren Kunden 
auskömmliche Erträge zu erwirtschaften. Dabei kommt 
es oft weniger auf den Jetzt-Zustand an als auf die 
Ziele.

Für uns als Investoren ist es indes unerlässlich, dass 
alle nachhaltigkeitsbezogenen Fakten veröffentlicht 
werden, die für das Verständnis von Geschäftsverlauf, 
Lage und Ergebnis erforderlich sind. Dazu zählen eben 
auch die Materialität der Strategie und die Nachhaltig-
keitsziele. Denn der Gegenwind für Konzerne ohne 
ambitionierte Nachhaltigkeitsziele wird in Zukunft mas-
siv zunehmen. Dagegen schützen wir uns, indem wir 
die Ziele analysieren und mit anderen Unternehmen 
der gleichen Branche vergleichen. Das geht nur mit 
einer belastbaren Zahlenbasis.

Was der Aufsichtsrat tun kann

Da die Management-Teams im Unternehmen durch 
den Aufsichtsrat bestellt werden, richten sich unsere 
Forderungen daher zuvorderst an das Kontrollgremium. 
Hier wünschen wir uns, dass die Berichterstattung 
umfassend und intensiv geprüft sowie verbessert 
wird. Auch der Vergütung des Vorstands und der 
Berichterstattung hierüber kommt eine maßgebliche 
Rolle zu. Inwieweit sich die nachhaltige Ausrichtung 
des Unternehmens in den Vergütungsstrukturen des 
Topmanagements wiederfindet, sollte ebenfalls be-
lastbar und transparent vom Aufsichtsrat begleitet und 
in der Berichterstattung erläutert werden. Zudem sollte 
das Kompetenzprofil des Aufsichtsrats so erweitert 
werden, dass die Berichterstattung vollumfänglich 
(also auch hinsichtlich ESG) geprüft werden kann. In 
vielen Konzernen fehlt jegliche ausreichende Nachhal-
tigkeitsexpertise im Aufsichtsrat.

Zudem und abschließend gilt auch hier: Reden hilft. 
Der Aufsichtsrat sollte den Dialog mit den Investoren 
suchen und die Erwartungshaltung abfragen. Davon 
dürften am Ende beide Seiten profitieren – die Inves-
toren, weil sie tiefere Einblicke in das Unternehmen 
gewinnen, und die Unternehmen, weil sie die Bedürf-
nisse der Aktionäre besser verstehen lernen. 

Janne Werning ist seit Juni 2019 Leiter der Gruppe ESG Capital 
Markets & Stewardship in der Abteilung ESG bei Union Investment. 
In seiner Rolle leitet er die Umsetzung der ESG-Integration in  
den Investmentprozess, das ESG-Committee, die ESG-Fondsverant-
wortung und das Overlay sowie die Engagement- & Stewardship-
Aktivitäten mit Unternehmensdialogen und Hauptversammlungs-
abstimmungen.

Die Wünsche der Investoren  Autor: Janne Werning



48  Audit Committee Quarterly extra
© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Next Level: Messbarkeit  
und Objektivierung von ESG Autor: Marc Tüngler

Berichtsstandards

Verantwortung und Risiko  
für Vorstand und Aufsichtsrat

Albert Einstein hat bereits vor langer Zeit pointiert 
zusammengefasst, worum es beim Thema Nachhal-
tigkeit und ESG bisher letztendlich ging: »Nicht alles, 
was zählt, kann gezählt werden, und nicht alles, was 
gezählt werden kann, zählt.« Übersetzt auf die Nach-
haltigkeits- und Corporate Governance-Diskussion in 
den letzten zehn bis zwanzig Jahren war die herausge-
hobene Verantwortung von Vorstand und Aufsichts-
rat, sich darüber Gedanken zu machen, was wirklich 
entscheidend ist, selbst wenn es eben nicht »zählbar« 
und damit nicht messbar ist.

Nunmehr allerdings dreht sich der Wind. Zukünftig 
werden wir über eine Standardisierung in Bezug auf 
Messbarkeit und damit Transparenz von Nachhaltig-
keitsfaktoren das zählen, messen und vergleichen 
können, was bisher eher von weichen, subjektiven 
Faktoren geprägt und damit letztendlich auch nicht 
vergleichbar war. Ein Wegducken ist also zukünftig 
nicht mehr möglich. Die Vergleichbarkeit der Kennzah-
len wird (noch) deutlich mehr Druck auf »E«-, »S«- und 
insbesondere »G«-Aspekte geben.

Mehr Verantwortung durch 
Objektivierung

Das hat unmittelbar Auswirkungen auf die Rolle und 
auch die Aufgaben von Vorstand sowie Aufsichtsrat. 
Über die Verschärfung der Transparenz erhöhen sich 
die Reputations- und auch die Haftungsrisiken. Das 
höhere Maß an Standardisierung bei der Messbarkeit 
wird also nicht nur zu einer höheren Transparenz, son-
dern vor allen Dingen auch zu einem stärkeren Bench-
marking führen. Waren Nachhaltigkeit-KPIs bisher 
(auch) der Interpretation durch das jeweilige Unterneh-
men zugänglich, verlassen wir nun die Mikroebene.

Aber was passiert, wenn wir zukünftig objektivierbarer 
die Performance von Unternehmen und damit von Vor-
ständen sowie Aufsichtsräten im Bereich der Nach-
haltigkeit messen können?

Kapitalbeschaffung wird immer teurer

Bereits heute spüren Unternehmen, die ein schlechtes oder beschei-
denes ESG-Ranking haben, dass sich sowohl die Eigenkapital- als 
auch die Fremdkapitalkosten erhöhen und ihnen ein mehr oder weni-
ger großer Teil der Anlegerschaft verschlossen bleibt. Die Investor 
Relations-Abteilungen nehmen wahr, dass Termine mit einzelnen 
Investoren nicht mehr angefragt werden oder aber schlichtweg nicht 
mehr stattfinden, da ein Unternehmen aufgrund der Mängel in der 
ESG-Strategie oder bei einzelnen ESG-Kennzahlen auf der Black-List 
der Investoren gelandet ist oder aber aus anderen Gründen als nicht 
mehr investierbar angesehen wird.

Das erhöht unmittelbar den Druck auf das Management. Denn wenn 
die Kapitalbeschaffung teurer wird und nur noch kurzfristige und /
oder aktive bzw. aktivistische Investoren zur Verfügung stehen, wird 
automatisch der Ton nicht nur rauer, sondern das Risiko merklich 
ansteigen. Auch wird der Einfluss dieser Investoren sehr viel stärker 
zu spüren sein, was sich z. B. bei Gremienwahlen in einer sehr geziel-
ten Besetzung des Aufsichtsrats – und danach beim Vorstand – nie-
derschlagen wird.



Nachhaltigkeitsberichterstattung  49
© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Welche Investoren möchte man 
adressieren?

Nun wird es auch immer eine Gruppe von Investoren 
geben, die einen nicht ganz so großen Wert auf das 
Thema Nachhaltigkeit legen. Und nicht jede Adresse 
dieser »Evil Money«-Investoren wird auch gleichzeitig 
ein aktivistischer und damit aggressiver Investor sein. 
Unternehmen müssen sich aber auf Basis ihrer nach-
haltigen Unternehmensstrategie die Frage stellen, mit 
welchen Investoren man sowohl auf der Eigenkapital- 
als auch auf der Fremdkapitalseite in der Zukunft zu-
sammenarbeiten möchte bzw. muss.

Die Diskussion hierüber sollte in den Unternehmen 
schon lange geführt werden. Sie sollte ihren Nieder-
schlag z. B. im Vergütungssystem, in dem gemäß 
ARUG II nachhaltige Parameter Einzug halten müs-
sen, oder bei Investitionsentscheidungen finden.

Purpose-Diskussion als Blaupause

Es gibt aber auch noch einen anderen Anlass, zu dem 
die gesamte Diskussion (eigentlich) schon längst in den 
Gremien hätte geführt werden sollen und auch müs-
sen. Dabei handelt es sich um die Frage, welche Ziele 
und Werte ein Unternehmen eigentlich verfolgt und 
verkörpern will. Eine solche Purpose-Debatte wurde 
bisher sehr stark bei den Mitarbeitern und Kunden ver-
ortet. Ansatz dabei ist, dass Unternehmen mit einem 
unklaren oder wenig nachhaltig orientierten Werte
kanon immer größere Probleme haben werden, moti-
vierte, qualifizierte und vor allen Dingen gute Mitarbei-
ter für sich zu gewinnen oder / und Kunden zu binden.

Übertragen auf die Nachhaltigkeits- und ESG-Diskus-
sion kann man Mitarbeiter und Kunden durch Inves
toren ersetzen bzw. ergänzen. Und so sucht sich 
tatsächlich jedes Unternehmen mit seiner mehr oder 
weniger nachhaltigen Unternehmensstrategie selbst 
die Investoren aus, die ihre Finanzierung möglich 
machen. Das führt gleichzeitig für die Unternehmen, 
die ihre Hausaufgaben beim Thema Nachhaltigkeit 
noch machen müssen oder nicht machen können, zu-
künftig zu einem höheren Anspannungsgrad, sowohl 
auf der Finanzierungsseite als auch in Sachen Haftung 
von Vorstand und Aufsichtsrat.

Den Haag ist näher, als man denkt

Neben den Investoren sind es aber auch noch ganz 
andere Adressen, die Druck machen, konkrete Anfor-
derungen formulieren und letztendlich durchsetzen 
wollen. Dass ein Bezirksgericht in Den Haag ein – 
sicherlich umstrittenes – Urteil gegen Shell fällt, weil 
sich der Ölkonzern nicht ausreichend ambitionierte 
Nachhaltigkeitsziele gesetzt hatte, scheint für die 
Unternehmen hierzulande sehr weit weg zu sein. Ver-
harmlosen sollte man die Entscheidung aber definitiv 
nicht. In den Niederlanden positionieren sich verschie-
dene NGOs mit Anwaltskanzleien und werden versu-
chen, das zu wiederholen, was ihnen bei Shell zumin-
dest auf der Ebene eines Bezirksgerichts gelungen ist. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die 
Grundlage des in Den Haag ergangenen Urteils das 
niederländische, allgemeine Schadensersatzrecht ist.

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt die EU mit ihrer Sus
tainable Corporate Governance-Initiative. Auch hier 
wird diskutiert, ob NGOs eine Art Verbandsklagerecht 
gegen europäische Unternehmen eingeräumt wird. 
Damit wäre der Dreiklang, bestehend aus der nachhal-
tigen Unternehmensstrategie, der Messbarkeit des 
Nachhaltigkeitsfortschritts und einem entsprechenden 
Klagerecht, aus Sicht der EU vollkommen. Für so man-
ches Unternehmen stellt dies allerdings eine konkrete 
Bedrohung dar.

More to come …

Die Nachhaltigkeitsdebatte nimmt also bisher erst 
noch Anlauf, bevor sie durch die Messbarkeit und 
damit Vergleichbarkeit in einen Steigflug übergeht. 
Klar dabei ist, dass es auch Sanktionsmechanismen 
geben wird, die weit über das hinausreichen, was wir 
heute sehen. Unternehmen müssen sich darauf vor-
bereiten – und das heute.  

Marc Tüngler ist Hauptgeschäftsführer Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapier- 
besitz e.V., Mitglied der Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex 
sowie Mitglied in verschiedenen Aufsichtsräten.
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1	 Vgl. EU-COM (2021), 189 final, Änderung der Art. 19a Abs. 2 und Art. 29a Abs. 2 der Richtlinie 2013 / 34 / EU

Ist die Nachhaltigkeitsberichterstattung  
	 künftig um ein  
	 Intellectual Capital Reporting  
	 zu ergänzen? Autorinnen: Prof. Dr. Isabel von Keitz und Kristina Schwedler

Der CSR-Richtlinienentwurf der EU sieht vor, dass in die (konsolidierte) Nach-

haltigkeitsberichterstattung »Informationen über immaterielle Anlagewerte« 

aufzunehmen sind.1 Diese mit vier Worten formulierte, auf den ersten Blick 

unscheinbar wirkende Anforderung könnte weitreichende neue Angabepflichten 

für alle Unternehmen, die zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet 

sind, bedeuten. Im Folgenden wird aufgezeigt und diskutiert, welche Fragen 

der europäische Standardsetter im Rahmen der Entwicklung der Standards  

für Nachhaltigkeitsberichterstattungen bzw. die berichtspflichtigen Unter

nehmen bei der Berichterstattung über immaterielle Werte zu klären haben. 

Der Richtlinienentwurf selbst lässt offen, was und wie konkret zu berichten  

ist. Auch eine begründete Verankerung der Berichterstattung über immaterielle 

Anlagewerte in der Nachhaltigkeitsberichterstattung fehlt.

Berichtsstandards
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		 H i n t e r g r u nd  i nfo   r ma  t i on

Die Berichterstattung über immaterielle Werte (»intan-
gibles«) wurde in den bisherigen EU-Regelungen zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht thematisiert. 
Weder in der CSR-Richtlinie (2014), dem EU-Aktions-
plan (2018), der Offenlegungsverordnung (2019), dem 
Green Deal (2019) noch der Taxonomie-Verordnung 
(2020) findet sich das Wort »intangibles«. Gleich- 
wohl ist die Aufnahme der neuen Angabepflicht über 
immaterielle Werte in dem EU-Richtlinienentwurf 
nicht ganz überraschend. Vielmehr zeichneten sich 
Überlegungen zur Einführung einer Berichtspflicht 
über immaterielle Anlagewerte bereits durch die 
Eignungsprüfung des EU-Vorschriftenrahmens im 
Bereich der Unternehmensberichterstattung (sog. 
Fitness Check, 2018) mit Verweis auf vorangegan-
gene EU-Aktivitäten, wie den Endbericht der Expert 
Group on Intellectual Property Valuation (2013) ab.2 
Auch die High-Level Expert Group on Sustainable 
Finance ging in ihrem Endbericht (2018) auf die 
ungenügende Abbildung immaterieller Vermögens-
werte – wie Humankapital und F&E-Kapazitäten –  
im Kontext von »short-termism« ein.3 Im Folgenden 
beauftragte die EU-Kommission das European 
Corporate Reporting Lab @EFRAG und die dortige 
Project Task Force on Preparatory Work for the 
Elaboration of Possible EU Non-Financial Reporting 
Standards (PTF-NFRS) mit den Vorbereitungsarbeiten 
für die Entwicklung von Standards für die europä-
ische Nachhaltigkeitsberichterstattung. In seinem 
Auftragsschreiben (2020) bezog sich der damalige 
Kommissar für Wirtschaft und Kapitaldienstleistungen 
Valdis Dombrovskis explizit auch auf die Entwicklung 
von Leitlinien für eine verbesserte Berichterstattung 
über immaterielle Faktoren.4

2	 Vgl. EU-COM (2018), Konsultationsdokument zur Eignungsprüfung des 
EU-Vorschriftenrahmens im Bereich der Unternehmensberichterstat-
tung, Frage 16

3	 Vgl. HLEG (2018), Financing a Sustainable European Economy, S. 45 und 47

4	 Vgl. EU-COM (2020), Request for Technical Advice – Preparatory work for 
the elaboration of EU non-financial reporting standards, S. 3

Gründe für die ergänzte 
Berichtspflicht über  
immaterielle Anlagewerte

Im Richtlinienentwurf wird die Einführung der Berichts-
pflicht mit der zunehmenden Bedeutung der immate-
riellen Werte, der unzureichenden Berücksichtigung 
dieser in den Finanzberichten (insbesondere in der 
Bilanz) und der damit einhergehenden Buchwert-
Marktwert-Lücke begründet.5 Diese Erkenntnisse sind 
weder unstrittig noch neu und haben letztlich dazu 
geführt, dass in der Wissenschaft und Praxis verschie-
dene Value Reporting-Ansätze6 in den letzten Jahren 
entwickelt wurden, die die Finanzberichterstattung 
ergänzen soll.  

5	 Vgl. EU-COM (2021), 189 final, S. 3 und 35; PTF-NFRS (2021), Final Report, 
S. 56 f.

6	 Vgl. m. w. N. Pelster / von Keitz / Wulf (2021), Value Reporting,  
in: Handbuch Unternehmensberichterstattung, hrsg. v. von Keitz /Wulf /  
Pelster, S. 173 – 206

Prof. Dr. Isabel von Keitz ist Professorin für BWL, insbesondere (internationales) Rechnungswesen,  
an der FH Münster. Ihre Lehr- und Forschungsschwerpunkte liegen im Bereich der nationalen und 
internationalen Rechnungslegung, Berichterstattung und Unternehmensanalysen. Sie ist bzw. war Mit-
glied in diversen Gremien (z. B. HGB-Fachausschuss des DRSC, FAB des IDW). Darüber hinaus ist  
Frau von Keitz als Gutachterin, Beraterin und fachlicher Coach (u. a. von Aufsichtsratsmitgliedern) tätig.

Kristina Schwedler ist Forschungsdirektorin des  
Deutschen Rechnungslegungs Standards Committee e.V. (DRSC).
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Einordnung der Berichterstattung 
über immaterielle Werte in die 
Systematik der externen Unterneh-
mensberichterstattung
Wie die Abbildung verdeutlicht, kann das Value Repor
ting i. w. S. in Nachhaltigkeits-Reporting, Corporate 
Governance Reporting und Value Reporting i. e. S. 
differenziert werden. Auch wenn die drei Reporting-
Bereiche nicht immer trennscharf sind, wird die Bericht-
erstattung über immaterielle Werte grundsätzlich dem 
Value Reporting i. e. S. zugeordnet.7  

7	 Vgl. Freidank / Hinze (2014), Corporate Governance Reporting versus 
Integrated Reporting, in: Controlling, Vol. 26, 2014, 8 / 9, S. 455

8	 Vgl. Freidank / Hinze (2014), Corporate Governance Reporting versus 
Integrated Reporting, in: Controlling, Vol. 26, 2014, 8 / 9, S. 454

Insofern stellt sich die Frage, ob die EU beabsichtigt, 
die bisherige Nachhaltigkeitsberichterstattung um ein 
Intellectual Capital Reporting bzw. ein Value Repor
ting i. e. S. zu ergänzen. Dafür ist relevant, wie die EU 
die immateriellen Anlagewerte definiert und abgrenzt, 
über die künftig zu berichten ist.

Definition und Abgrenzung der 
immateriellen Anlagewerte

Gemäß dem Richtlinienentwurf werden die immate
riellen Anlagewerte als »nicht physische Ressourcen, 
die zur Wertschöpfung beitragen«, definiert.9 Mit die-
ser generischen Definition werden die immateriellen 
Werte von den materiellen, physisch greifbaren Wer-
ten eines Unternehmens abgegrenzt. Obgleich in die-
ser Definition eine Abgrenzung der immateriellen von 
den monetären Werten explizit fehlt, ergibt sich aus 
den Beispielen für immaterielle Anlagewerte, die an 
verschiedenen Stellen im Richtlinienentwurf exempla-
risch angeführt werden, dass die immateriellen Anlage-
werte im Sinne des Richtlinienentwurfs keine monetä-
ren Werte beinhalten. Als Beispiele werden angeführt: 

9	 Vgl. EU-COM (2021), 189 final, S. 51

Berichtsstandards

Abbildung: Ausschnitt aus dem Hamburger Modell zur Systematisierung der Unternehmens
berichterstattung8 
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intellektuelles Kapital, Humankapital, einschließlich der 
Entwicklung von Kompetenzen, soziales Kapital, Bezie-
hungskapital, einschließlich Reputationskapital, Mar-
ken, geistiges Eigentum, immaterielle Anlagewerte im 
Zusammenhang mit Forschung und Entwicklung. 

Die Definition im Endbericht der bei EFRAG angesie-
delten Project Task Force on Preparatory Work for the 
Elaboration of Possible EU Non-Financial Reporting 
Standards (PTF-NFRS) ist im Vergleich zur Definition 
im Richtlinienentwurf zwar klarer. So sind gemäß ihrer 
Definition die immateriellen Werte von den materiellen 
und monetären Werten abzugrenzen.10 Zudem bedient 
sie sich für die Systematisierung der immateriellen 
Werte der Kategorisierung der World Intellectual Capi-
tal Initiative (WICI) und differenziert in der Definition 
und in den Ausführungen zur Berichtspflicht die imma-
teriellen Werte in »human capital«, »organisational and 
intellectual capital« und »relational and social capital«.11 
Allerdings sieht die Project Task Force diese Definition 
und Kategorisierung selbst nicht als final an, sondern 
erachtet es als notwendig, eine Definition im Rahmen 
des Standardsetting-Prozesses zunächst zu erarbei-
ten. In dem Zusammenhang wäre auch zu klären, ob 
»natural capital«, welches zu den sechs Kapitalarten 
zählt, über die im Rahmen des Integrated Reporting12 
zu berichten ist, zu den immateriellen Werten zählt, 
über die im Rahmen der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung zu berichten ist.13 

Neben der Definition und Abgrenzung der immateriel-
len Werte wäre zu klären, ob über alle immateriellen 
Werte zu berichten ist oder nur über solche, die nicht 
bilanziert wurden bzw. nur über solche mit Bezug zu 
den Nachhaltigkeitsaspekten. Auch bedarf es einer 
Klärung, wie ein solches Intellectual Capital Reporting 
in Beziehung zum Grundsatz der doppelten Wesent-
lichkeit zu setzen ist.

Art und Ausgestaltung der Informa-
tionen über immaterielle Werte

Weder im Richtlinienentwurf noch im Endbericht der 
Project Task Force finden sich Konkretisierungen darü-
ber, welche Art von Informationen über immaterielle 
Werte offenzulegen sind. Insofern ist zu hoffen bzw. 
zu erwarten, dass die zu entwickelnden Standards zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung derartige Konkreti-
sierungen enthalten.

10	Vgl. PTF-NFRS (2021), Final Report, S. 219

11	Vgl. PTF-NFRS (2021), Final Report, S. 57 und 219

12	Vgl. ausführlich zum Integrated Reporting m. w. N. Kajüter / Herkenhoff 
(2021), Integrated Reporting, in: Handbuch Unternehmensberichterstat-
tung, hrsg. v. von Keitz / Wulf / Pelster, S. 147 –172

13	Vgl. PTF-NFRS (2021), Final Report, S. 57, Tz. 197

In den letzten Jahrzehnten wurden in der Wissen-
schaft und Praxis zahlreiche Vorschläge zur Bericht
erstattung über immaterielle Werte erarbeitet. Bei-
spielhaft14 erwähnt seien zwei schwedische Initiativen 
aus dem Jahr 1997 – der Intangible Assets Monitor von 
Sveiby und der Skandia Navigator von Edvinsson –, 
die 2003 vom BMWi initiierte Wissensbilanz, das vom 
Arbeitskreis »Immaterielle Werte im Rechnungs
wesen« der Schmalenbach Gesellschaft 2004 veröf-
fentlichte Intellectual Capital Statement, das 2016 
veröffentlichte WICI Intangible Reporting Framework 
(WIRF), das 2018 veröffentlichte Long Term Value 
Framework sowie die überarbeitete Version des Rah-
menkonzepts zum Integrated Reporting, die Anfang 
2021 vom IIRC veröffentlicht wurde. Die Ansätze zur 
Ausgestaltung der Berichterstattung über immate
rielle Werte unterscheiden sich zum Teil grundlegend in 
Bezug auf die Abgrenzung bzw. Kategorisierung von 
immateriellen Werten, die Adressatengruppen, den 
Konkretisierungsgrad, den Aufbau sowie die Inhalte. 
Keiner dieser Vorschläge hat es bisher geschafft, in 
Gänze in die Pflichtpublizität der Unternehmen auf
genommen zu werden. Allerdings wurden einzelne 
Angaben über immaterielle Werte, insbesondere im 
Rahmen der Fortentwicklung der Lageberichterstat-
tung, in die Pflichtpublizität integriert.15 Es bleibt abzu-
warten, ob über den Richtlinienentwurf bzw. über die 
zu entwickelnden Standards zur Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung einer der bisherigen Ansätze für eine frei-
willige Berichterstattung über immaterielle Werte in 
die Liga der Pflichtpublizität aufsteigt.

Ausblick 

Es ist unstrittig, dass eine Berichterstattung über die 
wesentlichen immateriellen Werte zu einer Reduzie-
rung der Informationsasymmetrie führen würde. Inso-
fern ist zu begrüßen, dass eine solche Berichterstat-
tung in die Pflichtpublizität integriert werden soll. Es 
ist aber fraglich, ob die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung der geeignete »Ort« dafür ist und ob es der EU in 
dem engen Zeitrahmen zur Überarbeitung der Anfor-
derungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
gelingen kann, die Anforderungen für ein solches 
Intellectual Capital Reporting zu erarbeiten. Die bishe-
rigen Vorarbeiten werfen zumindest mehr Fragen auf, 
als dass sie konkrete Lösungen oder Hinweise für die 
Standardsetzungen und berichtspflichtigen Unterneh-
men geben.  

14	Vgl. für einen Überblick m. w. N. Senger (2021), Determinanten und regu-
latorische Dimensionen der Berichterstattungsqualität immaterieller 
Werte, S. 113 –123

15	Vgl. dazu Pelster / von Keitz / Wulf (2021), Value Reporting, in: Handbuch 
Unternehmensberichterstattung, hrsg. v. von Keitz / Wulf / Pelster, S. 198
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Einführung

Ein zentrales Ziel des sog. EU-Aktionsplans für nachhal-
tige Finanzen besteht darin, die Transparenz in Bezug 
auf Nachhaltigkeit zu erhöhen. Dies soll insbesondere 
mithilfe der Überarbeitung der CSR-Richtlinie und der 
Standardisierung der Berichterstattung erreicht wer-
den. Darüber hinaus werden auch mit der Taxonomie-
Verordnung neue, ebenfalls standardisierte Offen
legungspflichten für Anwender der CSR-Richtlinie 
eingeführt.

Zwar sind beide Initiativen grundsätzlich sehr begrü-
ßenswert, doch bereits der Weg zum Ziel birgt diverse 
Herausforderungen:

•	E s handelt sich um einen weitreichenden Vorstoß, 
bei dem viele Unternehmen auf keinen (großen) 
Erfahrungsschatz zurückgreifen können. Nicht nur 
werden deutlich mehr Unternehmen in den Anwen-
dungsbereich der CSR-Richtlinie fallen, auch bei  
der konkreten Ausgestaltung ihrer Nachhaltigkeits-
berichterstattung waren die Unternehmen bisher 
flexibel.

•	 Verschiedene Initiativen zur Erhöhung der Transpa-
renz, darunter auch die Offenlegungsverordnung, 
werden trotz zahlreicher Schnittstellen parallel ent-
wickelt, was häufig zu Unsicherheiten hinsichtlich 
ihrer Kompatibilität und in einigen Fällen zu Inkonsis-
tenzen führt.

•	 Der rechtliche Rahmen der verschiedenen Initiativen 
ist durch unterschiedliche beteiligte Parteien, Ent-
wicklungszeiträume und Anwendungszeitpunkte 
gekennzeichnet.

•	 Den Initiativen liegt ein ambitionierter Zeitplan 
zugrunde, welcher mit kurzen Konsultations- und 
Umsetzungsfristen einhergeht und somit Praxis-
tests sowie den Stakeholder-Austausch und die Ent-
wicklung einheitlicher Praktiken erschwert.

Neben diesen Herausforderungen werden die konkre-
ten Berichtsvorgaben des delegierten Rechtsakts zur 
Taxonomie-Verordnung und die im Richtlinienentwurf 
vorgesehenen EU-Standards zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung (voraussichtlich) mit weiterer Komple-
xität einhergehen, welche nachfolgend skizziert wird.

Taxonomie-Verordnung

Künftig werden Unternehmen der Realwirtschaft und 
des Finanzsektors entlang verschiedener Kennzahlen 
(wie z. B. CapEx, OpEx, Green Asset Ratio) über die 
Taxonomie-Konformität ihrer Tätigkeiten berichten 
müssen. Dabei müssen die Kennzahlen zum Teil sehr 
detailliert aufgeschlüsselt werden. Dies erfordert ein 
umfassendes und granulares technisches Screening, 
welches auf einer bei Anwendern zumindest in der 
Berichterstattung kaum verbreiteten Ebene, nämlich 
der Economic Activity nach sog. NACE-Codes, durch-
zuführen ist. Dabei sind die Anwender außerdem mit 
einer begrenzten Datenverfügbarkeit konfrontiert, ins-
besondere für Aktivitäten und Investitionen außerhalb 
der EU. 

Neben diesen Herausforderungen sollen außerdem be-
reits ab dem Geschäftsjahr 2023 ein digitales Berichts-
format sowie eine Prüfung mit begrenzter Sicherheit 
erforderlich sein. 

Zuletzt erfordert der dynamische Charakter der Taxono-
mie-Verordnung schnelle und häufige Anpassungen 
bei Anwendern. Die Unsicherheit bezüglich zukünftiger 
Vorschriften erschwert zudem die Integration in die 
Strategie- und Zielformulierung.

Die Komplexität der Offenlegungsvorschriften  
der Taxonomie-Verordnung  
und der EU-Standards zur Nachhaltigkeits
berichterstattung Autoren: Dr. Julia Menacher und Dr. Roman Sauer

Berichtsstandards
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EU-Standards zur Nachhaltigkeitsbericht
erstattung

Zukünftig soll die CSR-Richtlinie durch Standards zur Nachhaltigkeits-
berichterstattung ergänzt werden, wofür eine eigens bei EFRAG ein-
gerichtete Project Task Force bereits technische Vorarbeiten leistet. 
Während grundsätzlich eine sog. Enhancement of Content-Strategie 
empfohlen wurde, welche darauf abzielt, zunächst die wesentlichs-
ten Inhalte abzudecken und diese dann schrittweise zu erweitern, 
wird dennoch bereits parallel an allen ESG-Bereichen gearbeitet. Der 
Vorschlag der Project Task Force für die ersten EU-Standards dürfte 
daher inhaltlich bereits sehr stark in die Breite gehen. Die Tatsache, 
dass die Anwender im Rahmen der neuen CSR-Richtlinie stets ihre 
gesamte Wertschöpfungskette berücksichtigen und stärker zukunfts-
orientiert berichten müssen, sowie das vorgesehene digitale Berichts-
format steigern die Herausforderungen. 

Um Synergien auszuschöpfen und auf bewährten Anwendungsleit
linien aufzubauen, wird zwar auch die Zusammenarbeit mit bereits 
etablierten Standardsetzern (wie z. B. GRI, IFRS Foundation) ange-
strebt, konkrete Details zur Ausgestaltung stehen jedoch noch aus. 
Zumindest die Vorschläge der Project Task Force für die ersten EU-
Standards werden daher voraussichtlich nicht systematisch, sondern 
eher selektiv auf bestehenden Anwendungsleitlinien aufsetzen. In 
diesem Zusammenhang stellt sich vor allem die Frage, wie EFRAG, 
kurzfristig im Rahmen der Project Task Force, aber auch mittel- bis 
langfristig, mit der IFRS Foundation, welche voraussichtlich eine 
sog. Global Baseline für die Nachhaltigkeitsberichterstattung ent
wickeln wird, zusammenarbeiten und die Kompatibilität der EU-
Standards mit dieser Global Baseline sicherstellen wird. Falls weder 
globale Konvergenz noch Kompatibilität erreicht wird, könnten Anwen-
dern ein paralleles Reporting nach verschiedenen Standards und 
Nutzern international nicht vergleichbare Informationen drohen.

Zuletzt wird auch in diesem Rahmen die bereits absehbare Dynamik 
der EU-Standards – analog zur Taxonomie-Verordnung – schnelle 
und häufige Anpassungen bei Anwendern erfordern.

Fazit und Ausblick

Zusammenfassend werden also sowohl der übergrei-
fende Entwicklungsansatz als auch die konkreten 
Vorschriften zumindest in den ersten Jahren der Um-
setzung voraussichtlich mit einem hohen Maß an 
Komplexität für die Anwender einhergehen. Gleichzei-
tig sind beide Initiativen zu begrüßen und von zentraler 
Bedeutung für die Erreichung der Ziele des EU-Aktions-
plans für nachhaltige Finanzen. Daher sollten sich die 
Bemühungen nun vor allem darauf konzentrieren, den 
weiteren Entwicklungs- und Umsetzungsprozess so 
konstruktiv wie möglich und zum Nutzen aller betrof-
fenen und beteiligten Akteure zu begleiten. 

Um eine zeitnahe Umsetzbarkeit zu gewährleisten und 
damit bereits kurzfristig erhöhte Transparenz zu errei-
chen, ohne die Anwender jedoch unkontrollierbaren 
Umsetzungsrisiken auszusetzen, sollte zu Beginn das 
Prinzip des Best Effort verfolgt werden. So kann kurz-
fristigen Hürden bei der Umsetzung Rechnung getra-
gen werden, ohne aufgrund dieser auf Berichterstat-
tung zu verzichten. Darüber hinaus sollten neben dem 
vorgesehenen schrittweisen Vorgehen sowohl für die 
Taxonomie-Verordnung als auch für die EU-Standards 
pragmatische und proportionale Lösungen entwickelt 
werden. Der von der EU-Kommission vorgegebene 
zeitliche Druck darf nicht zulasten der Qualität der Vor-
schriften oder der globalen Konvergenz fallen oder zu 
einer stark reduzierten Qualität der Berichtsinhalte 
führen, welche durch die fehlende Vorlaufzeit für die 
berichterstattenden Unternehmen entstehen könnte. 
Zuletzt befinden sich beide Initiativen noch in der 
(Weiter-)Entwicklung, sodass viele wichtige Entschei-
dungen und Arbeitspakete, wie z. B. eine potenzielle 
Social Taxonomy und die damit verbundenen Berichts
anforderungen sowie die konkreten EU-Standards, 
noch ausstehen. In diesem Zusammenhang können 
Anwender durch aktive Mitwirkung wertvolle Erkennt-
nisse aus der Praxis beisteuern und so dazu beitragen, 
die Komplexität der Berichterstattung in Grenzen zu 
halten und gleichzeitig deren Informationswert für die 
Nutzer zu erhöhen.  

Dr. Julia Menacher hat am Institut für Rechnungswesen und Wirtschaftsprüfung der LMU München 
promoviert und ist seit Mai 2019 im Bereich Group Accounting & Reporting der Allianz Gruppe tätig. 
Darüber hinaus ist sie Mitglied verschiedener Arbeitsgruppen zum Thema Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung, z. B. des GDV sowie des CFO Forum, und unterstützt Dr. Roman Sauer in der Project Task Force, 
welche die technische Vorarbeit für Europäische Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung leistet.

Dr. Roman Sauer hat seit September 2015 die 
Position des Chief Accountant der Allianz Gruppe 
inne und berichtet an den CFO. Darüber hinaus 
ist er u. a. Mitglied des Verwaltungsrats des Deut-
schen Rechnungslegungs Standards Committee 
(DRSC), des Boards der European Financial 
Reporting and Advisory Group (EFRAG) sowie 
der Project Task Force, welche die technische 
Vorarbeit für Europäische Standards zur Nach-
haltigkeitsberichterstattung leistet.
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Berichtsstandards

DRSC-Anwenderforen – Dialog zu 
Anwendung und Umsetzung

Die EU-Taxonomie-VO verpflichtet Unternehmen im 
Anwendungsbereich der CSR-Richtlinie (Richtlinie 
2014 / 95 / EU), Angaben über den ökologisch nachhal-
tigen Anteil ihrer Unternehmenstätigkeiten bzw. ihrer 
Finanzprodukte in die nichtfinanzielle (Konzern-)Erklä-
rung aufzunehmen. Die EU-Taxonomie-VO sowie die 
zugehörigen delegierten Verordnungen regeln, welche 
Tätigkeiten ökologisch nachhaltig und welche Anga-
ben diesbezüglich zu machen sind. Erste delegierte 
Verordnungen werden noch im Jahr 2021 im Amtsblatt 
der EU erscheinen und sind für die Berichterstattung 
über das Jahr 2021 zu berücksichtigen. 

Das DRSC ist auf diesem Gebiet sehr aktiv und ver
öffentlichte im Juli dieses Jahres eine Kurzübersicht1 
über die Berichtsanforderungen der EU-Taxonomie-
VO für Nichtfinanzunternehmen. Außerdem führt das 
DRSC seit April dieses Jahres exklusiv für DRSC-Mit-
gliedsunternehmen regelmäßige Anwenderforen zur 
EU-Taxonomie-VO durch, die eine hohe Resonanz 
erfahren. Dabei stehen – wie auch bei den bereits 
bestehenden Foren zu anderen Themen der Unter-
nehmensberichterstattung – der Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch sowie die Identifikation von 
Anwendungs- bzw. Auslegungsproblemen im Fokus. 
Zusätzlicher Aspekt der Foren zur EU-Taxonomie-VO: 
Die besprochenen Themen und Lösungsansätze wer-
den vom DRSC in anonymisierter Form als fachliche 
Eingaben in Richtung der Europäischen Kommission 
und der Plattform für ein nachhaltiges Finanzwesen 
kanalisiert, um für die Anwender Sicherheit in der Aus-
legung unklarer Vorgaben herbeizuführen. Die Platt-
form berät die Europäische Kommission bei der Über-
arbeitung und der Erweiterung der EU-Taxonomie-VO 
und hat zudem die Aufgabe, Anwendungsfragen zu 
behandeln.

1	K urzübersicht: https://www.drsc.de/news/drsc-briefing-paper-berichts-
pflichten-ueber-oekologisch-nachhaltige-wirtschaftstaetigkeiten-eu-
tax-vo/

Das erste Anwenderforum2 fand im April dieses Jahres statt. Je ein 
DRSC-Mitgliedsunternehmen aus dem Chemie- und dem Energie-
sektor berichtete über seine Umsetzungsprojekte, und das DRSC 
stellte die Ergebnisse einer Kurzbefragung3 zum Umsetzungsstand 
unter den DAX30-Unternehmen vor. Flankierend zum Start der 
Anwenderforen zur Taxonomie-VO veranstaltete das DRSC im Mai 
eine öffentliche Podiumsdiskussion4. Unter anderem gewährten  
Dr. Nicolas Peter (Mitglied des Vorstands der BMW AG und Vorsit-
zender des DRSC-Verwaltungsrats) und Christian Heller (CEO der 
Value Balancing Alliance und Mitglied der Plattform für ein nachhal
tiges Finanzwesen) vertiefte Einblicke in die Umsetzung der EU-Taxo-
nomie-VO.

Beim zweiten Anwenderforum5 im Mai wurden die aus der EU-Taxo-
nomie-VO resultierenden Herausforderungen aus der Perspektive 
eines Versicherungsunternehmens betrachtet. Relevante Fragestel-
lungen aus Sicht eines Automobilherstellers waren Gegenstand des 
dritten Anwenderforums6 im Juli 2021. Zudem hatten die Teilnehmer 
vorab verschiedene Detailfragen und Lösungsansätze zu spezifischen 
Themen eingereicht, die im Forum gemeinsam besprochen wurden. 

Das dritte Anwenderforum fand am 6.9.2021 statt und beinhaltete 
die fortgesetzte Befassung mit diesen Detailfragen sowie Themen-
schwerpunkte aus Sicht des Zulieferersektors. Die Einreichung der 
ersten Anfrage durch das DRSC an die Plattform für ein nachhaltiges 
Finanzwesen ist für Ende September vorgesehen. – Die Anwender-
foren des DRSC werden weitergeführt.  

2	E rstes Anwenderforum: https://www.drsc.de/news/erstes-drsc-anwenderforum-zur-eu-tax-
vo/

3	K urzbefragung zum Umsetzungsstand: https://www.drsc.de/news/drsc-kurzumfrage-eu-
taxonomie-vo/

4	 Podiumsdiskussion zum Start der Anwenderforen: https://www.drsc.de/news/oeffentliche-
drsc-veranstaltung-taxonomie/

5	 Zweites Anwenderforum: https://www.drsc.de/news/2-drsc-anwenderforum-zur-eu-
taxonomie-vo/

6	 Drittes Anwenderforum: https://www.drsc.de/news/eu-taxonomie-3-drsc-anwenderforum/

Berichtspflichten über  
ökologisch nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten  
der EU-Taxonomie-Verordnung  

Autor: Marco Götze

Marco Götze betreut beim Deutschen Rechnungslegungs 
Standards Committee e.V. (DRSC) die Taxonomie-Projekte.

https://www.drsc.de/news/drsc-briefing-paper-berichtspflichten-ueber-oekologisch-nachhaltige-wirtschaftstaetigkeiten-eu-tax-vo/
https://www.drsc.de/news/drsc-briefing-paper-berichtspflichten-ueber-oekologisch-nachhaltige-wirtschaftstaetigkeiten-eu-tax-vo/
https://www.drsc.de/news/drsc-briefing-paper-berichtspflichten-ueber-oekologisch-nachhaltige-wirtschaftstaetigkeiten-eu-tax-vo/
https://www.drsc.de/news/drsc-kurzumfrage-eu-taxonomie-vo/
https://www.drsc.de/news/drsc-kurzumfrage-eu-taxonomie-vo/
https://www.drsc.de/news/2-drsc-anwenderforum-zur-eu-taxonomie-vo/
https://www.drsc.de/news/2-drsc-anwenderforum-zur-eu-taxonomie-vo/
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Mit seinen Publikationen und Veranstaltungen möchte das ACI über aktuelle Entwicklungen  
in der Governance von Unternehmen informieren, aber auch eine Sensibilisierung für wirt-
schaftspolitische und gesellschaftspolitische Themen im Kapitalmarktumfeld schaffen. 
Vertreter aus Praxis, Wissenschaft und Politik erhalten im ACI eine Plattform, um die aktuellen 
Themen zu platzieren und zu diskutieren.

Das Angebot
Aufsichtsräten, Beiräten und Geschäftsleitern bieten wir ein kostenloses Abonnement  
unserer Publikationen und persönliche Einladungen zu unseren Veranstaltungen an.

Weiteren Interessierten stehen die Publikationen zum Download auf unserer Website  
zur Verfügung.

Die Teilnahme an unseren regelmäßigen Webcasts ist Interessierten kostenfrei möglich.  
Aktuelle Termine zu unseren Webcasts finden Sie unter  
www.audit-committee-institute.de/webcast

E-Mail aci@kpmg.de     Telefon +49 69 9587-3040      @aci_de 
www.audit-committee-institute.de

Das Audit Committee Institute (ACI) versteht sich als freies Forum und Partner für Aufsichts
räte und Führungskräfte. Ziel ist es, die Meinungsbildung zur Corporate Governance zwischen 
Politik, Wissenschaft und Praxis zu unterstützen.
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F o r m  u nd   

V e r öff   e n t l i c h u n g  

d e r  

B e r i c h t e r s t a t t u n g 

Aktuell kann die Nachhaltigkeitsberichterstattung entweder als nichtfinanzielle  

Erklärung in den Lagebericht aufgenommen oder als gesonderter nichtfinanzieller 

Bericht außerhalb des Lageberichts öffentlich zugänglich gemacht werden. In der 

deutschen Umsetzung der Richtlinienvorgaben ergeben sich nach h. M. fünf unter-

schiedliche Optionen, die nichtfinanzielle Erklärung zu verorten.

Der CSRD-Entwurf schränkt diese Vielzahl an Optionen ein. Die Nachhaltigkeits

berichterstattung soll künftig ausschließlich im Lagebericht erfolgen. Nicht reguliert 

wird die konkrete Einbindung der Nachhaltigkeitsinformationen, d. h., die Nach

haltigkeitsberichterstattung kann entweder als eigener Abschnitt in den Lagebericht 

aufgenommen oder vollumfänglich in diesen integriert werden.

In Bezug auf die gegenwärtig praktizierte Verortung stellt die 

DRSC-Studie fest, dass die untersuchten Unternehmen sämtliche 

der im Gesetz aufgeführten Verortungs-, Format- und Veröffent-

lichungsvarianten nutzen. Die Mehrzahl der Unternehmen 

veröffentlicht die nichtfinanzielle Erklärung außerhalb des Lage-

berichts. Der gesonderte nichtfinanzielle Bericht ist das am 

häufigsten gewählte Format.

	 Vgl. DRSC-Studie, S. 14–18, Abb. 2 und 3
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Erfolgte der Ausweis der nichtfinanziellen Erklärung innerhalb des  
Lageberichts? 

Kapitalmarktorientierte Unternehmen 
2017– 2019

38+62+A 12+88+A
nein 62,0 % nein 88,4 %

Versicherungsunternehmen  
und Kreditinstitute 2017– 2019

ja 11,6 % ja 38,0 % 

Welche Verortungsformen werden genutzt?
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 A – Lagebericht: besonderer Abschnitt   B – Lagebericht: integriert   
 C – gesonderter NF-Bericht   D – anderer Bericht: separater Abschnitt   
 E – anderer Bericht: integriert
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Der Vorschlag der Kommission greift lange erhobene, 
aber auch umstrittene Forderungen nach Standardi-
sierung und Digitalisierung der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung auf. Sie soll zwingend Bestandteil des 
Lageberichts werden. Das Wahlrecht zur alternativen 
Veröffentlichung eines gesonderten Berichts entfällt. 
Damit verbunden wird die Pflicht zur Digitalisierung 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung. Die Bedeutung 
dieser technisch anmutenden Reformvorschläge 
reicht weit über erhöhte Anforderungen an die Prozess
organisation und Dateiformate hinaus. Ergänzende 
unternehmensindividuelle Taxonomien und »Taxo
nomiepolitik« werden zukünftig die Unternehmens
berichterstattung um eine Facette reicher machen.

Status quo der Nachhaltigkeits
berichterstattung

Das geltende Recht erlaubt für die Nachhaltigkeits
berichterstattung fünf unterschiedliche Ausgestal-
tungswege. Nach dem in Art. 19a Abs. 1 RL 2013 / 34 /
EU idF. RL 2014 / 95 / EU angelegten Grundsatz ist sie 
als nichtfinanzielle Erklärung (nfE) Bestandteil des 
Lageberichts. Aus der Umsetzung in § 289b Abs. 1 
Satz 1 und Satz 3 HGB lässt sich folgern, dass die nfE 
dort einen eigenständigen in sich geschlossenen 
Abschnitt bilden oder vollständig in diesen integriert 
werden kann, finanzielle und nichtfinanzielle Berichts-
elemente also nach dem Modell der integrierten 
Berichterstattung auch miteinander verschmolzen 
werden können. Im Einklang mit Art. 19a Abs. 4 der 
Richtlinie erlaubt § 289b Abs. 3 HGB aber auch eine 
alternative Berichterstattung außerhalb des Lage
berichts. Dazu können ein eigenständiger Nachhaltig-
keitsbericht (nfB) erstellt oder die nichtfinanziellen 
Berichtselemente in einen Geschäftsbericht integriert 
werden. Auch dafür sind zwei Varianten möglich, die 
Darstellung in einem eigenständigen Abschnitt oder 
die Verschmelzung mit anderen Berichtselementen. 
In der Praxis verwirklichen sich alle fünf Varianten. 
Dabei geht ein technischer Anreiz für den gesonder-
ten Bericht von der Entzerrung des Berichtsprozesses 
aus. Ein eigenständiger nfB kann unabhängig vom 
Lagebericht und damit, kapazitätsschonend, zeitlich 
nachfolgend erstellt werden. 

Prof. Dr. iur. Heribert M. Anzinger ist Universitätsprofessor  
für Wirtschafts- und Steuerrecht im Institut für Rechnungswesen  
und Wirtschaftsprüfung der Universität Ulm. Seine Forschungs-
schwerpunkte liegen im deutschen, europäischen und internatio-
nalen Unternehmens-, Bilanz- und Steuerrecht.

Integration in den Lagebericht  
und Digitalisierung –  
	 Verlorene Freiheiten und neue Optionen
	  Autor: Prof. Dr. iur. Heribert M. Anzinger
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Konzentration im Lagebericht

Wird das Mitgliedstaatenwahlrecht in Art. 19a Abs. 4 
der geltenden Richtlinie wie vorgeschlagen gestrichen, 
müsste der deutsche Gesetzgeber das in § 289b  
Abs. 3 HGB geregelte Unternehmenswahlrecht auf-
heben. Die Option eines eigenständigen nfB entfiele. 
Das entspricht Forderungen, die zuletzt der Sustainable 
Finance-Beirat der Bundesregierung erhoben hatte1, 
denen aber etwa das DRSC2 und auch die BStBK3 in 
ihren Empfehlungen und Stellungnahmen mit unter-
schiedlichen Argumenten widersprochen hatten. Für 
den einheitlichen Ort des Lageberichts spricht die 
zunehmende Entscheidungsrelevanz von Nachhaltig-
keitsinformationen auf den Kapitalmärkten. Wo Inves-
titionsentscheidungen von Nachhaltigkeitsindikatoren 
in gleicher Weise wie von Informationen über die Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage abhängig gemacht 
werden, sollte eine Konzentration in den bestehenden 
Berichtselementen vorgenommen und nicht eine 
unübersichtliche Vielfalt gepflegt werden. Einer Über-
lastung der berichtenden Unternehmen und Sorgen 
vor mangelnder Prüfbarkeit ist auf anderen Wegen als 
durch Berichtssegmentierung zu begegnen. Zum einen 
durch inhaltliche Beschränkungen auf das gebotene 
Maß und zum anderen durch notwendige Schritte der 
Prozessoptimierung. Gegen Aufblähung der Inhalte 
und überdehnte Prüfungsanforderungen, die das Risiko 
von Erwartungslücken bergen, hilft die Option eines 
eigenständigen Nachhaltigkeitsberichts nicht. Mit 
Methoden der Prozessautomation und der automati-
sierten Dokumentenerstellung ist Kapazitätssorgen 
entgegenzuwirken. 

Digitalisierung

Wie unterschiedlich die Vorstellungen über digitale 
Berichtsformate sind, hat sich zuletzt in der Umsetzung 
der ESEF-VO und der rechtspolitischen Diskussion 
um das Transparenzrichtlinie-Änderungsgesetz in 
Deutschland gezeigt. Für die Praxis scheint bereits 
eine Änderung des Einreichungsformats von .docx,  
.xlsx oder .pdf zu (I)XBRL eine Herausforderung zu 
bilden. Der im Kommissionsvorschlag vorgeschla
gene Schritt ist aber viel größer. Es geht darum, eine 
Taxonomie, ein Metadatenschema und auch eine 
Ontologie zu entwickeln, mit denen sich die darge-
stellten Informationen strukturiert aufbereiten lassen. 
Einen Vorgeschmack auf die Bedeutung eines solchen 

1	S ustainable-Finance-Beirat der Bundesregierung, Shifting the Trillions. 
Ein nachhaltiges Finanzsystem für die Große Transformation, 2021, These 7

2	 DRSC, CSR-Studie. Abschlussbericht zur vom BMJV beauftragten Hori-
zontalstudie sowie zu Handlungsempfehlungen für die Überarbeitung der 
CSR-Richtlinie, 2021, S. 96 f.

3	BS tBK, Stellungnahme zum Richtlinienvorschlag der Europäischen Kom-
mission »Corporate Sustainability Reporting Directive« v. 4.6.2021, S. 5

gesetzlich normierten Klassifizierungssystems liefert 
die EU-Taxonomie-Verordnung. Die Rückwirkungen 
auf die materiellen Berichtsinhalte sind erheblich. Weil 
die Informationsadressaten die Daten nach der Taxo-
nomie automatisiert verarbeiten und ihre Entschei-
dungen auf dieser Basis auch treffen werden, wird der 
Einordnung und Quantifizierung von Nachhaltigkeits
informationen im Klassifizierungsschema eine ent-
scheidende Bedeutung zukommen. Die rechtspoliti-
sche Dimension der Taxonomie ist daher nicht zu 
unterschätzen. Vorarbeit soll im ersten Schritt, angreif-
bar legitimiert, ein eigenes Gremium bei der EFRAG 
leisten. Im zweiten Schritt werden Unternehmen 
gefordert sein. Sie müssen für ihre über die starren 
Schemata der Basistaxonomien hinausreichende Inno-
vationskraft ergänzende unternehmensindividuelle 
Taxonomien entwickeln. Von deren Qualität kann ihre 
Wettbewerbsposition auf den Kapitalmärkten, aber 
auch die Beziehung zu Lieferanten, Kunden und ande-
ren Stakeholdern abhängen.

Integrierte Berichterstattung

Der Kommissionsvorschlag steht einer integrierten 
Berichterstattung für finanzielle und nachhaltigkeits-
bezogene Informationen nicht entgegen. Die mit einer 
Taxonomie wohl voranschreitende Quantifizierung von 
Nachhaltigkeitsindikatoren legt eine integrierte Bericht-
erstattung sogar stärker nahe als bisher. Zudem ist die 
Vorstellung, Investoren würden sich nur für finanzielle 
Kennzahlen interessieren und Adressatengruppen des 
Jahresabschlusses ließen sich trennen, spätestens mit 
der Anerkennung notwendiger Klimaschutzziele über-
holt. Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage lässt 
sich nicht mehr unabhängig von den Wechselwirkun-
gen zwischen Unternehmen, Umwelt und Gesellschaft 
beurteilen. Die Unternehmensberichterstattung muss 
dieser Entwicklung Rechnung tragen. Unternehmen, 
die im Wettbewerb auf dem Kapitalmarkt, auf dem 
Absatz- und auf den Beschaffungsmärkten einen Vor-
sprung haben wollen, werden ihre Innovationkraft 
auch bei der Berichterstattung zeigen müssen.

Fazit

Der Kommissionsvorschlag nimmt mit Standardisie-
rungsvorgaben zur Konzentration der Berichterstattung 
im Lagebericht und zur Digitalisierung eine Entwicklung 
vorweg, die der Wettbewerb auf Kapital-, Absatz- und 
Beschaffungsmärkten wohl früher oder später selbst 
hervorgebracht hätte. Die Ausgestaltung und Umset-
zung sollten Unternehmen gerade deshalb nicht reak-
tiv über sich ergehen lassen, sondern rechtspolitisch 
und unternehmensindividuell im besten eigenen Inte
resse gestalten.  
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Der Begriff des »Integrated Reporting« steht für ein 
Unternehmensführungs- und -berichterstattungskon-
zept, das von einem ganzheitlichen, mehrdimensiona-
len Verständnis der Wertschaffung eines Unterneh-
mens ausgeht. Dabei wird ein Unternehmen als eine 
Institution verstanden, deren Tätigkeit durch ständig 
ablaufende, verschiedene Arten von Ressourcen be-
treffende Input- / Output-Prozesse charakterisiert ist 
und dadurch eine wesentliche Wirkung auf diese Res-
sourcen und damit auf die gesamte Gesellschaft hat. 
Die Ressourcenarten werden in diesem Kontext häufig 
als Kapitalien bezeichnet und umfassen neben dem 
traditionell in der Unternehmensführung und -bericht-
erstattung im Fokus stehenden Finanzkapital u. a. auch 
das Naturkapital, das Humankapital, das intellektuelle 
Kapital sowie materielles Kapital in Form von Infra-
strukturgütern etc. Vor diesem Hintergrund besteht 
die Aufgabe der Unternehmensführung darin, bei stra-
tegischen und operativen Entscheidungen und daraus 
folgenden Maßnahmen die wesentlichen Inputs, Out-
puts und Outcomes abwägend so zu berücksichtigen 
und zu steuern, dass die Unternehmenstätigkeit Wert 
schafft, und zwar sowohl für die Kapitalgeber als auch 
für die Gesellschaft. Hierbei wird dann häufig von 
»Integrated Thinking« gesprochen. Die Berichterstat-
tung hat – nach innen gerichtet – die Aufgabe, diesen 
Wertschaffungsprozess plan-, kontrollier- und steuer-
bar zu machen. Nach außen gerichtet, dient sie der 
Transparenz gegenüber den unternehmensexternen 
Stakeholdern hinsichtlich der von der Unternehmens-
leitung gesetzten Wertschaffungsziele, der daraus 
folgenden Maßnahmen sowie des Ausmaßes der Ziel
erreichung, was gemeinhin als Erfolg bezeichnet wird. 

Institutionell wird dieses Unternehmensführungs- und 
Berichterstattungskonzept seit mehr als zehn Jahren 
vom International Integrated Reporting Council (IIRC) 
propagiert, der sich im Juni dieses Jahres mit dem US-
amerikanischen Sustainability Accounting Standards 

Board (SASB) zur Value Reporting Foundation zusam-
menschloss. Die Grundlagen des Konzepts finden 
sich in dem 2013 veröffentlichten und im Januar 2021 
leicht überarbeiteten IR-Framework. Trotz des starken 
Engagements des IIRC gibt es weltweit immer noch 
relativ wenige Unternehmen, die sich in ihrer Bericht-
erstattung explizit auf das IR-Framework beziehen. 
Gleichwohl ist ein deutlich zunehmender weltweiter 
Trend zur Integration von Nachhaltigkeitsaspekten in 
die Unternehmensführung und -berichterstattung er-
kennbar1. Hierzu trägt für europäische Unternehmen 
im Wesentlichen auch die CSR-Strategie der EU2, der 
verkündete Green Deal3 sowie die daraus folgende, an 
Intensität zunehmende Regulierung bei, der sich Unter-
nehmen als Teil der Gesellschaft gegenübersehen4. 

Der Entwurf zu einer Corporate Sustainability Repor
ting-Richtlinie ist ein weiterer, wesentlicher Schritt  
zur Erreichung der Integration des Ziels einer gesamt
gesellschaftlichen nachhaltigen Entwicklung in das 
Unternehmensmanagement, was logischerweise auch 
eine entsprechende Berichterstattung hierüber impli-
ziert. Obgleich die EU im Zusammenhang mit dem 
Richtlinien-Entwurf das IIRC bzw. dessen Framework 
nur am Rande erwähnt5, so enthält dieser noch stär-
kere Anhaltspunkte für das regulatorische Ziel der EU, 
Nachhaltigkeitsaspekte in die Unternehmensführung 
und -berichterstattung zu integrieren, als die Vorgänger-
richtlinie6 und die diesbezüglich verabschiedeten Leit-
linien7. Hierzu gehören insbesondere:

1	S iehe statt aller: KPMG, Nachhaltigkeitsberichterstattungsstudie 2020

2	 Vgl. COM(2011) 681 final

3	 Vgl. COM(2019) 640 final

4	 Vgl. CSRD, Erwägungsgrund 6

5	 Vgl. CSRD, S. 4 und Erwägungsgrund 37

6	 CSR-Richtlinie (Richtlinie 2014 / 95 / EU)

7	EU  C(2017) 4234 final und C(2019) 4490 final

Der Lagebericht nach CSRD –  
ein maßgeblicher Schritt  
zum Integrated Reporting in der EU
 Autor: Prof. Dr. Axel Haller
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•	 Durch die verpflichtende Aufnahme in den Lagebericht und die 
geforderte (digitale) Offenlegung der Nachhaltigkeitsinformationen 
werden diese auf die gleiche Bedeutungsstufe für die Unterneh-
menslage gestellt wie die Finanzinformationen8.

•	 Die zu berichtenden Aspekte müssen entweder hinsichtlich ihrer 
Bedeutung für das Geschäftsmodell des Unternehmens (sog. 
Outside-In-Perspektive) oder bezüglich der Bedeutung für die 
Stakeholder / Gesellschaft (sog. Inside-Out-Perspektive) wesent-
lich sein (sog. doppelte Wesentlichkeit), wodurch ein mehrdimen-
sionales Verständnis die EU in Bezug auf die Wertschaffung eines 
Unternehmens zum Ausdruck kommt9.

•	 Analog zum IR-Framework sollen die in den Lagebericht aufzu-
nehmenden Informationen sowohl für die Investoren als auch für 
andere Stakeholder Nutzen stiften10.

•	 Das Unternehmensmanagement muss im Lagebericht klar Stel-
lung beziehen, inwieweit es (im Sinne eines Integrated Thinking) 
Nachhaltigkeitsimplikationen (nach innen und nach außen) in der 
Strategie, dem Geschäftsmodell und in den Unternehmenspro-
zessen berücksichtigt, welche Risikoeinschätzungen sich hieraus 
ergeben und welche Indikatoren zur diesbezüglichen Messung 
verwandt werden und wie diese mit anderen Angaben im Lage-
bericht bzw. im Jahresabschluss in Verbindung stehen11.

•	 Darüber hinaus müssen (entsprechend dem IR-Framework) Infor-
mationen über immaterielle Werte, wie z. B. intellektuelles Kapital, 
Humankapital, soziales Kapital und Beziehungskapital, im Lage
bericht gegeben werden12.

•	 Als Bestandteil des Lageberichts sind die Nachhaltigkeitsinforma-
tionen durch den Abschlussprüfer (oder einen anderen unabhängi-
gen Erbringer von Bestätigungsleistungen) zu prüfen (zunächst im 
Rahmen einer begrenzten Prüfungssicherheit (Limited Assurance), 
später dann auf Basis eines Prüfungsniveaus mit hinreichender 
Sicherheit (Reasonable Assurance Level)), was ebenfalls die Bedeu-
tung dieser Informationen für die Darstellung der »Lage des Unter-
nehmens« zum Ausdruck bringt13.

•	 Die EU-Kommission formuliert sogar explizit, dass die von der 
EFRAG zu entwickelnden Nachhaltigkeitsstandards einen »… more 
integrated view …« zum Ausdruck bringen sollen14 und dass die 
Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts durch den Abschlussprüfer 
den Vorteil habe, »… die Verknüpfung zwischen Finanz- und Nach-
haltigkeitsinformationen und deren Kohärenz zu gewährleisten, 
was für die Nutzer von Nachhaltigkeitsinformationen von beson-
derer Bedeutung« sei15.

8	 Vgl. CSRD, Erwägungsgründe 50 ff.

9	 Vgl. CSRD, Erwägungsgründe 25 u. 32

10	Vgl. CSRD, S. 3

11	Vgl. CSRD, Art. 19a Abs. 2 – 3

12	Vgl. CSRD, Art. 19a Abs. 2

13	Vgl. CSRD, Erwägungsgründe 53 ff.

14	Vgl. CSRD, Erwägungsgrund 45

15	Vgl. CSRD, Erwägungsgrund 54

Diese zentralen Charakteristika des Entwurfs der 
CSRD machen deutlich, dass das verfolgte Bericht
erstattungskonzept vom Geist des Integrated Repor
ting beseelt ist. Somit dürfte deren Verabschiedung 
helfen, dieses Konzept in Europa weiterzuverbreiten, 
was der Nützlichkeit der gewährten Lageberichts
informationen sicherlich förderlich sein dürfte. Gleich-
wohl wäre diesbezüglich eine stärkere regulatorische 
Einforderung, noch intensiver die Konnektivitäten zwi-
schen verschiedenen Aspekten bzw. Kapitalarten deut-
lich zu machen, hilfreich. Auch würde der Integrations-
gedanke noch stärker zum Ausdruck kommen, wenn 
der Nachhaltigkeitsbericht nur noch eine Synopse 
wäre und die entsprechenden Informationen einge-
bettet in ihren thematischen Kontext, sachlogisch zuge-
ordnet, innerhalb des Lageberichts verteilt gewährt 
werden würden, wozu allerdings der Entwurf der 
CSRD nicht explizit motiviert.

Abschließend lässt sich feststellen, dass das Konzept 
des Integrated Reporting durch die CSRD in der euro-
päischen Unternehmenspraxis voraussichtlich signi
fikant an Bedeutung gewinnen wird, was einen nicht 
unwesentlichen Beitrag zum Wandel von einem 
»Nachhaltigkeitsmanagement« zu einem »nachhalti-
gen Management« in europäischen Unternehmen 
leisten dürfte16.  

16	Siehe Entschließung des Europäischen Parlaments 2020 / 2137(INI)

Prof. Dr. Axel Haller, Inhaber des Lehrstuhls für »Financial 
Accounting and Auditing«, Universität Regensburg, und 
Co-Leiter des Arbeitskreises »Integrated Reporting und 
Sustainable Management« der Schmalenbach-Gesellschaft 
für Betriebswirtschaft e.V.
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Ziele und Erfolgsfaktoren der 
Digitalisierung

Damit digitale Nachhaltigkeitsberichte und deren 
Datenpunkte von Mehrwert für die Empfänger dieser 
Berichte sind, müssen folgende Ziele umgesetzt 
werden:

1.	� Die Berichte müssen digital, also maschinenlesbar 
sein, um eine automatisierte Auswertung zu ermög-
lichen. Gleichzeitig darf es keine Informationsasym-
metrie zur menschenlesbaren Darstellung der 
Berichte geben.

2.	� Die semantische Bedeutung der Datenpunkte muss 
eindeutig definiert sein. Darüber hinaus müssen 
die einzelnen Datenpunkte möglichst genau, fein-
granular und interpretationsarm sein, um eine 
Vergleichbarkeit zu gewährleisten.

3.	�U m eine hohe Datenqualität zu gewährleisten, 
müssen fachliche und technische Validierungs-
regeln in der Taxonomie hinterlegt werden.

4.	�S ogenannte Narrative Disclosures, also textuelle 
Erläuterungen, müssen mittels Datenpunkten 
oder Attributen angereichert werden, um eine 
bessere Auswertbarkeit und Vergleichbarkeit zu 
gewährleisten.

5.	� Die XBRL-Taxonomie sowie begleitende technische 
Umsetzungshinweise (sog. Filing Rules) müssen 
mit der ESEF-Taxonomie und dem ESEF Reporting 
Manual harmonisiert werden, damit die Integration 
in einen gemeinsamen Finanz- und Nachhaltig-
keitsbericht möglich ist.

6.	� Die digitalen Nachhaltigkeitsberichte müssen ohne 
Verzögerung zentral veröffentlicht werden und 
einem aktuellen Stand entsprechen.

Basierend auf dem CSRD-Entwurf der EU 

hat die European Financial Reporting Advisory 

Group (EFRAG) den Arbeitsauftrag erhalten, 

einen Nachhaltigkeitsberichtsstandard zu  

entwickeln und digital abzubilden. Dies wird 

mittels der eXtensible Business Reporting 

Language (XBRL), analog zum European 

Single Electronic Format (ESEF) verwirklicht. 

Dazu wird eine XBRL-Taxonomie entwickelt, 

welche den Standard über Datenpunkte 

(Data Points) abbildet.

Der folgende Artikel zeigt wichtige Aspekte 

und »ESEF Lessons Learned« auf, die für 

eine erfolgreiche Umsetzung dieser digitalen 

Berichtspflicht essenziell sind.

Richard Bössen ist XBRL-Experte und bei der AMANA consulting GmbH verantwortlicher Manager 
für die XBRL-Produkte, welche EU-weit von hunderten Unternehmen sowie auch Aufsichtsbehörden 
eingesetzt werden. Im Rahmen eines Secondments arbeitet Herr Bössen für die EFRAG mit an der 
Umsetzung des neuen europäischen CSR-Standards. International ist Herr Bössen aktiv in verschiede-
nen Arbeitsgruppen zum Thema XBRL und ist auch Vorstandsmitglied des XBRL CH.

Sechs Erfolgsfaktoren  
für eine gelungene Digitalisierung  Autor: Richard Bössen

Nachhaltigkeitsberichte im XBRL-Format
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1. Menschen- und Maschinen
lesbarkeit

Viele schon heute von großen Unternehmen erstellte 
Nachhaltigkeitsberichte stehen ausschließlich als 
Webseite, PDF- oder Papierversion zur Verfügung. 
Natürlich soll der Mensch als allgemeiner Adressat 
weiterhin die Möglichkeit haben, diese Berichte lesen 
zu können. Gleichzeitig ist es aber zwingend erforder-
lich, dass die Daten in maschinenlesbarer Form für 
Analysten, Ratingsysteme, Investoren, Investment-
fonds, Aufsichtsbehörden und andere Interessierte 
zur Verfügung stehen. 

Das Inline XBRL-Format (iXBRL), welches ebenfalls für 
ESEF Anwendung findet, bietet die Möglichkeit, beide 
Berichtsarten gleichzeitig abzubilden: Die mensch
lesbare Darstellung kann mittels digitaler Endgeräte 
betrachtet werden (durch XHTML, wie eine Webseite) 
und ist bei vielen ESEF-Berichten augenscheinlich 
kaum vom PDF zu unterscheiden. Das sog. Tagging, 
also die Etikettierung von einzelnen Datenpunkten, 
kann von entsprechenden Softwaretools extrahiert 
werden.

2. Vergleichbarkeit durch granulare 
und interpretationsarme Standards 
und Datenpunkte

Damit die in Nachhaltigkeitsberichten relevanten 
Datenpunkte automatisiert vergleichbar werden, ist es 
unbedingt erforderlich, dass die Daten möglichst struk-
turiert, feingranular und mit einer genauen fachlichen 
Definition versehen werden. So wäre es für den Konsu-
menten der Berichte fatal, wenn bspw. die Treibhaus-
gasemissionen (GHG Emissions) durch jedes Unter-
nehmen anders berechnet oder berichtet werden. 
Eine Aggregation von Datenpunkten kann auf Wunsch 
immer durch das konsumierende System vorgenom-
men werden. Sind hingegen nur »Summen« oder allge-
meine Erklärungen durch den Standard vorgesehen, 
so ist eine automatisierte Auswertung nicht mehr 
möglich.

3. Validierungsregeln für eine  
hohe Datenqualität

XBRL-Taxonomien können mit zahlreichen komplexen 
fachlichen Validierungsregeln ausgestattet werden, 
wie die Solvency II-Taxonomie (Versicherungen) und 
die FINREP / COREP-Taxonomie (Banken) eindrucks-
voll beweisen. Übertragen auf Nachhaltigkeitsberichte 
könnten solche Regeln mathematische Abhängigkei-
ten von Datenpunkten abbilden wie z. B. {Total GHG 
Emissions} = {Scope 1 GHG Emssions} + {Scope 2 
GHG Emissions}. Auch Konsistenzprüfungen sind 
möglich, die sicherstellen, dass sich aus gemeldeten 

Datenpunkten andere Berichtspflichten ergeben, wie die folgende 
Regel exemplarisch illustrieren soll: if {EntitySector] = »Fishing« then 
{Number of Fish Cought} <> empty.

4. Vergleichbarkeit von narrativen 
Erläuterungen

Die sog. Narrative Disclosures, also textuelle Erläuterungen, stellen 
einen wichtigen Teil der heutigen Finanz- und Nachhaltigkeitsberichte 
dar. Die oft viele Seiten langen Erläuterungen mit Tabellen, Bildern 
und Diagrammen werden im XBRL-Format als Textblock-Tags als 
Ganzes digital etikettiert. Die Texte der Unternehmen sind nicht 
ohne Weiteres vergleichbar und für automatische Analysen nahezu 
nutzlos. Textblock-Tags müssen vermieden oder zumindest durch 
numerische Datenpunkte oder die Hervorhebung von einzelnen 
Signal-Wörtern oder Attribute ergänzt werden. So könnten Erläute-
rungen zu internen Policies mit entsprechenden Tags versehen wer-
den, welche deren Existenz automatisch prüfbar machen.

5. Harmonisierte XBRL-Taxonomien und 
Regeln für integrierte Berichte

Der CSRD-Entwurf sieht eine Integration der digitalen Nachhaltig-
keitsberichte in das ESEF-Format vor. Das ist aus Sicht der Bericht
erstellenden sinnvoll: Viele von ESEF betroffenen Unternehmen 
haben bereits XBRL Tagging-Software erworben und im Einsatz, 
sodass die Kosten für die Berichterstattung gesenkt werden. Viele 
zertifizierte XBRL Report Creation-Softwaretools können beliebige 
XBRL-Taxonomien verwenden, sodass ein gemeinsamer digitaler 
Finanz- und Nachhaltigkeitsbericht in der Praxis lediglich in einem 
zusätzlichen Tagging-Aufwand resultieren wird. Voraussetzung ist 
jedoch, dass die Architektur der Taxonomie sowie die Regeln zur 
Erstellung (ESEF Reporting Manual) harmonisiert sind. Das betrifft 
z. B. Themen wie die Taxonomie-Erweiterungen für unternehmens
individuelle Angaben oder deren fachliche Zuordnung zu Datenpunk-
ten der Basistaxonomie (sog. Anchoring).

6. Zentrale und sofortige Bereitstellung  
der Berichte

Kein noch so guter und digitaler Bericht ist in irgendeiner Form hilf-
reich, wenn er nicht verfügbar ist. Es ist zwingend erforderlich, dass 
die digitalen Nachhaltigkeitsberichte ohne Verzögerung zentral ein-
gereicht und öffentlich zur Verfügung gestellt werden. Die Praxis des 
Bundesanzeigers, die ESEF-Berichte nach Einreichung erst mit mehr-
monatiger Verzögerung öffentlich zur Verfügung zu stellen, muss sich 
ändern. Der European Single Access Point (ESAP) stellt ein zentrales 
Europäisches Register dar, welches in Zukunft für die digitalen Finanz- 
und Nachhaltigkeitsberichte verwendet werden kann. Leider steht 
der ESAP noch nicht zur Verfügung, eine Umsetzung ist aber in den 
kommenden Jahren vorgesehen.

Die Entscheidung des deutschen Gesetzgebers, ESEF nicht als 
Aufstellungs-, sondern nur als Offenlegungsformat im Gesetz zu 
verankern, ist in dieser Hinsicht nicht hilfreich und sollte diskutiert 
werden.  
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V e r l ä s s l i c h k e i t  
d e r  
B e r i c h t e r s t a t t u n g 

Ausweislich der DRSC-Studie wurden knapp 60 Prozent der 

untersuchten nichtfinanziellen Erklärungen keiner inhaltlichen 

Prüfung durch Externe unterzogen. Wenn extern geprüft wurde, 

erfolgte die Prüfung weit überwiegend mit begrenzter Sicher-

heit (»limited assurance«). Die Prüfungen wurden überwiegend 

vom Abschlussprüfer der Unternehmen (87,6 Prozent) vorge-

nommen, wobei die »Big Four«-Gesellschaften mit 88,4 Prozent 

den größten Anteil hatten.

	 Vgl. DRSC-Studie, S. 79 – 83, Abb. 46 – 49 und Tab. 21

Gegenwärtig ist keine inhaltliche Prüfung der nichtfinanziellen Erklärung vorgesehen. 

Es ist lediglich zu prüfen, ob die nichtfinanzielle Erklärung vorgelegt wurde.

Mit Blick auf die zukünftige Vorgabe eines höheren Prüfungsniveaus schlägt die 

Kommission im CSRD-Entwurf ein gestuftes Vorgehen vor. Zunächst soll ein Prü-

fungsurteil mit begrenzter Sicherheit abgegeben werden. Die Einführung einer 

Prüfung mit hinreichender Sicherheit ist an die Übernahme internationaler Prüfungs-

standards in der EU gekoppelt.
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41+59+A 81+12+7+A
nein 59,3 %

nicht erkennbar  
6,6 %

Welche Prüfungssicherheit (»level 
of assurance«) wurde angelegt? 
2017–2019

ja 40,7 % 

Wurde die nichtfinanzielle  
Erklärung inhaltlich geprüft?  
2017–2019

Von wem wurde geprüft?  
2017–2019

88+9+2+1+A

begrenzte  
Sicherheit 
81,0 % 

hinreichende  
Sicherheit 

12,4 % 

nicht erkennbar 2,5 % Sonstige 0,8 %

Abschlussprüfer 87,6 % Wirtschaftsprüfer 9,1 % 
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Die Berichterstattung eines Unternehmens hat den 
Zweck, den Berichtsnutzern, also allen Stakeholder-
gruppen, entscheidungsrelevante Informationen zu 
vermitteln. In anderen Worten: Ein Unternehmen sollte 
so über wirtschaftliche Lage, Geschäftsmodell, Strate-
gie und Zukunftsaussichten berichten, dass Investoren 
fundierte Kauf- oder Verkaufsentscheidungen treffen, 
Banken, Lieferanten und Kunden den Umfang ihrer 
Geschäftsbeziehungen festlegen und Mitarbeiter ihren 
»cultural fit« bestimmen können. Grundvoraussetzung 
dafür ist, dass die Informationen verlässlich sind. Und 
zwar so verlässlich, dass die Berichtsinhalte die Reali-
tät widerspiegeln und die Story des Unternehmens 
richtig dargestellt ist. Bis vor wenigen Jahren wurde 
diese Geschichte fast ausschließlich über die finanzielle 
Berichterstattung erzählt. Dass die Erfolgsgeschichte 
eines Unternehmens zunehmend jedoch nicht nur von 
finanziellen, sondern auch von nichtfinanziellen Fakto-
ren wie bspw. dem Grad an einer langfristigen und 
nachhaltigen Ausrichtung abhängt, ist spätestens mit 
dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz 2017 auch in 
der deutschen Berichterstattung angekommen. Seit-
dem sind hierzulande große Unternehmen, die im 
besonderen Interesse der Öffentlichkeit stehen, dazu 
verpflichtet, auch über Chancen und Risiken zu spre-
chen, die dem Zahlenwerk meist vorgelagert sind, 
aber einen nicht zu unterschätzenden Teil der Wert-
schöpfung und damit der »Story« ausmachen. 

Aussagekraft und Vergleichbarkeit nachhaltig-
keitsbezogener Berichterstattung

Den Fokus auch auf nachhaltigkeitsbezogene Fakten zu legen ist 
nicht nur gut und richtig, sondern tatsächlich aus Sicht der Stakehol-
der nicht mehr aus der Berichterstattung wegzudenken. Allerdings 
ist die Aussagekraft dieser nachhaltigkeitsbezogenen Berichtsteile, 
ganz im Gegensatz zu den finanziellen Informationen in der Bericht-
erstattung, noch sehr eingeschränkt. Denn eine Prüfungspflicht durch 
eine unabhängige Stelle existiert bislang nicht. Manche Aufsichts
räte beauftragen bereits jetzt eine freiwillige Prüfung mit »reasonable 
assurance«, also ähnlich umfassend und tiefgehend wie eine Ab-
schlussprüfung, anderen reicht eine Prüfung mit »limited assurance«, 
die dann nur begrenzte Sicherheit gibt. Einige lassen ihre nichtfinan-
ziellen Informationen überhaupt nicht prüfen. Von echter Vergleich-
barkeit – vor allem hinsichtlich der Verlässlichkeit der Aussagen – 
kann also keine Rede sein.

Mit dem Richtlinienentwurf der Europäischen Kommission zur Nach-
haltigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability Reporting 
Directive, CSRD) werden diese Anforderungen nun deutlich ver-
schärft. So sieht der Entwurf vor, dass die nachhaltigkeitsbezogenen 
Informationen in Zukunft nicht nur verpflichtend von einem externen 
Dritten geprüft werden sollen, sondern auf lange Sicht aller Wahr-
scheinlichkeit nach auch mit demselben Grad an Verlässlichkeit wie 
die finanziellen Berichtsinhalte einer Jahresabschlussprüfung. Zwar 
ist mit Inkrafttreten der Richtlinie zunächst die Anforderung einer 
Prüfungspflicht mit nur begrenzter Sicherheit vorgesehen, spätes-
tens nach drei Jahren soll jedoch überprüft werden, ob auf eine ver-
pflichtende Prüfung mit hinreichender Sicherheit übergegangen 
werden kann. Damit zeigt die Europäische Kommission, dass sie es 
ernst meint mit dem »Green Deal«. Denn so wird den ESG-Themen 
genau derselbe Stellenwert zugesprochen wie den traditionellen 
Finanzdaten. Ein wahrer Meilenstein auf dem Weg zu einer integrier-
ten Berichterstattung.

Keine halben Sachen  
 Autor: Christian Sailer

Warum Sustainability zur Abschlussprüfung gehört

Verlässlichkeit der Berichterstattung
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Mögliche Aufteilung der 
Lageberichtsprüfung

Mit Einführung der Prüfungspflicht erscheint es somit 
logisch, dass die nachhaltigkeitsbezogenen Berichts-
teile vom Abschlussprüfer in einem integrierten Ansatz 
gemeinsam mit den finanziellen Informationen geprüft 
werden. Im CSRD-Entwurf ist dies allerdings nicht 
explizit vorgesehen. So sollen auch Drittanbieter die 
nichtfinanziellen Informationen, die sich zukünftig inner-
halb des Lageberichts in einzelnen Kapiteln oder gar 
einzelnen Sätzen befinden, parallel zur Abschlussprü-
fung in einem separaten Auftrag prüfen dürfen. Dies ist 
aber aus zwei Gründen nur wenig sinnvoll. Zum einen, 
weil die Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten 
auf die wirtschaftliche Lage des Unternehmens eng 
mit dem Geschäftsmodell und der Wertschöpfungs
story verknüpft sind und deren Beurteilung ein tiefes 
Verständnis der Prozesse, Governance-Strukturen und 
Zusammenhänge mit den finanziellen KPIs erfordert, 
welches der Abschlussprüfer zweifelsohne besitzt. 
Und zum anderen, weil eine Aufsplittung von Prüfungs-
zuständigkeiten vor allem für die Berichtsadressaten 
die Komplexität erhöhen würde. Neben einem Bestä-
tigungsvermerk für den Jahresabschluss und großen 
Teilen des Lageberichts würde dann eine zweite 
Aussage zu nur einzelnen Sätzen bezüglich der Nach-
haltigkeitsthemen im Lagebericht existieren. Auch für 
Aufsichtsräte in den Unternehmen und für die Auf-
sichtsbehörden würde eine Aufteilung der Lage
berichtsprüfung in einen finanziellen Teil (der vom 
Abschlussprüfer geprüft wird) und einen nichtfinan
ziellen Teil (der von einem Drittanbieter geprüft wird) 
zu einer organisatorischen Aufblähung ihrer Tätigkeit 
führen. Die Abstimmungsschleifen würden sich damit 
verkomplizieren, denn die unterschiedlichen Prüfungs-
dokumentationen der unterschiedlichen Prüfungs
instanzen müssten ja zunächst zu einem Gesamtbild 
zusammengefasst werden. 

Prüfungstiefe und Verlässlichkeit 
entscheidungsrelevanter Informationen

Auch was die Prüfungstiefe betrifft, ist der CSRD-Entwurf (noch) 
nicht ganz konsequent. Durch die vorerst vorgesehene Einführung 
einer Prüfungspflicht mit nur »limited assurance« wird auch in den 
kommenden Jahren ein Verlässlichkeits-Gap zwischen der Aussage-
kraft der finanziellen Berichtsteile und der nachhaltigkeitsbezogenen 
Berichtsteile bestehen. Denn bei einer Prüfung mit begrenzter Sicher-
heit wird im Gegensatz zu einer Prüfung mit »reasonable assurance« 
nur ein sog. Negativurteil abgegeben. Das dahintersteckende Prü-
fungsniveau liegt deutlich unter dem einer Prüfung mit hinreichender 
Sicherheit und setzt sich hauptsächlich aus analytischen Prüfungs-
handlungen, Befragungen und Einschätzungen zusammen. Bei 
Prüfungsurteilen mit hinreichender Sicherheit umfassen die Prü-
fungshandlungen zusätzlich die Beurteilung der Ausgestaltung und 
Wirksamkeit der dahinterliegenden Prozesse und deren Kontrollen 
sowie die Beurteilung von internen und externen Nachweisen im Rah-
men von tiefgehenden aussagebezogenen Prüfungshandlungen.

Die Überlegung, zunächst »nur« eine Prüfungspflicht mit begrenzter 
Sicherheit einzuführen, ist allerdings nachvollziehbar: Aufgrund der 
Komplexität des Themengebiets ist eine Übergangsphase, in der 
sich Unternehmen wie Prüfungsinstanzen auf die Anforderungen 
einstellen können, unabdingbar. Und diese Übergangszeit sollten wir 
alle sinnvoll nutzen: Aufsichtsrat und Vorstand in den Unternehmen 
mit der Implementierung eines wirksamen Nachhaltigkeits-IKS, Ab-
schlussprüfer mit der engeren inhaltlichen Verzahnung von klassischer 
Abschlussprüfung mit der Prüfung von nichtfinanziellen Informatio-
nen, der Berufsstand mit der Einbettung der Nachhaltigkeitsthemen 
in das Berufsbild des Wirtschaftsprüfers und Aufsichtsbehörden mit 
dem weiteren Ausbau von fachlichem Know-how in der Welt der 
Sustainability-Themen. Damit stellen wir die Weichen für die spätere 
Einführung einer Prüfungspflicht mit »reasonable assurance«, die 
voraussichtlich mit der Integration der Prüfung der nichtfinanziellen 
Informationen in die Jahresabschlussprüfung einhergehen wird. So 
kommen wir schlussendlich unserem gemeinsamen Ziel einen gro-
ßen Schritt näher: Den Stakeholdern aussagekräftige und entschei-
dungsrelevante Informationen zu liefern, die alle mit demselben hohen 
Grad an Verlässlichkeit geprüft werden und zu einem einzigen, klar 
und verständlich formulierten Prüfungsurteil zum »ganzen Bild« füh-
ren. Eben keine halben Sachen.  

Christian Sailer ist Vorstand des  
Geschäftsbereichs Audit bei der  
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

Keine halben Sachen  
 Autor: Christian Sailer

Einschlägiger Prüfungsstandard für die Prüfung von 
nichtfinanziellen Informationen ist der sog. ISAE 3000, 
ein international anerkannter Standard, der sich über  
die Jahre bewährt hat, die Prüfung von Nachhaltigkeits-
informationen mit hinreichender, aber auch mit begrenz-
ter Sicherheit erlaubt und laufend um Begleitmaterial 
ergänzt wird, das explizit auch auf Sustainability-Aspekte 
eingeht. Mit dem IDW PS 350 n. F. zur Prüfung des Lage-
berichts verfügt der deutsche Berufsstand zusätzlich 
bereits über einen Prüfungsstandard, der ebenfalls auf 
die inhaltliche Prüfung nichtfinanzieller Informationen 
zugeschnitten ist.
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Am 21.4.2021 hat die Europäische Kommission den Entwurf der über-
arbeiteten CSR-Richtlinie (sog. Nachhaltigkeitsrichtlinie) veröffent-
licht. Der CSRD-Entwurf erweitert die bisherigen Berichtspflichten 
sowohl im Anwendungskreis der betroffenen Unternehmen als auch 
im Umfang der zu berichtenden Inhalte deutlich.

Die Kommissionsvorschläge sind im Kontext des European Green 
Deal und des EU Sustainable Finance Action Plan zu sehen. Wesent-
liches Ziel ist, Investitionen in nachhaltige Anlageprodukte umzulen-
ken. Für diese Investitionsentscheidungen werden Informationen 
benötigt, die relevant, verlässlich und vergleichbar sind. Konsequent 
und sehr bemerkenswert hebt der Richtlinienentwurf die Nachhaltig-
keitsberichterstattung in seiner Wertigkeit auf eine Stufe mit der 
Finanzberichterstattung.

Gleichauf: Nachhaltigkeits- und 
Finanzberichterstattung auf einer Stufe

Diese fundamentale Neueinordnung der Nachhaltigkeitsbericht
erstattung zeigt sich zuvörderst darin, dass diese nunmehr zwingend 
in den Lagebericht einzubetten ist; sie muss zudem in einem digita-
len, maschinenlesbaren Format veröffentlicht werden. Die Stellung 
des Lageberichts als zentrales Informationsmedium wird nochmals 
gestärkt, sein Umfang weiter zunehmen.

Mit dieser Einbettung sind zum einen besondere Erwartungen der 
Berichtsadressaten an die Quantität und Qualität dieser Nachhaltig-
keitsinformationen verbunden. Dieser Adressatenkreis ist besonders 
heterogen. An den veröffentlichten ES(G)-Daten haben nicht nur 
Eigentümer, Investoren und Fremdkapitalgeber, u. a. Banken, großes 
Interesse, sondern auch zahlreiche andere Stakeholder wie etwa 
NGOs, Kunden, Mitarbeiter sowie – nicht zuletzt – auch die politische 
Exekutive und die Allgemeinheit. Denn schließlich sollen die Unter-
nehmen mit der Berichterstattung zu den Auswirkungen ihrer Ge-
schäftstätigkeit auf Menschen und Umwelt (»Inside-Out-Perspek
tive«) in ihrem eigenen Beitrag für die Umwelt und die Gesellschaft, 
etwa zur Erreichung der politischen Klimaziele, »gemonitort« werden. 
Vor allem diesen Aspekt stellt der CSRD-Entwurf in den Vordergrund.

Zum anderen folgen aus dieser neuen Wertigkeit zwingend Kon
sequenzen für die Rahmenbedingungen der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung, für ihre Erstellung und auch ihre Überprüfung. Der Kom-
missionsvorschlag orientiert sich gedanklich an den klassischen 
Elementen aus dem System der Finanzberichterstattung und über-

trägt diese auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung: 
So soll jene Berichterstattung künftig vom Bilanzeid 
ebenso erfasst wie einer externen prüferischen Durch-
sicht unterzogen werden.

Analog den Verantwortlichkeiten für die Finanzbericht-
erstattung schärft die EU-Kommission in Art. 3 Abs. 19 
des CSRD-Entwurfs die Zuständigkeiten und Aufga-
ben von Unternehmensleitung und Aufsichtsorgan für 
die Berichterstattung über nachhaltiges Wirtschaften. 
Mit diesem Konzept soll die Integrität und Verlässlich-
keit der Nachhaltigkeitsberichterstattung in ähnlicher 
Weise wie bei den Finanzdaten gewährleistet werden.

Dabei kommt dem Aufsichtsratsplenum schon heute 
die Aufgabe zu, den mit dem CSR-RUG im Jahr 2017 
eingeführten nichtfinanziellen Bericht auf dessen 
Recht-, Ordnungs- und Zweckmäßigkeit zu überprüfen 
(§ 171 Abs. 1 AktG). Größte Herausforderung war und 
ist, die zu veröffentlichenden Informationen vollständig 
und belastbar zu erheben. Ergebnis dieser Unsicherhei-
ten waren bisher Zurückhaltung bei (quantitativen) Infor-
mationen, wenig vergleichbare Berichte und die breite 
Beauftragung von freiwilligen externen Prüfungen.

Verantwortlichkeiten analog zur 
Finanzberichterstattung

Dies soll sich mit dem Konzept des CSRD-Entwurfs 
ändern: Denn analog zur Finanzberichterstattung 
schreibt der Richtlinienentwurf dem Aufsichtsrats
organ fast identische Informations- und Handlungs-
pflichten ins Aufgabenheft. Hierzu gehört zunächst die 
Unterrichtung des Aufsichtsorgans 

•	 über das Ergebnis der Prüfung der Nachhaltigkeits-
berichterstattung,

•	 darüber, wie die Prüfung der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung zur Integrität der Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung beigetragen hat, und

•	 darüber, welche Rolle der Prüfungsausschuss in 
diesem Prozess gespielt hat.

Daniela Mattheus, Aufsichtsrätin und Prüfungsausschussvorsitzende, Präsidentin der Financial Experts 
Association e.V. (FEA) und Co-Managing Partner im European Center for Board Efficiency (ECBE)

Verlässlichkeit der Berichterstattung

Verlässliche Nachhaltigkeitsberichte:  
Copy and paste Finanzberichterstattung? 
 Autorin: Daniela Mattheus
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Zudem soll das Aufsichtsorgan den Prozess der Nachhaltigkeits
berichterstattung, einschließlich des digitalen Berichterstattungs
prozesses und des vom Unternehmen durchgeführten Prozesses 
zur Ermittlung der berichteten Informationen, überwachen und ggf. 
Empfehlungen zur Gewährleistung der Integrität der Nachhaltigkeits-
berichterstattung unterbreiten. Gleichsam ist eine Überwachung der 
Wirksamkeit der internen Qualitätskontroll- und Risikomanagement-
systeme und ggf. der Innenrevision vorgesehen.

All dies mündet darin, dass das Aufsichtsorgan den externen Prüfer 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung, insbesondere dessen Leis-
tung und Unabhängigkeit, zu überprüfen und überwachen hat. Denn 
schließlich soll die Nachhaltigkeitsberichterstattung künftig gesetz-
lich zwingend einer externen prüferischen Durchsicht – und mittel-
fristig gar einer Prüfung mit hinreichender Sicherheit – unterzogen 
werden. Dabei wird im Zuge der Konsultation noch über die Frage zu 
diskutieren sein, ob eine sog. Limited Assurance ausreichend ist, um 
eine angemessene Verlässlichkeit der Nachhaltigkeitsinformationen 
sicherzustellen. Da Investitionsentscheidungen heute gleichermaßen 
auf Finanz- und Nachhaltigkeitsdaten beruhen, darf es keine unter-
schiedlichen Level an Datenverlässlichkeit und damit kein Testat zwei-
ter Glaubwürdigkeitsgüte geben – zumindest nicht bei den Unterneh-
men von öffentlichem Interesse (PIE).

Konsequent zu Ende gedacht, muss die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung zwingend auch Gegenstand einer regelmäßigen Überprüfung 
durch die Enforcement-Stelle (künftig allein die BaFin) sein. Zudem 
müssen sich Qualitätssicherungssysteme für Nachhaltigkeitsprüfun-
gen etablieren. Wegweisend hierfür wird die Entscheidung sein, ob 
die Prüfung von Nachhaltigkeitsinformationen mit dem Mandat über 
den Jahres- und Konzernabschluss verbunden, die Prüfung »nur« als 
Vorbehaltsaufgabe des Berufsstands der Wirtschaftsprüfer ausge-
staltet wird oder aber ein weiterer Prüferkreis beauftragt werden 
kann. Der Entwurf sieht zumindest eigenständige Prüfungsstandards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung vor, die im Rahmen von 
delegierten Rechtsakten durch die EU-Kommission verabschiedet 
werden sollen, jedoch – anders als die Berichtsstandards – direkt auf 
internationalen Vorgaben beruhen können.

Konzeptionell klarer Nachhaltigkeits-
standard als Schlüssel

All diese Elemente zur Gewährleistung einer verlässli-
chen Nachhaltigkeitsberichterstattung laufen ins Leere 
ohne ein sachgerechtes und an den Zwecken der zur 
Verfügung gestellten Informationen orientiertes Stan-
dardsetting. Die klare Definition der Berichtsadressaten 
(Stakeholder) und ihrer Informationsinteressen wird 
dabei der entscheidende Schlüssel sein. Die EU-Kom-
mission bzw. ein EU-Standardsetter muss sich hier ein-
bringen; dies kann nicht den Unternehmen im Rahmen 
von individuellen Stakeholder-Befragungen überlassen 
bleiben. Andernfalls wird – gerade für Investitionsent-
scheidungen am Kapitalmarkt – die Vergleichbarkeit der 
Informationen gefährdet. 

Nach dem Konzept der EU-Kommission sind Unter-
nehmen verpflichtet, sowohl darüber zu berichten, wie 
sich Nachhaltigkeitsaspekte auf ihr Geschäftsergeb-
nis, ihre Lage und ihren Geschäftsverlauf auswirken 
(»Outside-In-Perspektive«), als auch darüber, welche 
Auswirkungen ihre Geschäftstätigkeiten auf Menschen 
und Umwelt haben (»Inside-Out-Perspektive«). Diese 
doppelte Wesentlichkeit (»double materiality«) ist zen-
traler Eckpfeiler des jetzigen Richtlinienvorschlags. 
Zudem soll über die Verankerung von Nachhaltigkeit  
in der Unternehmensstrategie und die Verwendung 
von Nachhaltigkeitsindikatoren bei der Unternehmens-
steuerung berichtet werden.

Nicht ohne Grund ist die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung daher im überwiegend textlichen und vielfach aus 
qualitativen Informationen bestehenden Lagebericht 
verankert. Denn all jene Informationswünsche lassen 
sich nicht allein mit (wünschenswerten) Kennzahlen 
erfüllen. Und auch die EU-Taxonomie zeigt: Impact-
bezogene Kriterien sind nur schwerlich zu operationa-
lisieren. All dies beeinträchtigt die Vergleichbarkeit von 
Informationen und muss in einem Berichtsstandard 
berücksichtigt werden.

Und schließlich: Die noch zu führende Diskussion um 
die Ausgestaltung und Verlässlichkeit von Nachhaltig-
keitsinformationen gibt Gelegenheit, die Funktion des 
Lageberichts als Informationsinstrument für kapital-
marktorientierte Unternehmen einerseits und nicht 
kapitalmarktorientierte Unternehmen andererseits 
noch einmal grundsätzlich zu überdenken. Gleichsam 
einher geht damit auch die Diskussion um die Effektivi-
tät und die Grenzen einer politischen Steuerung durch 
Unternehmenstransparenz und die Rechenschafts
legung gegenüber einer breiten Stakeholdergruppe, 
der Allgemeinheit. Insoweit sind Nachhaltigkeits- und 
auch Corporate Governance-Berichterstattung einer-
seits und die Finanzberichterstattung andererseits 
eben doch nicht ganz vergleichbar. Damit leuchtet ein: 
Für die Lösung schon der hier aufgerufenen Fragen wird 
ein reines Copy-and-paste nicht genügen.  
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Einführung

Mit dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz wurde 
2017 nicht nur die Pflicht zur Nachhaltigkeitsbericht
erstattung (nachfolgend CSR-Bericht[erstattung]) nor-
miert, sondern auch das aktienrechtliche Pflichtenpro-
gramm des Aufsichtsrats erweitert. Der Aufsichtsrat 
muss den CSR-Bericht prüfen, wobei über Inhalt und 
Umfang dieser Prüfungspflicht nach wie vor gestritten 
wird. Von einer weiteren Verschärfung der Pflichten 
des Aufsichtsrats bzw. des Prüfungsausschusses mit 
Blick auf die CSR-Berichterstattung und die damit zu-
sammenhängenden Prozesse hatte der Gesetzgeber 
damals noch abgesehen. Das ändert sich nun.

Status quo

Die Nachhaltigkeitsberichterstattung kann bisher im 
Lagebericht oder in einem gesonderten Bericht erfol-
gen. Zuständig für die Berichterstattung ist der Vor-
stand, der auch über den Ort der Berichterstattung 
entscheidet. In jedem Fall ist der CSR-Bericht dem 
Aufsichtsrat vorzulegen (§ 170 Abs. 1 Satz 1 bzw. Satz 
3 AktG) und anschließend von diesem zu prüfen (§ 171 
Abs. 1 Satz 1 bzw. Satz 4 AktG). 

Damit deckt sich das Pflichtenprogramm des Auf-
sichtsrats bezüglich des CSR-Berichts auf den ersten 
Blick mit dem, was der Aufsichtsrat auch bezüglich 
der Finanzberichterstattung schuldet. Allerdings unter-
liegt der CSR-Bericht anders als die Finanzbericht
erstattung bislang keiner externen Pflichtprüfung. In 
der Praxis beauftragen zwar viele Unternehmen frei-
willig eine externe Prüfung des CSR-Berichts, wobei 

meist eine Prüfung mit begrenzter Sicherheit erfolgt.1 
Rechtlich zwingend hat der Abschlussprüfer gemäß  
§ 317 Abs. 2 Satz 4 HGB aber nur zu prüfen, ob ein 
CSR-Bericht erstellt wurde.

Über die Frage, welche inhaltlichen Anforderungen an 
die Prüfung des CSR-Berichts durch den Aufsichtsrat 
zu stellen sind, gehen die Meinungen auseinander. 
Bei der Beantwortung ist zu berücksichtigen, dass der 
Aufsichtsrat in den meisten Fällen »freiwillig« eine 
externe Prüfung beauftragen müsste, um eine inhalt
liche Prüfung des CSR-Berichts durchzuführen, die den 
für die Prüfung der Finanzberichterstattung nach § 171 
Abs. 1 AktG geltenden Maßstäben gerecht würde. 
Einen solchen faktischen Prüfungszwang hat der 
Gesetzgeber aber gerade nicht gewollt. Daher gilt: Der 
Aufsichtsrat genügt seiner Pflicht zur Prüfung des CSR-
Berichts, wenn er den Bericht auf Plausibilität hin durch-
sieht und anhand seiner Erfahrungen und etwaiger 
besonderer Kenntnisse verprobt.

Konsens ist dies freilich nicht. Zahlreiche Autoren im 
Schrifttum zeigen sich von der Intention des Gesetz-
gebers unbeeindruckt und fordern, die für die Prüfung 
der Finanzberichterstattung nach § 171 Abs. 1 AktG 
geltenden Maßstäbe uneingeschränkt auf die Prüfung 
des CSR-Berichts zu übertragen. Weitgehende Einig-
keit besteht aber zumindest darüber, dass die in § 107 
Abs. 3 Satz 2, 3 AktG in Umsetzung von Art. 39 Abs. 6 
der Abschlussprüferrichtlinie normierten besonderen 
Aufgaben (Überwachung des Rechnungslegungspro-
zesses, des IKS und des RMS, der Abschlussprüfung 
etc.) des Prüfungsausschusses bisher nicht um eine 
»Nachhaltigkeitsdimension« erweitert werden.

1	  Vgl. Lanfermann / Scheid, Der Betrieb 23 / 2021, S. 1213, 1217
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Verlässlichkeit der Berichterstattung
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Änderungen durch den CSRD-Entwurf 

Nach dem CSRD-Entwurf wird sich insoweit dreierlei ändern:

•	E rstens soll die Möglichkeit entfallen, einen eigenständigen CSR-
Bericht zu erstellen; die CSR-Angaben sind künftig zwingend in 
den Lagebericht aufzunehmen.

•	 Zweitens wird es eine externe Pflichtprüfung geben, wobei es den 
Mitgliedstaaten freisteht, zu regeln, ob diese nur durch einen Ab-
schlussprüfer oder auch durch andere »independent assurance 
services provider« erfolgen kann, die dann aber ähnlichen Anfor-
derungen unterliegen wie Abschlussprüfer. Nach dem CSRD-Ent-
wurf muss (nur) eine Prüfung mit begrenzter Sicherheit (limited 
assurance) erfolgen, die von der EU-Kommission noch zu über-
nehmenden Prüfungsstandards sollen aber auch eine Prüfung mit 
hinreichender Sicherheit (reasonable assurance) erlauben.

•	 Drittens sollen die in Art. 39 Abs. 6 der Abschlussprüferrichtlinie 
normierten besonderen Aufgaben ausdrücklich auf die Nachhaltig-
keitsberichterstattung und die dazu implementierten Prozesse und 
Systeme erweitert werden.

Bedeutung für den nationalen Gesetzgeber 
und die Praxis

Was folgt daraus, die Verabschiedung der CSRD in der aktuellen Ent-
wurfsfassung unterstellt, nun konkret für Prüfungsausschüsse und 
Aufsichtsräte betroffener Unternehmen? Zunächst einmal: Da es bei 
den hier dargestellten Vorschlägen der Kommission sämtlich um 
Änderungen europarechtlicher Richtlinien geht, muss zunächst der 
deutsche Gesetzgeber tätig werden und die CSRD in nationales 
Recht umsetzen. Dabei hat er Spielräume, auf die nachfolgend hin-
gewiesen wird.

Auch die erweiterte Berichterstattung nach der CSRD wird durch 
den Aufsichtsrat zu prüfen sein. In technischer Hinsicht haben sich 
die durch das CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz geschaffenen § 170 
Abs. 1 Satz 3 AktG und § 171 Abs. 1 Satz 4 AktG erledigt und können 
aufgehoben werden. Denn als Teil des Lageberichts ist der CSR-
Bericht stets nach den allgemeinen für die Finanzberichterstattung 
geltenden Vorschriften (§§ 170 Abs. 1 Satz 1, § 171 Abs. 1 Satz 1 AktG) 
vom Aufsichtsrat zu prüfen. Zu den inhaltlichen Anforderungen an 
diese Prüfung schweigt der CSRD-Entwurf. Mitunter wird aber 
bereits darauf hingewiesen, dass der Streit über die »richtige« Prü-
fungsintensität durch den CRSD-Entwurf zugunsten eines Gleich-
laufs der Prüfungen von Finanzberichterstattung und CSR-Bericht 
entschieden sei.2 Zwingend ist dieser Schluss indes nicht. Berück-
sichtigt man, dass der CSR-Bericht durch den Abschlussprüfer (oder 
ggf. sonstigen Dienstleister) auch künftig nicht wie die Finanzbericht-
erstattung, sondern nur mit begrenzter Sicherheit zu prüfen ist, 
spricht vieles dafür, auch vom Aufsichtsrat keine intensivere inhalt
liche Prüfung zu fordern als bisher. Faktisch sollte es bei einer Plau
sibilitätskontrolle bleiben können, die allerdings die Ergebnisse der 
externen Prüfung und deren kritische Begleitung durch den Auf-
sichtsrat bzw. Prüfungsausschuss (dazu sogleich) berücksichtigen 

2	 Velte, Die Wirtschaftsprüfung (WPg) 10 / 2021, S. 613, 616

muss. Zuzugeben ist allerdings, dass die Argumente 
für eine »gespaltene Prüfungsintensität« schwächer 
werden; dieser Trend würde sich weiter fortsetzen, 
wenn sich die externe Prüfung der CSR-Berichterstat-
tung mit hinreichender Sicherheit durchsetzen sollte.3 

Eine klare Erweiterung des Pflichtenkreises wird sich 
jedenfalls daraus ergeben, dass die besonderen Auf-
gaben des Prüfungsausschusses (Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses, des IKS und des RMS, 
der Abschlussprüfung etc.) ausdrücklich auf die Nach-
haltigkeitsberichterstattung und die dazu implemen-
tierten Prozesse und Systeme erweitert werden. Mit 
Blick auf diese Aufgaben verfolgt der CSRD-Entwurf 
tatsächlich den Gleichlauf der Überwachungspflichten 
für Finanzberichterstattung und CSR-Berichterstat-
tung. Dies muss der nationale Gesetzgeber entspre-
chend umsetzen. Anbieten würde sich insbesondere 
eine Erweiterung von § 107 Abs. 3 Satz 2, 3 AktG. 
Dann könnte der Aufsichtsrat die Wahrnehmung die-
ser Aufgaben ebenso wie die bisher in § 107 Abs. 3 
Satz 2, 3 AktG normierten Aufgaben auf den Prüfungs-
ausschuss delegieren (eine solche Delegation ist von 
der Organisationsautonomie des Aufsichtsrats erfasst 
und erfolgt praktisch i. d. R. in der Geschäftsordnung 
des Aufsichtsrats).

Ein Delegationsverbot besteht gemäß § 107 Abs. 3 
Satz 7 AktG demgegenüber für die Prüfung der Finanz-
berichterstattung nach § 171 Abs. 1 AktG; hier darf der 
Prüfungsausschuss nur vorbereitend tätig werden 
(wovon in der Praxis häufig über die Grenzen des 
aktienrechtlich Zulässigen hinaus Gebrauch gemacht 
wird). Der finale Billigungsbeschluss muss zwingend 
durch das Aufsichtsratsplenum gefasst werden, dem 
damit erhebliche Haftungsrisiken verbleiben. Ob auch 
für die Prüfung des CSR-Berichts ein Delegationsver-
bot gilt, ist nach geltendem Recht umstritten. Erfreu-
lich wäre es, wenn der Gesetzgeber für Klarheit sorgen 
und die Prüfung des CSR-Berichts ausdrücklich vom 
Delegationsverbot ausnehmen würde. Dann würden 
künftig zwar vielleicht (siehe oben) die Anforderungen 
an die Prüfung der CSR-Berichterstattung steigen, der 
Aufsichtsrat könnte diese Aufgaben aber an den Prü-
fungsausschuss delegieren.  

3	 Diese Tendenz wird vielfach gesehen, vgl. etwa Sopp / Baumüller / Scheid, 
WP Praxis – Wirtschaftsprüfung 6 / 2021, S. 191 ff.
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Die Datenauswertung der DRSC-Studie ergab, dass gegenwärtig bei Weitem 

nicht zu jedem Aspekt auch mindestens ein DD-Prozess berichtet wurde. 

Am häufigsten fanden sich Hinweise auf DD-Prozesse im Zusammenhang 

mit dem Aspekt Bekämpfung von Korruption und Bestechung.

	 Vgl. DRSC-Studie, S. 36, Abb. 13

Die CSR-Richtlinie forderte eine Beschreibung der von den Unternehmen in Bezug 

auf Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange, die Achtung der Menschen- 

rechte sowie die Bekämpfung von Korruption und Bestechung verfolgten Konzepte,  

einschließlich der angewandten Due-Diligence-Prozesse.

Auch der CSRD-Entwurf greift eine Beschreibung der Due-Diligence-Prozesse  

explizit auf. Hierbei werden Due-Diligence-Prozesse als Prozesse mit dem Ziel 

angesehen, negative Auswirkungen oder Risiken negativer Auswirkungen auf Nach-

haltigkeitsaspekte zu identifizieren, zu minimieren und zu vermeiden.
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Als zentrales Element des Green Deal-Projekts hat  
die EU-Kommission am 21.4.2021 den Entwurf einer 
Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung veröf-
fentlicht, der die bisherige »CSR-Richtlinie« und die 
nichtfinanzielle Erklärung ablösen soll. Der Richtlinien
entwurf (RL-E) thematisiert nicht nur die ausgewei
teten Berichterstattungspflichten des Vorstands und 
die gewünschten Anpassungen der Unternehmens-
strategie, sondern ebenfalls die Überwachungspflich-
ten des Aufsichtsrats bzw. Prüfungsausschusses, 
den Abschlussprüfer und das Enforcement. Diese Ein-
wirkungen auf die Corporate Governance am Beispiel 
einer börsennotierten Aktiengesellschaft werden im 
Folgenden skizziert. 

Vorstand

Im Vergleich zu den bestehenden Berichtspflichten 
nach § 289c HGB werden die Inhalte des künftigen 
Nachhaltigkeitsberichts (Environmental, Social, and 
Governance-[ESG-]Bericht) in Art. 19b massiv ausge-
weitet. Dies betrifft u. a. die explizite Hervorhebung 
des doppelten Wesentlichkeitsprinzips (»Inside-Out«- 
sowie »Outside-In«-Perspektive). Die künftige EU-
Richtlinie dürfte nicht länger nur eine Berichtspflicht 
des Vorstands entfalten, sondern auch eine signifikante 
Integration der im RL-E benannten ESG-Faktoren in 
die Corporate Governance-Systeme nach § 91 Abs. 2, 
3 AktG (u. a. internes Kontroll- und Risikomanagement-
system) bewirken. Da künftig auch u. a. über die Resi-
lienz des Geschäftsmodells und der Strategie bzgl. 
der ESG-Risiken und über die Pläne des Vorstands 
berichtet werden muss, inwiefern Geschäftsmodell 
und -strategie zum Übergang zu einer nachhaltigen 
und klimaschützenden Wirtschaft beitragen, wird die 
Implementierung eines ESG-Managementsystems 
unumgänglich sein (Velte 2021, S. 1113), um die Anfor-
derungen an den neuen Nachhaltigkeitsbericht zu 
erfüllen. 

Wie wirkt sich die künftige EU-Richtlinie  
	 zur Nachhaltigkeitsberichterstattung  
	 auf die Corporate Governance aus? 
	  Autor: Univ.-Prof. Dr. Patrick Velte
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Aufsichtsrat / Prüfungsausschuss

In der EU-CSR-Richtlinie 2014 wurden die Überwa-
chungsaufgaben des Prüfungsausschusses in Bezug 
auf die nichtfinanzielle Erklärung nicht thematisiert. Im 
Rahmen des CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes 
(CSR-RUG) wurde allerdings in § 171 Abs. 1 Satz 4 
AktG kodifiziert, dass der Aufsichtsrat die nichtfinan
zielle Erklärung inhaltlich prüfen muss. Der aktuelle 
RL-E hingegen dehnt die in Art. 39 der Richtlinie 
2006 / 43 / EC beschriebenen Überwachungstätig
keiten des Prüfungsausschusses im Hinblick auf die 
Finanzberichterstattung und die damit verbundene 
Überwachung der Corporate Governance-Systeme 
auf den künftigen Nachhaltigkeitsbericht aus. Damit 
wird aus nationaler Sicht auch unmissverständlich 
eine Verbindungslinie zwischen § 171 Abs. 1 Satz 4 
AktG und § 107 Abs. 3 Satz 2 AktG verdeutlicht. Die 
Überwachungsaufgaben des Aufsichtsrats bzw. Prü-
fungsausschusses beziehen sich dann nicht nur auf 
die inhaltliche Prüfung des neuen Nachhaltigkeits
berichts, sondern müssen auch die dahinterliegenden 
internen Kontroll-, Risikomanagement-, Revisions- 
und Compliance-Management-Systeme einbeziehen 
(Wulf / Velte 2021, S. 112). Die insbesondere im deutsch-
sprachigen Schrifttum kontrovers geführte Diskussion 
zur inhaltlichen Reichweite der Prüfung der nichtfinan-
ziellen Erklärung durch den Aufsichtsrat dürfte zuguns-
ten des (zumeist betriebswirtschaftlichen) Lagers ent-
schieden werden, welches eine gleichwertige Prüfung 
der nichtfinanziellen Berichterstattung gegenüber der 
Finanzberichterstattung befürwortet. 

Abschlussprüfer / andere Anbieter von 
Prüfungsleistungen

Die bestehende EU-CSR-Richtlinie beinhaltet in Art. 19 Abs. 5 ledig-
lich eine formelle Pflichtprüfung der nichtfinanziellen Erklärung durch 
den Abschlussprüfer. Das Mitgliedstaatenwahlrecht zur Erweiterung 
um eine materielle Einbeziehung in die Abschlussprüfung wurde im 
Rahmen des CSR-RUG nicht ausgeübt. Der RL-E hingegen sieht 
eine materielle Prüfungspflicht durch den Abschlussprüfer vor, wobei 
(zunächst) lediglich eine Prüfung mit begrenzter Sicherheit (»limited 
assurance«) vorgesehen ist (Velte 2021, S. 613). Allerdings soll ein 
Mitgliedstaatenwahlrecht implementiert werden, andere akkreditierte 
Anbieter zuzulassen. Inwiefern langfristig eine Vorbehaltsaufgabe des 
Abschlussprüfers und eine der Finanzberichterstattung vergleich
bare Prüfung mit hinreichender Sicherheit (»reasonable assurance«) 
eingeführt wird, bleibt abzuwarten. Zur Sicherstellung der Verläss-
lichkeit des neuen Nachhaltigkeitsberichts wäre diese Strategie zu 
befürworten.

Enforcement durch die BaFin

Die bisherige EU-CSR-Richtlinie hatte sich nicht zu einer Einbezie-
hung der nichtfinanziellen Erklärung in die nationale Enforcement-
Prüfung geäußert. Insofern ist der Radius des Enforcement bislang 
ebenfalls auf eine formelle Beurteilung der nichtfinanziellen Erklä-
rung beschränkt. Nach dem aktuellen RL-E wird klargestellt, dass 
der neue Nachhaltigkeitsbericht ebenfalls aus materieller Sicht in die 
nationalen Enforcement-Prüfungen einzubeziehen ist. Die ESMA soll 
für die nationalen Enforcement-Instanzen Leitlinien erlassen. Nach 
dem jüngst verabschiedeten Finanzmarktintegritätsstärkungsgesetz 
(FISG) würde hierfür künftig die BaFin allein zuständig sein. Durch 
die geplante Ausdehnung der Enforcement-Prüfungen wird ein 
wichtiger Beitrag zur Erhöhung der Entscheidungsnützlichkeit des 
künftigen Nachhaltigkeitsberichts geleistet. Aufgrund der grund
legenden Neuausrichtung der BaFin als Reaktion auf den Wirecard-
Skandal bleibt zu hoffen, dass die massive inhaltliche Ausweitung der 
Enforcement-Pflichten durch die BaFin ressourcentechnisch erfolg-
reich vollzogen werden kann.  
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Der Druck für Großkonzerne  
und Unternehmen aus emissions
intensiven Industrien wächst

Angesichts der massiven ökologischen und sozialen 
Bedrohungen, die mit der Erderwärmung einherge-
hen, werden Institutionen von allen Seiten unter erheb-
lichen Druck gesetzt, Strategien zur Bewältigung des 
Klimawandels zu entwickeln und umzusetzen. Hier-
von sind neben Staaten insbesondere Großkonzerne 
und Unternehmen aus emissionsintensiven Industrien 
betroffen. Der Druck seitens der Interessengruppen 
wird vor allem bei der Betrachtung der klimabezoge-
nen Rechtsstreitigkeiten deutlich. Während es in der 
Vergangenheit schwierig war, die Ursache der globa-
len Erwärmung realitätsnah nachzuvollziehen und zu 
quantifizieren, ist es heute möglich, CO2-Emissionen 
den größten globalen Emittenten zuzuordnen. Diese 
Entwicklung wird seitens der Geschädigten genutzt, 
um juristisch Ansprüche geltend zu machen.

Diese Entwicklungen haben wesentlichen Einfluss 
auf die finanzielle Bewertung von Unternehmen. Zu 
diesem Ergebnis kommt die Studie »Climate Change 
Litigation in the Corporate Context – A New Risk for 
Due Diligence«2 des M3TRIX-Instituts für nachhaltige 

1	I PCC, 2021; abgerufen von https://www.ipcc.ch/assessment-report/ar6/

2	B ungard et al., 2020; abgerufen von https://www.m3trix.de/m3-study-
climate-change.pdf?_cchid=395b283dbb7909f7ba4ee665b33ab7ed

Transformation. Die Studie gibt wesentliche Einblicke 
in das Feld von Klimarisiken im Unternehmenskontext, 
einschließlich eines Überblicks über die Regularien 
der Risikoberichterstattung, bedeutsame Fälle von 
internationalen Klimarisiko-Prozessen und eine Ein-
schätzung über die wichtigsten Interessengruppen.

 

Der Klimawandel und seine Auswirkungen werden von Jahr zu Jahr 

greifbarer. Während die globale Mitteltemperatur weiter ansteigt und in 

extremen Wetterereignissen wie Hitzewellen, Starkniederschlägen  

und Dürreperioden resultiert, schärft der Weltklimarat IPCC in seinem 

sechsten Sachstandsbericht1 zum wiederholten Male den Ernst und  

die Dringlichkeit der Lage. Das IPCC versichert, dass die klimabezogenen 

Gefahren zweifelsfrei von anthropogener Natur sind, und weist darauf 

hin, dass die zu vermeidende Erderwärmung um 1,5 Grad bereits 2030 – 

zehn Jahre früher als zuvor prognostiziert – droht. Und auch das 

2,0-Grad-Ziel ist laut der Experten nur unter erheblichen sehr kurzfristi-

gen Veränderungen noch möglich.

I n f o b o x

Was sind Klimarisiken?

Klimarisiken sind Risiken infolge des 
Klimawandels. Im unternehmerischen 
Kontext hat sich die Differenzierung 
zwischen physikalischen und transito-
rischen Klimarisiken etabliert. Physika-
lische Risiken beschreiben direkte, 
akute oder chronische Risiken durch 
Klimaveränderungen wie Schäden 
durch Extremwetterereignisse oder 
Veränderungen der Wasserverfügbar-
keit. Transitorische Risiken ergeben 
sich aus Änderungen, die im Zuge der 
Entwicklung hin zu einer kohlenstoff-
armen Wirtschaft entstehen. Hierzu 
gehören politische, rechtliche, techno-
logische, Markt- und Reputationsrisi-
ken.

https://www.m3trix.de/m3-study-climate-change.pdf?_cchid=395b283dbb7909f7ba4ee665b33ab7ed
https://www.m3trix.de/m3-study-climate-change.pdf?_cchid=395b283dbb7909f7ba4ee665b33ab7ed
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Klimarisiken nur ungenügend in der 
Risikoberichterstattung vertreten

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass die externe 
Berichterstattung und Überprüfung von Klimarisiken 
trotz ihrer zunehmenden Bedeutung bis dato unge
nügend sind. Die Ursachen sind zum einen auf den 
politischen Rechtsrahmen zurückzuführen, der Unter-
nehmen bislang Freiräume lässt. Hierzu zählen 
insbesondere die Trennung der finanziellen und nicht
finanziellen Berichterstattung sowie das CSR-Richt
linie-Umsetzungsgesetz (CSR-RUG), welches Klima
risiken lediglich als Bestandteil der nichtfinanziellen 
Berichterstattung klassifiziert und das Prinzip der dop-
pelten Materialität negligiert. Weitere Problemfelder, 
die durch die Studie hervorgehoben wurden, umfassen 
die Prüfung von Klimarisiken durch Wirtschaftsprüfer 
und Aufsichtsräte. Um sich den aktuellen Rahmen
bedingungen anzupassen, ist eine Erweiterung des 
Aufgaben- und Kompetenzprofils dieser Institutionen 
um die systematische und standardisierte Prüfung 
von Klimarisiken nötig, die grundsätzlich von finanziel-
ler und nichtfinanzieller Natur sein können.

Die Politik antwortet mit einem 
strikteren Rechtsrahmen

Am 21.4.2021 veröffentlichte die Europäische Kom-
mission ihre Vorschläge zur Überarbeitung der CSR-
Richtlinie und griff einige Inhalte der eingegangenen 
Stellungnahmen der öffentlichen Konsultation auf. 
Hierzu gehört einmal die Verpflichtung einer integrier-
ten Berichterstattung, mit dem Ziel, die stark kritisierte 
Differenzierung von finanziellen und nichtfinanziellen 
Risiken zu überwinden. Außerdem sieht der Entwurf 
vor, dass die nachhaltigkeitsbezogenen Informationen 
gemäß dem Prinzip der doppelten Materialität und der 
Prozess hinter der Erfassung und Einschätzung der 
Risiken offenzulegen sind. Ebenfalls ist vorgesehen, 
dass eine Prüfungspflicht mit begrenzter Prüfungs
sicherheit eingeführt wird, die nach drei Jahren auf 
eine potenzielle Ausweitung überprüft wird. Ein weite-
rer signifikanter Aspekt ist die Ausweitung des Betrof-
fenenkreises von berichtspflichtigen Unternehmen. 
Von dieser sind alle kapitalmarktorientierten Unterneh-
men unabhängig ihrer Größe sowie erstmals große 
nicht kapitalmarktorientierte Unternehmen betroffen, 
die mindestens zwei der drei Kriterien i. Bilanzsumme 
20 Mio. EUR, ii. Umsatzerlöse 40 Mio. EUR, iii. 250 
Arbeitnehmer erfüllen – sie werden zur Veröffentli-
chung eines Nachhaltigkeitsberichts verpflichtet.

Corporate Governance-Auswirkungen Patrick Bungard ist Experte für das Thema nachhaltige Unterneh-
menstransformation. Er ist Gründer und Geschäftsführer der 
M3TRIX GmbH, Dozent an verschiedenen Hochschulen für nach-
haltiges Management, Autor und Herausgeber von Fachbüchern.

I n f o b o x

Was ist die doppelte Materialität?

Die doppelte Materialität bezieht sich 
auf die zwei Perspektiven des Risiko-
begriffs physikalischer Klimarisiken. 
Hierbei kann einerseits die »Outside-
In-Perspektive« eingenommen wer-
den, welche die Risiken bezeichnet, die 
von außerhalb auf das Unternehmen 
wirken. Die »Inside-Out-Perspektive« 
hingegen bezieht sich auf Risiken, die 
das Unternehmen gegenüber exter-
nen Stakeholdern und der Umwelt ver-
ursacht.
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Fazit

Um den politischen Zielstellungen nachzukommen 
und die Auswirkungen der Risiken zu minimieren, sind 
Unternehmen dazu verpflichtet, sich eingehend mit 
den direkten und indirekten Effekten des Geschäfts-
modells auf die Umwelt und das Klima zu beschäfti-
gen. Hierzu zählt die Erarbeitung einer Strategie, die 
eine systematische Reduzierung von Klimaeffekten 
vorsieht sowie den kurz-, mittel- und langfristigen Um-
gang mit den unterschiedlichen Risikoarten definiert. 
Eine Voraussetzung hierfür ist die zielgerichtete Erwei-
terung der Risikoportfolios um Klimarisiken unter der 
Berücksichtigung der doppelten Materialität sowie die 
Implementierung eines Klimarisikomanagementsys-
tems, welches eine systematische Indikation, Analyse 
und Bewertung und Kontrolle von Klimarisiken ermög-
licht. Zusätzlich zu den politischen und rechtlichen 
Entwicklungen ist anzunehmen, dass weitere Stake-
holdergruppen ihre Ansprüche an Unternehmen hin-
sichtlich ökologischer und sozialer Themen weiter 
intensivieren werden. So belegen zahlreiche Studien, 
dass bspw. für junge Talente bei der Wahl ihrer Arbeit-
geber der Faktor »Purpose« zunehmend an Bedeu-
tung gewinnt, immer mehr Kunden konkrete Nachhal-
tigkeitskriterien in die Kaufentscheidung einfließen 
lassen oder Investoren vermehrt in nachweislich 
»nachhaltige Unternehmen« investieren. Ergänzt man 
die Risikobewertungen von Unternehmen sowie die 
Einschätzung betriebswirtschaftlicher Potenziale von 
Unternehmen um Beispiele wie gerade genannt, wird 
schnell deutlich, welche existenzielle Bedeutung das 
Themenfeld der Nachhaltigkeit auch für Wirtschafts-
prüfer und Aufsichtsräte hat.  

Prof. Dr. René Schmidpeter ist ein international renom-
mierter Nachhaltigkeitsexperte und Professor für nach
haltiges Management und Wirtschaftsethik. Er ist Gründer 
der M3TRIX GmbH.

Katharina Candia Avendaño ist Junior Managerin  
für nachhaltige Unternehmenstransformation der 
M3TRIX GmbH, mit Fokus auf Klimarisiken und Risiko-
management.

		 V e r t i e f u n g s h i nw  e i s

Die gesamte Studie »Climate Change Litigation in the 
Corporate Context – A New Risk for Due Diligence«  
und die Handlungsempfehlungen zur Verbesserung der 
Offenlegung von klimabezogenen Risiken können Sie 
auf www.m3trix.de frei herunterladen. 
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Begrüßenswerte formale Gleich
stellung von finanziellen  
und nichtfinanziellen Zielen

Im April 2021 veröffentlichte die Europäische Kommis-
sion einen Vorschlag zur Überarbeitung der Nachhaltig-
keitsberichterstattung – die Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD). Damit soll ein Standard 
für eine integrierte Berichterstattung im Sinne eines 
ganzheitlichen Blicks auf finanzielle und nichtfinan
zielle Informationen geschaffen werden. Das spiegelt 
sowohl die Ansprüche von Finanzmarktakteuren als 
auch unsere Volkswagen-Konzernstrategie wider. Wir 
stellen neben das finanzielle Ziel »wettbewerbsfähige 
Ertragskraft« unsere Kunden, unsere Mitarbeiter und 
unsere Vorbildfunktion für Umwelt, Sicherheit und Inte-
grität in den Mittelpunkt unserer Konzernstrategie. Das 
heißt für uns, ökologische, soziale und ökonomische 
Ziele zu harmonisieren. 

Mit der Vorbildfunktion in puncto Integrität setzen wir in 
der Strategie den Rahmen für unsere Unternehmens-
kultur: Wir haben den Anspruch, ein modernes, trans-
parentes und erfolgreiches Unternehmen zu sein. Inte-
grität gibt die Orientierung dafür, ist unser Kompass 
für wertebasiertes Handeln und Entscheiden und ein 
Schlüssel, um die Beschäftigten im Zuge der Transfor-
mation gezielt zu befähigen. Damit schützen wir unser 
Unternehmen auch in der Zukunft. Der Anspruch, 
transparent zu sein, bringt uns zurück zur CSRD.

CSRD und die Wechselwirkungen 
auf die Unternehmenskultur

Eindeutige Vorgaben in der unternehmerischen Be-
richterstattung können einen direkten und indirekten 
Einfluss auf Unternehmenskulturen haben, und zwar 
in zwei Richtungen: Inside-Out und Outside-In.

Die Berichterstattung ist ein standardisiertes und 
regelmäßiges Medium, das uns hilft, unsere Unterneh-
menskultur von innen nach außen, an ein interessiertes 
Fachpublikum heranzutragen (Inside-Out-Perspektive). 
Wir wollen Transparenz schaffen für den Finanzmarkt 
und Interessierte über unsere Prozesse, Standards 
und unsere Unternehmenstätigkeit informieren. Wir 
möchten unsere tief verankerten Konzerngrundsätze 
nach außen tragen. In der nichtfinanziellen und finan
ziellen Berichterstattung wollen wir zeigen, dass »wir 
Verantwortung tragen für Umwelt und Gesellschaft« 
und dass wir »stolz sind auf die Ergebnisse unserer 
Arbeit«. Am wichtigsten ist uns jedoch unser Grund-
satz: »Wir halten Wort«. Mit der Berichterstattung 
schaffen wir Transparenz und Verlässlichkeit. Wir set-
zen Ziele und Strategien und zeigen den Fortschritt 
auf. Wir halten unser Versprechen und wollen verlore-
nes Vertrauen zurückgewinnen.

Aber auch die Anforderungen aus diversen nationalen 
und internationalen Berichtsstandards, Investoren
rankings und Benchmarks können einen Einfluss auf 
unsere Unternehmenskultur und unsere Werte haben 
(Outside-In-Perspektive).

Corporate Sustainability Reporting Directive  
und die Wechselwirkungen  
auf die Unternehmenskultur  Autorin: Hiltrud Werner

Hiltrud Werner ist seit Februar 2017 Vorständin für Integrität und Recht bei der 
Volkswagen AG. Sie verantwortet weltweit Themenbereiche wie Group Compliance, 
Risikomanagement, Corporate Governance und Integritätsmanagement. Ihre Auf-
gabe ist es, eine ethische Kultur im Unternehmen zu etablieren.

Corporate Governance-Auswirkungen
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Die Berichterstattung eröffnet damit einen Dialog mit relevanten 
Finanzmarktakteuren und Stakeholdern. Unternehmen geben mit der 
Berichterstattung einen transparenten Einblick in ihre Geschäfts
tätigkeit und setzen damit Anknüpfungspunkte für den weiteren 
Austausch. Dieser findet dann auf regulatorische, eigene oder fremde 
Initiative statt. Neben der Hauptversammlung als regulatorischem 
Instrument suchen wir den Kontakt mit der interessierten Öffentlich-
keit, z. B. über die Etablierung eines eigenen, beratenden und unab-
hängigen Nachhaltigkeitsbeirats, über Veranstaltungen wie Stake-
holder-Dialoge oder die Teilnahme an diversen Branchendialogen und 
-initiativen. Aber auch Stakeholder, Kunden, Investoren und Institutio-
nen kommen mit ihren eigenen, finanzmarktrelevanten Ratings und 
Benchmarks auf uns zu. Über all diese Dialogkanäle werden gesell-
schaftliche und ökologische Themen, die im Rahmen unserer unter-
nehmerischen Verantwortung liegen können, an uns herangetragen. 
Sie helfen uns, relevante Themen – für den Finanzmarkt und für uns 
als Unternehmen – frühzeitig zu erkennen, ihre Bedeutung zu analy-
sieren, uns strategisch auszurichten und sie zu steuern. Die Anforde-
rungen aus Ratings, Rankings und die der Stakeholder zeigen eine 
Zielrichtung auf, spiegeln uns Herausforderungen wider, und Bench-
marks geben uns einen Anhaltspunkt, wo wir im Vergleich stehen.

Beispielhaft konnte über diese Dialoge die Relevanz des Themen
feldes Wirtschaft und Menschenrechte – als ein Baustein im »Social« 
der ESG-Kriterien – frühzeitig erkannt werden und innerhalb meines 
Vorstandsbereichs im Integritätsmanagement und auch im Beschaf-
fungsressort verankert werden. Noch weit vor der kommenden Regu-
lierung durch das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz oder 
einem entsprechenden Vorstoß der Europäischen Union konnten so 
im Volkswagen Konzern Prozesse und Standards etabliert werden, 
um dem Thema Bedeutung zu verleihen. Wir haben ein entsprechen-
des Risiko-Assessment unseres eigenen Geschäftsbereichs über 
das Compliance-Management-System abgebildet, mit unseren Liefe-
ranten ein Due-Diligence-Management-System geschaffen, unsere 
Grundsatzerklärung zu sozialen Rechten – die Sozialcharta – letztes 
Jahr angepasst und dieses Thema auch in den konzernweit für alle 
Mitarbeiter*innen und unsere Geschäftspartner gültigen Code of 
Conduct aufgenommen.

Als weiteres Instrument zur Messung unseres Status und Fort-
schritts bei Integrität und Compliance setzen wir den Integritätsindex 
ein. Das ist ein Bestandteil der »Governance« in ESG. Der Index 
bildet die Integrität einer Organisation umfassend ab und dient uns 
als strategische Kennzahl im Rahmen der Konzernstrategie und der 

Strategie der Marke Volkswagen Pkw. Der Integritäts-
index wurde 2019 als Pilotprojekt gestartet und wird 
alle zwei Jahre neu erhoben. Die entwickelten über 
100 Messpunkte werden von unabhängigen Wissen-
schaftlern erhoben und ausgewertet, die gewonnenen 
Erkenntnisse genutzt, um strukturiert Maßnahmen 
abzuleiten und umzusetzen.

Über diese letzten, indirekten Wege etablieren wir 
wichtige Themen im Unternehmen und beeinflussen 
Mitarbeiter*innen in ihrem Handeln und ihrer unterneh-
mensbezogenen Werthaltung. Integrität nachhaltig zu 
verankern, bedeutet zudem, sie in Prozessen zu imple-
mentieren. So gewährleistet bspw. die Integritäts- und 
Compliance-Stellungnahme, die Bestandteil jeder Vor-
standsvorlage ist, dass Integrität auch bei allen rele-
vanten Gremienentscheidungen verbindlich berück-
sichtigt wird.

Wo Licht ist, da ist auch Schatten

Andererseits stellen zunehmende Regulierungen der 
Berichterstattung auch Herausforderungen für Unter-
nehmen dar. In komplexen Unternehmensstrukturen – 
wie unserem Konzern – ist das Herstellen von Transpa-
renz mit einem hohen Aufwand verbunden.

Überregulierungen können auch punktuell Unter
nehmenskulturen hemmen. Zusätzliche, gesetzliche 
Anforderungen und der damit verbundene Aufwand 
bremsen möglicherweise das unternehmerische 
Commitment und die Innovationskraft zu bestimmten 
Themen aus. Der gesetzliche Standard wird dann von 
den Unternehmen eingehalten, aber nicht mehr – wie 
zuvor – übertroffen.

Deshalb sprechen wir uns dafür aus, dass die CSRD 
mit vorhandenen freiwilligen Rahmenwerken – wie 
GRI, SASB, GHG Protocol oder IIRC – kompatibel ist, 
diese konsolidiert und in einen verbindlichen Charak-
ter überführt.  
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Die Umsetzung der neuen CSR-Richtlinie wird vor 
allem das deutsche Aktienrecht vor nicht unerhebliche 
Herausforderungen stellen, da der europäische Gesetz-
geber die Besonderheit des deutschen (und auch 
österreichischen) Aktienrechts in Form des sog. Two-
Board-Systems bestehend aus Vorstand und Auf-
sichtsrat meist nicht oder nur am Rande adressiert.  
So wird dieser Besonderheit in den bisherigen Vor-
schlägen für die neue Richtlinie keinerlei Beachtung 
geschenkt, was für den deutschen Gesetzgeber und 
das deutsche Aktienrecht insgesamt gleichwohl nicht 
bedeutet, dass sich durch den Ausbau der CSR-Be-
richterstattung keinerlei Veränderungen für die Tätig-
keit des Aufsichtsrats ergeben. So lassen sich bereits 
zum jetztigen Zeitpunkt – neben der generellen Frage 
der Überwachung der CSR-Berichterstattung durch 
den Aufsichtsrat – drei Themenfelder identifizieren, bei 
denen die neuen Anforderungen an die CSR-Bericht-
erstattung auch auf die Arbeitsweise des Aufsichts-
rats Auswirkungen haben werden.

Strategieberatung des Vorstands

Dies gilt zunächst für die Strategieberatung des Vor-
stands durch den Aufsichtsrat über die künftige Unter-
nehmenspolitik, die im Grundsatz 6 Deutscher Cor
porate Governance Kodex ausdrücklich als Aufgabe 
des Aufsichtsrats genannt wird. Mit dem weiteren 
Ausbau der Pflicht zur CSR-Berichterstattung ist der 
Aufsichtsrat zukünftig noch stärker gefordert, die Nach-
haltigkeitsstrategie des Unternehmens mit dem Vor
stand zu erörtern und verschiedene Szenarien durch-
zuspielen. Dies ergibt sich vor allem daraus, dass auch 
die neue CSR-Richtlinie (wohl) keine ausdrückliche 
Pflicht zur Ausrichtung auf eine nachhaltige Unterneh-
menspolitik enthalten wird, sodass es auch keine 
entsprechenden (direkten) Vorgaben für die Unter

nehmenspolitik geben wird und jeder Vorstand vor der 
Frage stehen wird, in welchem Umfang die Nachhal-
tigkeit für das Unternehmen zukünftig eine Rolle spie-
len soll. Dieses breite Spektrum an möglichen Hand-
lungsoptionen erfordert eine umfassende Abwägung 
durch den Vorstand, die aufgrund der wachsenden 
Bedeutung der Nachhaltigkeitsdebatte nur in einem 
engen Dialog mit dem Aufsichtsrat vorgenommen 
werden kann, zumal damit vor allem auch die mittel- 
und langfristige Entwicklung des Unternehmens 
berührt wird. 

Überwachung und Wirksamkeit der 
unternehmerischen Kontrollsysteme

In unmittelbarem Zusammenhang damit stehen die 
Überwachung und die Wirksamkeit der unternehmeri-
schen Kontrollsysteme. Hat sich der Vorstand für eine – 
wenn auch nur teilweise – Ausrichtung auf eine nach-
haltige Unternehmenspolitik entschieden, muss der 
Aufsichtsrat dieser Ausrichtung im Rahmen seiner 
Überwachungsaufgabe umfassend Rechnung tragen. 
Mit der Erweiterung der CSR-Berichtspflicht wird die 
(Neu-)Ausrichtung der Unternehmenspolitik noch in 
stärkerem Maße Teil der Außenkommunikation des 
Unternehmens. Ein Verfehlen dieser Ziele oder unrich-
tige Angaben über die CSR-Politik des Unternehmens 
können einen erheblichen Reputationsverlust für das 
Unternehmen begründen, der in vielen Fällen aufgrund 
der größeren medialen Aufmerksamkeit stärker wie-
gen wird als das Eingeständnis einer im Übrigen feh-
lerhaften Unternehmensberichterstattung. Daher 
muss der Aufsichtsrat im Zusammenhang mit der 
CSR-Berichterstattung in erhöhtem Maße seiner Über-
wachungsaufgabe nachkommen und stetig die Geeig-
netheit und Effektivität der unternehmerischen Kon
trollsysteme sicherstellen.

 Autor: Univ.-Prof. Dr. Sebastian Mock, LL.M. (NYU), Attorney-at-Law (New York)

Auswirkungen der Reform der  

CSR-Berichterstattung auf den Aufsichtsrat –

Evolution oder Revolution?  
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Vorstandsbesetzung und -vergütung

Schließlich dürfte die Reform der CSR-Richtlinie auch 
umfassende Auswirkungen auf die Besetzung des 
Vorstands und dessen Vergütung haben. Die Nach
haltigkeitsstrategie des Unternehmens muss bei der 
Auswahl der Vorstandsmitglieder hinreichend Beach-
tung finden. Dies gilt vor allem für Unternehmen, die 
im Rahmen der stärkeren Ausrichtung auf Nachhaltig-
keit einen umfassenden Transformationsprozess 
durchlaufen müssen. Dieser kann nur von Vorstands-
mitgliedern umgesetzt werden, die dafür notwendige 
Erfahrungen und Kenntnisse mitbringen. Berücksich-
tigt man die zusätzlichen neuen Anforderungen an die 
Besetzungen von Vorstandsposten durch das Zweite 
Führungspositionen-Gesetz 2021 (FüPoG II), ergibt sich 
ein immer engmaschigeres Korsett für die Personal-
auswahl, der der Aufsichtsrat in seiner Tätigkeit um-
fassend nachkommen muss. Dies kann nur durch die 
Implementierung mittel- und langfristiger Personal
gewinnungsstrategien gelingen. Darüber hinaus dürfte 
der Ausbau der CSR-Berichtspflichten einen nicht 
unerheblichen Einfluss auf die noch immer nicht abge-
schlossene Debatte um die Berücksichtigung nach-
haltigen Handelns auf die Vorstandsvergütung haben. 
Auch wenn das deutsche Aktienrecht seit 2009 eine 
Ausrichtung der Vorstandsvergütung bei börsennotier-
ten Aktiengesellschaften auf eine nachhaltige Unter-
nehmensentwicklung – und seit 2019 sogar auf eine 
nachhaltige und langfristige Entwicklung – verlangt, 
ist damit nach allgemeinem Verständnis nicht eine 
unbedingte Ausrichtung auf die Corporate Social 
Responsibility gemeint. Vielmehr soll damit wohl noch 
immer vermieden werden, dass die Vorstandsvergü-
tung an lediglich kurzfristigen Unternehmenszielen 
(sog. Zeitpräferenzkonflikt) ausgerichtet ist. Diese 
Sichtweise dürfte bei einem weiteren Ausbau der 
CSR-Berichterstattung und der damit verbundenen 

stärkeren Betonung der Corporate Social Responsi
bility für das Handeln des Vorstands erneut auf dem 
Prüfstand stehen. Es ist dabei zu erwarten, dass auch 
der deutsche Gesetzgeber dem nachhaltigen Handeln 
des Vorstands im Sinne der Corporate Social Respon-
sibility bei der Festsetzung der Vorstandsvergütung 
stärkeres Gewicht einräumen wird, womit einmal 
mehr eine mittelbare Pflicht zur Ausrichtung auf nach-
haltiges unternehmerisches Handeln implementiert 
wird. Die Beachtung dieser Parameter wird wohl wie 
auch schon im geltenden Recht auch zukünftig eine 
zentrale Aufgabe des Aufsichtsrats sein, dem es dann 
obliegen wird, die Umsetzung der Nachhaltigkeits
strategie durch den Vorstand zu evaluieren.

Ausblick

Mit der Reform der CSR-Berichterstattung durch  
den europäischen Gesetzgeber wird man an dem 
Thema Nachhaltigkeit auch im Aufsichtsrat nicht mehr 
vorbeikommen. Dem Aufsichtsrat wird dann nicht 
mehr nur die Prüfung der CSR-Berichterstattung 
zufallen. Vielmehr wird die Nachhaltigkeit insgesamt 
das Handeln des Aufsichtsrats dominieren, sodass für 
diesen die Entwicklung einer Nachhaltigkeitsstrategie 
für das Unternehmen – in Zusammenarbeit mit dem 
Vorstand – zu einer zentralen Aufgabe wird. Dabei gilt 
es zu beachten, dass dies kein auf die börsennotierten 
Gesellschaften beschränktes Phänomen ist, da die 
Reformpläne des europäischen Gesetzgebers gerade 
auch nicht börsennotierte Gesellschaften in den Blick 
nehmen.  

Univ.-Prof. Dr. Sebastian Mock, LL.M. (NYU), Attorney-at-Law (New York), ist seit 2018 Inhaber  
des Lehrstuhls für Zivil- und Unternehmensrecht an der Wirtschaftsuniversität Wien. Seine Forschungs
schwerpunkte sind neben dem Bilanzrecht vor allem das Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht.
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Die CSRD in der Corporate Governance 
 Autor: Jens C. Laue

Der am 21.4.2021 von der EU verlautbarte Entwurf 

einer Richtlinie (Corporate Sustainability Reporting 

Directive / CSRD) wird die Nachhaltigkeitsbericht

erstattung in Deutschland sowohl von der inhaltlichen 

Abdeckung als auch der qualitativen Anforderung an 

die Berichtsinformationen her signifikant verändern 

und erweitern. Insbesondere die geplante Einführung 

von einheitlichen Berichterstattungsstandards,  

die Integration des Sustainability Statements in den 

Lagebericht, die externe Prüfungspflicht sowie  

die Ausweitung der Erklärung zur Geschäftsstrategie 

werden ihren Niederschlag in der bestehenden 

Corporate Governance finden müssen. Aus dieser 

Integration neuer ESG-Inhalte in die Steuerungs- 

und Überwachungssysteme resultiert auch die Not-

wendigkeit der Beschäftigung mit der Wirksamkeit 

der Systeme für Vorstand und Aufsichtsrat.
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Internes Kontrollsystem ist nicht  
auf den Konzern- bzw. 
Jahresabschluss zu beschränken

Immer noch finden sich in vielen Unternehmen häufig 
nur rudimentäre Berichtsprozesse zur Erstellung der 
nichtfinanziellen Berichterstattung. Im Vergleich zu 
bestehenden Internen Kontrollsystemen für den 
Jahresabschluss oder auch Lagebericht mangelt es 
zumeist an klaren implementierten und dokumentier-
ten Prozessen, Kontrollen und Maßnahmen zur Sicher-
stellung einer ausreichenden Datenqualität sowie 
einem notwendigen Automatisierungsgrad mit Blick 
auf eine zeitnahe und digitalisierte Berichterstattung. 
Gleichzeitig steigt die Relevanz der berichteten quali-
tativen und quantitativen Informationen für die Kapital-
märkte und andere Stakeholder für deren Entschei- 
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dungsfindung immer weiter, was zusätzliche Anforde-
rungen an die Qualität der Daten stellt. Dies erfolgt vor 
dem Hintergrund der Integration der EU-Taxonomie-
anforderungen für sechs EU-Umweltziele bis 2023 in 
den nichtfinanziellen Bericht, welche insbesondere für 
Banken und Investoren immer mehr ein substanzielles 
Entscheidungskriterium bei Finanzierungs- bzw. Inves
titionsentscheidungen darstellen. Die nunmehr in der 
EU-Direktive kodifizierte externe Prüfungspflicht stellt 
zusätzliche Anforderungen an die Nachvollziehbarkeit, 
Richtigkeit und Vollständigkeit der in der Berichterstat-
tung offengelegten Inhalte, die sich mehr und mehr an 
den Anforderungen der externen Rechnungslegung 
orientieren. Konsequenterweise ist das Interne Kon
trollsystem auf diese zusätzliche Unternehmens
berichterstattung zu erweitern und nicht auf den Kon-
zern- bzw. Jahresabschluss zu beschränken.

Jens C. Laue ist Partner und Head of ESG (Environmental, Social and Governance 
Services) der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft.

Vorstand / Aufsichtsrat

Corporate Sustainability Reporting

External Audit

Corporate Governance

Abbildung: House of Corporate Governance
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Operationale und strategische 
Klimarisiken werden Teil  
des Risikomanagementsystems

Der CSRD-Entwurf verlangt explizit eine Beschrei-
bung der Unternehmensstrategie, mit der ein Über-
gang zu einer nachhaltigen Wirtschaft und der Be-
grenzung der Erderwärmung auf 1,5 °C im Einklang 
mit dem Übereinkommen von Paris erreicht werden 
kann. Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die 
zu erarbeitenden Berichterstattungsstandards die 
Offenlegungsanforderungen einer klimabezogenen 
Berichterstattung (Taskforce »Klimabezogene Finanz-
information«) aufnehmen werden. Hieraus folgt die 
Notwendigkeit, die operationalen Klimarisiken (z. B. 
physische Klimarisiken in der Lieferkette) oder strate-
gischen Klimarisiken (z. B. transitorische Klimarisiken 
im Geschäftsmodell) in das Risikomanagementsys-
tem im Unternehmen zu integrieren und dort zu steu-
ern. Dies ist auch vor dem Hintergrund einer notwen-
digen Aggregation und Korrelationen mit anderen 
Unternehmensrisiken zur Abwehr von bestandsgefähr-
denden Risiken dringend anzuraten.

Ethische Verantwortung als Teil des 
Compliance-Management-Systems

Die im Rahmen des CSRD-Entwurfs geforderte Be-
richterstattung über Risiken entlang der Lieferkette, 
insbesondere hinsichtlich der Achtung von Menschen-
rechten oder auch der Einhaltung von umweltrechtli-
chen Vorschriften, wird im Einklang mit dem deutschen 
Sorgfaltspflichtengesetz sowie dem im Moment auf 
EU-Ebene diskutierten europäischen Lieferketten
gesetz eine besondere Bedeutung erfahren. Hierbei 
handelt es sich neben der ethischen Verantwortung im 
Grunde auch um Teilrechtsgebiete des Compliance-
Management-Systems. Die Schaffung von Trans
parenz bei den Zulieferern, die Identifizierung von 
potenziellen Risiken, deren Bewertung und Steuerung 
sowie die Implementierung entsprechender Hinweis
gebersysteme zur Kenntniserlangung von Verstößen 
sollten im Compliance Management-System verankert 
und dort mit den sonstigen Compliance-Maßnahmen 
zur Vermeidung, Aufdeckung und Sanktionierung von 
rechtlichen Verstößen harmonisiert sein. 

Aufgabenbereich der Internen Revi-
sion muss mitwachsen

Aus der zuvor beschriebenen Ausweitung der Corpo-
rate Governance-Systeme zur Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeitsaspekten ergibt sich folgerichtig auch 
eine deutliche Vergrößerung des Aufgabenbereichs 
der Internen Revision. Die Sicherstellung der Wirk-
samkeit der Unternehmensberichterstattung, des 
Compliance-Management-Systems sowie des Risiko-
managementsystems muss sich zwingend auf die in 
diesem Beitrag diskutierten zusätzlich gesteuerten 
Risiken und Prozesse auswirken. 

Erweiterte Wirksamkeits
anforderungen der  
Corporate Governance-Systeme

Für den Aufsichtsrat bzw. den Prüfungsausschuss 
resultiert aus seiner Prüfungspflicht des § 171 Abs. 1 
S. 4 AktG im Hinblick auf die nichtfinanzielle Erklärung 
sowie der Überwachungspflicht des § 107 Abs. 3 S. 2 
AktG der zugrunde liegenden Steuerungs- und Über-
wachungssysteme die zwingende Notwendigkeit, 
sich mit Berücksichtigung der Nachhaltigkeitsaspekte 
in den bestehenden Systemen auseinanderzusetzen. 
Wichtig ist an dieser Stelle auch die Erweiterung des 
Aspekts Governance, der in den zu erarbeitenden 
Berichterstattungsstandards eine deutliche Aufwer-
tung erfährt. So fordert Artikel 19b Abs. 2c i) des Ent-
wurfs der neuen Direktive nicht nur eine Beschreibung 
der Rolle der Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichts
organe des Unternehmens in Bezug auf Nachhaltig-
keitsaspekte sowie in Unterpunkt v) mit Blick auf die 
kommenden Nachhaltigkeitsstandards zum Aspekt der 
Governance auch die Offenlegung von Informationen 
über die internen Kontroll- und Risikomanagement
systeme des Unternehmens auch im Zusammenhang 
mit dem Rechnungslegungsprozess. 

Es ist also zusammenfassend festzustellen, dass spä-
testens mit dem Entwurf der neuen Direktive die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung in mehrfacher Hin-
sicht Einzug in die Corporate Governance-Systeme 
halten muss und sich daran unmittelbar die Pflicht für 
die Aufsichtsräte und Prüfungsausschüsse knüpft, 
sich mit dieser erweiterten Wirksamkeit zu beschäf
tigen.  

Corporate Governance-Auswirkungen
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Einordnung der »Sustainable 
Corporate Governance«  
in das Zusammenspiel von 
Corporate Governance-Kodizes  
und Gesellschaftsrecht
Regeln guter Corporate Governance kennen wir alle 
aus den nationalen Corporate Governance-Kodizes, 
wie z. B. zum Kompetenzprofil oder zur Unabhängig-
keit im Aufsichtsrat. Da mag sich der eine oder andere 
wundern, was der Begriff der »nachhaltigen Unter-
nehmensführung« bedeuten mag. Diese mögliche 
Irritation kann daher stammen, dass sich die »klassi-
sche« Corporate Governance aus der Principal-Agent-

Thematik ableitet, was exemplarisch die OECD-Grund-
sätze der Corporate Governance 2004 auf den Punkt 
bringen. »Wenn auch eine Vielzahl von Faktoren die 
Governance-Strukturen und die Entscheidungspro-
zesse der Unternehmen beeinflusst und für deren 
langfristigen Erfolg von Bedeutung ist, konzentrieren 
sich die Grundsätze doch schwerpunktmäßig auf die-
jenigen Corporate Governance-Probleme, die durch 
die Trennung zwischen Kapitaleigentum und Kontrolle 
bedingt sind.«1  

1	 https://www.oecd.org/corporate/ca/corporategovernanceprinciples/ 
32159487.pdf, S. 12

Sustainable Corporate Governance –  
Ist die Umwelt »an sich« Stakeholder  
des Unternehmens? Autorin: Dr. Cordula Heldt

Viele Maßnahmen und Ansätze verfolgt die EU-Kommission derzeit, um die Finanzmärkte 

zu einer Transformation in die Finanzierung einer nachhaltigen Wirtschaft umzuleiten,  

und richtet sich an die verschiedenen Marktakteure wie Investoren und Kreditinstitute. 

Meist setzt sie dabei auf Transparenzvorschriften. Teile dieser Maßnahmen sollen  

unter dem Stichwort »Sustainable Corporate Governance« allgemeine Sorgfaltspflichten 

von Vorstand und Aufsichtsrat sein. Wie ist das einzuordnen und zu bewerten?

https://www.oecd.org/corporate/ca/corporategovernanceprinciples/32159487.pdf
https://www.oecd.org/corporate/ca/corporategovernanceprinciples/32159487.pdf
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Von einer solchen Einschränkung verabschiedet sich 
nun die EU-Kommission, die sich auch jahrzehntelang 
nur mit der Austarierung von Aktionärs(minderheits-)
rechten beschäftigt hat, und verschiebt den Fokus  
im Gesellschaftsrecht und innerhalb der Corporate 
Governance hin zu Unternehmenszielen. Aus ihrer 
Konsultation unter dem Titel »Sustainable Corporate 
Governance« wird klar, dass ihr vorschwebt, dass die 
Unternehmensorgane eine Nachhaltigkeitsstrategie 
verfolgen müssen und bei Entscheidungen die Interes-
sen aller Stakeholder auszubalancieren haben (Defini-
tion des Unternehmensinteresses). Daneben soll eine 
allgemeine Sorgfaltspflicht formuliert werden, wonach 
die Organe Prozesse aufsetzen und ggf. auch wissen-
schaftlich basierte Ziele formulieren müssen, um Risi-
ken und nachteilige Auswirkungen auf die Stakeholder 
(»Umwelt, Menschenrechte, Gesundheit, Soziales«) 
zu berücksichtigen, zu mildern und zu verhindern. Ein 
entsprechender Richtlinienvorschlag wird Ende des 
Jahres 2021 erwartet.

Wie würde sich das in unser Gesellschaftsrecht und 
bisheriges Verständnis von Corporate Governance 
einfügen? Zum Letzteren wird man sich wohl an ein 
erweitertes Verständnis von Corporate Governance 
gewöhnen müssen, das auch in den oben genannten 
OECD-Prinzipien einleitend formuliert wird: »Die Cor-
porate Governance liefert auch den strukturellen Rah-
men für die Festlegung der Unternehmensziele, die 
Identifizierung der Mittel und Wege zu ihrer Umsetzung 
und die Modalitäten der Erfolgskontrolle.«2 Während 
in Kodizes künftig konkrete Empfehlungen zu Unter-
nehmenszielen, wie z. B. »Ausrichtung auf eine Kreis-
laufwirtschaft«, eher unwahrscheinlich sind, könnten 
die Kodexgeber zumindest den »strukturellen Rah-
men« auf eine stärkere Stakeholderorientierung ab-
klopfen und sich davon lösen, ausschließlich oder vor 
allem Principal-Agent-Konflikte zu behandeln. Wir wer-
den sehen. 

2	 A. a. O., S. 11

Wo stehen wir aber im Gesellschaftsrecht? In 
Deutschland gibt das Gesetz keinen Shareholder Value 
Approach vor, der eine Gewinn- oder Wertmaximie-
rung für Aktionäre nahelegt, sondern einen interessen-
pluralistischen sog. Enlightened Stakeholder Value 
Approach. Das derzeitige Verständnis des Unterneh-
mensinteresses bzw. Handelns zum »Wohle der 
Gesellschaft« (vgl. § 93 Absatz 1 Satz 2 AktG) gibt der 
Kodex in seiner Präambel wieder als »Verpflichtung 
von Vorstand und Aufsichtsrat, im Einklang mit den 
Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft unter Berück-
sichtigung der Belange der Aktionäre, der Belegschaft 
und der sonstigen mit dem Unternehmen verbunde-
nen Gruppen (Stakeholder) für den Bestand des Unter-
nehmens und seine nachhaltige Wertschöpfung zu 
sorgen (Unternehmensinteresse)«. Wichtig ist, dass 
das Unternehmensinteresse von Unternehmensge-
genstand und in der Regel erwerbswirtschaftlichem 
Gesellschaftszweck abgeleitet wird.3 Daher handelt 
es sich nicht um einen reinen Stakeholder Value-
Ansatz, der alle Interessen ohne Überordnung gleich 
gewichtet. Da die EU-Kommission vorschlägt, dass 
alle Interessen ausbalanciert werden müssen und 
damit gleich gewichtet, könnte künftig allen Unterneh-
men ein reiner Stakeholderansatz vorgeschrieben 
werden und es fragt sich, wo der auf Gewinnerzielung 
eingerichtete Gewerbebetrieb noch vorkommt.

3	BGH  NJW 1978, 104: Pflicht, den Fortbestand des Unternehmens und 
dessen langfristige Rentabilität sicherzustellen
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Sehr weiter Stakeholderbegriff  
im Sinne des  
»Unternehmensinteresses«

Die EU-Kommission macht gleichzeitig in ihren Vor-
schlägen hinsichtlich ESG-Themen keinerlei Einschrän-
kung der Stakeholder (z. B. »die Umwelt«). Daher deu-
tet sich an, dass sie einen weiten, am Gemeinwohl, 
nicht am Unternehmen orientierten Stakeholderbegriff 
zugrunde legt. Im Gegensatz dazu wird für das deut-
sche Gesellschaftsrecht angenommen, dass bspw. 
der Schutz einer bestimmten Baumart nicht Gegen-
stand des Unternehmensinteresses ist – es sei denn 
etwa vermittelt über mögliche Reputationsschäden 
für das Unternehmen. Die Folge der neuen Lesart 
wäre dagegen eine kaum überschaubare Weite der 
für das Handeln im Unternehmensinteresse zu berück
sichtigenden Stakeholder. Der »sichere Hafen« der 
Business Judgement Rule geriete ins Wanken, weil 
das für die Enthaftung erforderliche Handeln aufgrund 
»angemessener Information zum Wohle der Gesell-
schaft« wegen Fehlern bei der Analyse der Stake
holder und ihrer Betroffenheit oftmals nicht gegeben 
wäre. 

Leider ist eine solche Neudefinition des »Unterneh-
mensinteresses« noch nicht einmal geeignet, Organe 
zu mehr Nachhaltigkeit anzuhalten, denn es bietet 
keine positive Handlungsmaxime. Das »Wohl der 
Gesellschaft« kann eher dann herangezogen werden, 
wenn es darum geht, Ermessensentscheidungen im 
negativen Sinne einzugrenzen, etwa bei der Verfol-
gung von Eigen- oder Sonderinteressen, die unter kei-
ner denkbaren Auslegung dem Unternehmen dienlich 
sind. Denken wir an die Untreuestrafbarkeit im Fall 
»Mannesmann«, in der eine erhebliche Sonderzah-
lung an ausgeschiedene Manager für eine geglückte 
Übernahme im Nachhinein beschlossen wurde. Das 
Gericht konnte nicht erkennen, wie die Zahlung dem 
Unternehmen nutzen könnte, da die Belohnten ja 
zukünftig nicht mehr für das Unternehmen arbeiteten. 
Wie aber die Beschaffung von Arbeitsplätzen gegen 
eine Versiegelung von Grund und Boden im Anlage-
bau abzuwägen ist, dafür gibt eine Orientierung am 
Unternehmensinteresse keine Antwort.

Initiative zu Sustainable Corporate 
Governance und der Vorschlag  
einer Corporate Sustainability 
Reporting Directive
Die hier angenommene weite Lesart des Stakeholder-
begriffs aus der Konsultation zu Sustainable Corporate 
Governance wird gestützt durch den Vorschlag der 
Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD)4 
der EU-Kommission, wonach etwa Auswirkungen  
der unternehmerischen Tätigkeit auf ESG-Themen zu 
berichten sein sollen, auch wenn diese keine Auswir-
kung auf die Lage der Gesellschaft haben (doppelte 
Materialität). Die Baumart ist, wenn sie betroffen ist, 
also dabei. Überhaupt bedingen sich die Organpflich-
ten aus der Sustainable Corporate Governance-Kon-
sultation und die Transparenzvorschriften aus dem 
bereits vorliegenden Vorschlag einer CSRD. Während 
es dort heißt, dass Unternehmen ESG-Ziele zu berich-
ten haben, müssen die korrespondierenden Pflichten, 
sich Ziele zu setzen, im Gesellschaftsrecht erst noch 
vorgeschrieben werden. Insofern ist die CSRD der 
zweite Schritt vor dem ersten (Gesellschaftsrecht), 
und man sieht bereits, wohin die Reise geht. 

Fazit

Im Gesellschaftsrecht deutet sich eine Ausweitung 
des Stakeholderbegriffs an, der kaum handhabbar sein 
wird und nicht geeignet ist, Unternehmen bei nach
haltigerem Handeln zu unterstützen. Im Gegenteil 
könnte dies zu einer Klagewelle gegen Vorstand und 
Aufsichtsrat lediglich aufgrund formeller Fehler führen. 
Gleichzeitig plant die EU-Kommission nämlich – auch 
das sei verraten – ein Klagerecht von Nichtregierungs-
organisationen hinsichtlich der Verletzung von ESG-
Pflichten vorzuschlagen. Damit ist keinem gedient.

4	 https://ec.europa.eu/info/publications/210421-sustainable-finance-
communication_en#csrd

Dr. Cordula Heldt ist seit 2005 beim Deutschen Aktieninstitut und für die Corporate Governance und 
das Gesellschaftsrecht zuständig. Zudem leitet sie die beim Aktieninstitut angesiedelte Geschäfts- 
stelle der Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex. Studiert hat die Juristin in 
Frankfurt und Mailand.

https://ec.europa.eu/info/publications/210421-sustainable-finance-communication_en#csrd
https://ec.europa.eu/info/publications/210421-sustainable-finance-communication_en#csrd
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Nach unserer gemeinsamen Überzeugung muss nun 
die Umsetzung von Klima-Maßnahmen entschlossen 
angegangen werden. Für Unternehmen und Finanz-
marktakteure bietet eine gut gemanagte Transforma
tion große Chancen in neuen Geschäftsfeldern 
und Innovationsmärkten, die durchschnittlich 
schneller wachsen als etablierte Märkte. Grundlage für 
zielgerichtete Investitionen sind u. a. eine belastbare 
Bestandsaufnahme, eine überzeugende Unterneh-
mensstrategie zum Umgang mit Chancen und Risiken 
sowie eine regelmäßige Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung. Hier ist primär der Vorstand gefragt, aber auch 
eine Begleitung durch den Aufsichtsrat und eine aktive 
Einbindung der Belegschaft sind von großer Bedeu-
tung. 

Die EU-Kommission arbeitet aktuell im Kontext des 
European Green Deal an einer ganzen Reihe von Initia-
tiven zur Finanzierung der Transformation. Viele Unter-
nehmen in der EU – aber auch internationale Unter-
nehmen, die auf dem EU-Binnenmarkt aktiv sind –  

1	 https://www.nachhaltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/2021/06/RNE_
Leopoldina_Positionspapier_Klimaneutralitaet.pdf

werden von diesen Regulierungen direkt betroffen 
sein. 

Der im April 2021 veröffentlichte Entwurf für eine 
Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 
ist ein wichtiges Element der Kommissionsvorschläge. 
Dieser Richtlinien-Entwurf ist das Ergebnis eines 
mehrjährigen Evaluationsprozesses zu der 2014 ver
öffentlichten CSR-Richtlinie der EU. In Umsetzung der 
CSR-Richtlinie sind seit 2017 primär große kapital-
marktorientierte Unternehmen verpflichtet, jährlich 
eine nichtfinanzielle Erklärung zu veröffentlichen. In 
Deutschland gilt dies aktuell für etwa 500 Unterneh-
men. Viele dieser Unternehmen, darunter besonders 
Finanzmarktakteure, wenden den vom RNE initiierten 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK)2 an, um den 
Berichtsvorgaben zu entsprechen. Die Weiterentwick-
lung der bisherigen Berichtspflicht kann als Trans
parenzinitiative für die Wirtschaft verstanden wer-
den, die Anforderungen in wichtigen Bereichen sollen 
erweitert werden.

2	 https://www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de/de-DE/Documents/
PDFs/Sustainability-Code/Leitfaden-zum-Deutschen-Nachhaltigkeitsko-
dex-Orien

Die Transformation hin zu nachhaltigem Wirtschaften erlebt aktuell ein nie da gewesenes 

Momentum. Insbesondere im Bereich Klimaschutz wurde in den letzten Monaten  

eine bemerkenswerte Dynamik entfacht. Mit dem European Green Deal hat sich die EU 

zum Ziel gesetzt, bis 2050 klimaneutral zu werden und dazu ein neues Wachstums- 

modell zu entwickeln. Im Nachgang der historischen Entscheidung des Bundesverfas

sungsgerichts hat auch die Bundesregierung das Ambitionsniveau des deutschen 

Klimaschutzgesetzes deutlich verschärft – Klimaneutralität soll jetzt bereits 2045 erreicht 

werden, bis 2030 sollen 65 Prozent der Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990  

reduziert werden. Der Rat für Nachhaltige Entwicklung und die Nationale Akademie  

der Wissenschaften Leopoldina haben im Juni bereits 14 Optionen identifiziert, was in der 

nächsten Legislatur dafür zu tun ist.1  

 Autoren: Dr. Werner Schnappauf und Prof. Dr. Alexander Bassen 

Corporate Sustainability Reporting – 

Corporate Governance-Auswirkungen

https://www.nachhaltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/2021/06/RNE_Leopoldina_Positionspapier_Klimaneutralitaet.pdf
https://www.nachhaltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/2021/06/RNE_Leopoldina_Positionspapier_Klimaneutralitaet.pdf
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Nach dem CSRD-Entwurf ist geplant, den Geltungsbereich der 
Berichtspflicht im Vergleich zur CSR-Richtlinie auf deutlich mehr 
Unternehmen auszuweiten. Alle börsennotierten Unternehmen (aus-
genommen sind Kleinstbetriebe) sollen künftig eine jährliche Nach-
haltigkeitsberichterstattung vorlegen. Zusätzlich sollen auch alle gro
ßen Unternehmen berichtspflichtig sein, die zwei der folgenden drei 
Kriterien erfüllen: mehr als 250 Mitarbeitende, mindestens 40 Mio. 
EUR Umsatz und mindestens 20 Mio. EUR Bilanzsumme. Sollte die 
Richtlinie von Parlament und Rat verabschiedet werden, wären allein 
in Deutschland ca. 15.000 Unternehmen voraussichtlich ab dem Jahr 
2023 verpflichtet, über ihre Nachhaltigkeitsperformance zu berich-
ten – EU-weit geht man von 49.000 Unternehmen aus.

Auch der Umfang der Berichtspflicht wird sich voraussichtlich erheb-
lich ändern. Um ein Level Playing Field zu schaffen, lässt die  
Kommission parallel zu den politischen Verhandlungen auch einen 
europaweiten Berichtsstandard entwickeln, der im Vergleich zur 
CSR-Richtlinie voraussichtlich deutlich konkretere Vorgaben, z. B. zur 
Berichterstattung über Treibhausgas-Emissionen, enthalten wird. Der 
Rat für Nachhaltige Entwicklung arbeitet über Alexander Bassen, 
Co-Autor dieses Beitrags, in der EFRAG-Arbeitsgruppe zur Vorberei-
tung dieses Standards mit.

Zur Erreichung der globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs), der Ziele 
des Pariser Klimaabkommens und des European Green Deal ist es 
unerlässlich, Kapitalströme in Geschäftsmodelle zu lenken, die einen 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung leisten. Mit einer optimierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung der Unternehmen wird es für die 
Politik möglich sein, klare Leitplanken für nachhaltiges Wirtschaften 
zu setzen. Solche Leitplanken können Unternehmen mehr Planungs-
sicherheit geben und faire Wettbewerbsbedingungen für alle 
gewährleisten.

Die Berichterstattung soll nach dem Richtlinienvorschlag zudem in 
die Lageberichterstattung integriert werden. Die getroffenen Aus
sagen sollen von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und anderen 
qualifizierten Akteuren zunächst mit begrenzter Prüfungssicherheit 
(»limited assurance«) geprüft werden. Auch hierin liegt eine Chance 
für Unternehmen. Bereits jetzt haften Aufsichtsräte für die Richtig-
keit der getroffenen Aussagen in nichtfinanziellen Erklärungen im 
Sinne des CSR-Richtlinien-Umsetzgesetzes (CSR-RUG). Gleichzeitig 
liegen vielen Unternehmen bisher jedoch nur begrenzt Informatio-
nen über relevante Nachhaltigkeitsbereiche vor und mitunter fehlt es 
in Aufsichtsräten an ausgewiesener Nachhaltigkeitskompetenz. Eine 
hinreichende Beurteilung der Nachhaltigkeitsberichte ist somit nur 
bedingt möglich. Eine stärkere Verpflichtung zur Prüfung kann sowohl 

zur Professionalisierung von Erhebungsmethoden  
als auch zu mehr Rechtssicherheit für die Aufsichts
gremien führen.

Zentral für die Transformation von Unternehmen ist 
dementsprechend, dass Schlüsselgremien wie Auf-
sichtsräte in Kapitalgesellschaften proaktiv ihre Kon
trollfunktion wahrnehmen und am Veränderungs
prozess beteiligt sind. Die vom Weltwirtschaftsforum 
initiierte Climate Governance Initiative hat sich zum Ziel 
gesetzt, Aufsichtsräte auf diesem Weg zu Klima
neutralität und Nachhaltigkeit zu unterstützen. 
Für die Gründung des »Chapter Germany«3 der Initia
tive hat sich der Rat für Nachhaltige Entwicklung mit 
der ESMT Berlin und der Board Academy e.V. zusam-
mengeschlossen und plant in den nächsten Monaten 
maßgeschneiderte Veranstaltungen und den Aus-
tausch von guten Beispielen zum Thema Klimaschutz 
und Nachhaltigkeit für Mitglieder von Aufsichtsräten, 
Beiräten und Gesellschafterausschüssen. Mit den 
Climate Governance-Prinzipien4 des Weltwirtschafts-
forums wurden bereits erste Impulse vorgelegt, die 
auch für das duale System aus Vorstand und Auf-
sichtsrat in Deutschland anwendbar sind. Zusätzlich 
zu Berichterstattung und Offenlegung könnten bspw. 
Nachhaltigkeitsexpert*innen gezielt in Aufsichtsräte 
berufen, Fortbildungen im Bereich Nachhaltigkeit ver-
pflichtend werden und die Vergütung von Vorständen 
an gute Performance im Bereich der Nachhaltigkeit, 
wie etwa Emissionsreduktionen, geknüpft werden. 
Ein Vorschlag zur Stärkung von Nachhaltigkeit in der 
Corporate Governance soll von der EU-Kommission 
bald vorgestellt werden.  

3	 https://www.nachhaltigkeitsrat.de/projekte/climate-governance- 
initiative-deutschland/

4	 http://www3.weforum.org/docs/WEF_Creating_effective_climate_
governance_on_corporate_boards.pdf

Dr. Werner Schnappauf, 
Vorsitzender des Rates für  
Nachhaltige Entwicklung (RNE)

Prof. Dr. Alexander Bassen, Universität Hamburg und  
Mitglied des RNE
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»This is Europe’s ›man on the moon‹ moment« – so 
hat Ursula von der Leyen, Präsidentin der EU-Kom-
mission, den European Green Deal bei der Vorstellung 
des Programms im Dezember 2019 beschrieben. Der 
Vergleich mit einem der Meilensteine in der Geschichte 
der Menschheit zeigt, welche Bedeutung die EU-Kom-
mission dem Green Deal beimisst. Als Ziel wird nicht 
weniger als ein klimaneutrales Europa bis 2050 aus
gerufen. Ein wichtiges und richtiges Ziel. Doch der von 
der Kommission skizzierte Weg dorthin greift an eini-
gen Stellen zu kurz und so droht ein Fehlstart. 

Während die Mondlandung wie kaum ein zweites Er-
eignis für Erfindergeist und Einfallsreichtum steht, gibt 
der Green Deal technologische Lösungen vor und ver-
hindert so Innovationen. Auch marktwirtschaftliche 
Prinzipien, die Wachstum ermöglichen und unseren 
heutigen Wohlstand geschaffen haben, werden im 
Green Deal nicht ausreichend berücksichtigt.

Sustainable Finance

Mit dem »Sustainable Finance«-Paket will die Kommis-
sion Investitionen in nachhaltige Projekte und Aktivi
täten lenken. Das soll dazu beitragen, die Wirtschaft 
resilienter gegenüber Klima- und Umweltherausforde-
rungen zu machen. Das Paket umfasst u. a. die über
arbeitete Nachhaltigkeitsberichterstattung sowie die 
delegierte Verordnung zur EU-Klimataxonomie.

Die Nachhaltigkeitsberichterstattung soll den Über-
gang in eine Wirtschaft unterstützen, bei der Klima-
schutz im Fokus steht. Das bedeutet, dass Unterneh-
men nun offenlegen müssen, inwieweit ihre Planung 
mit dem Pariser Klimaziel vereinbar ist. Mit der Klima-
taxonomie soll eine Klassifizierung eingeführt werden, 
die darlegt, welche Aktivitäten am besten zur Minde-
rung des CO2-Ausstoßes und zur Anpassung an die 
Auswirkungen des Klimawandels geeignet sind.

Klimaschutz ist eine Menschheitsaufgabe und die 
Industrie muss ihren Beitrag dazu leisten – und das tut 
sie auch. Gleichwohl muss im Rahmen des »Sustai
nable Finance«-Pakets darauf geachtet werden, dass 
für die Unternehmen keine hohen bürokratischen Hür-
den entstehen und weiterhin auf marktwirtschaftliche 
Instrumente gesetzt wird. Vor dem Hintergrund, dass 
voraussichtlich nicht mehr nur noch ca. 11.000, son-
dern knapp 50.000 Unternehmen in der EU Bericht 
erstatten müssen, ist damit zu rechnen, dass für viele 
Unternehmen der Bürokratieaufwand stark zunimmt.

Für die Taxonomie gilt, dass die EU dirigistisch in den 
Markt eingreifen will. Für Europa sollte jedoch der 
Grundsatz gelten, dass unsere Ziele mit marktwirt-
schaftlichen Instrumenten umgesetzt werden. Die 
politische Einflussnahme auf die Kreditbedingungen 
für Unternehmen im Sinne des Klimaschutzes bedeu-
tet nun aber leider das Gegenteil und bringt einen 
erheblichen Mehraufwand an Dokumentations- und 
Berichtspflichten mit sich. Die Kriterien müssten 
zudem technologieoffen gestaltet werden, leider ist 
auch das nicht der Fall. Zusätzlich ist eines wichtig: 
Der Zugang zu Krediten mit akzeptablen Konditionen 
muss gerade für die Unternehmen möglich bleiben, 
die in Transformationsprozessen sind.

	 Der European Green Deal –  
	 Erfolgreiche Mondmission  
		  oder  
		   »Brüssel, wir haben ein Problem«? 
		   Autorin: Hildegard Müller

Corporate Governance-Auswirkungen
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»Fit for 55«

Neben dem »Sustainable Finance«-Paket ist das »Fit 
for 55«-Paket ein zweiter entscheidender Baustein 
des Green Deal. »Fit for 55« soll vorzeichnen, wie 
Europa auf der ersten Zwischenetappe bis 2030 die 
CO2-Emissionen um 55 Prozent reduzieren kann. Das 
Paket enthält positive Impulse – wie z. B. die Ein
führung eines Emissionshandels für Verkehr und 
Gebäude. Doch die Wirkung dieses Instruments wird 
konterkariert durch die geplante Verschärfung der 
CO2-Flottengrenzwerte für Pkw und leichte Nutzfahr-
zeuge.

Wir als Automobilindustrie sind überzeugt, dass das 
Ziel Klimaneutralität in Europa bis 2050 erstrebens-
wert ist. Dazu leisten wir selbstverständlich unseren 
Beitrag, denn Klimaschutz ist eine Menschheits
aufgabe, der wir gemeinsam begegnen müssen. Bis 
2025 investieren Hersteller und Zulieferer mehr als 
150 Mrd. EUR in klimaneutrale Antriebe, Elektromobili-
tät und die Digitalisierung des Verkehrs. Die deutschen 
Hersteller haben schon heute mehr als 50 Prozent 
Marktanteil am europäischen Markt für E-Autos und 
sind damit Europameister bei der Elektromobilität.

Für die Automobilindustrie hat der schnelle Hochlauf 
der Elektromobilität Priorität. Daher begrüßen wir 
auch, dass die Kommission das Instrument einer ver-
bindlichen Regulierung für den Ausbau der Ladeinfra-
struktur für Pkw und Nutzfahrzeuge vorschlägt – auch 
wenn die Vorgaben hinter den benötigten Kapazitäten 
zurückbleiben.

Zu den passenden Rahmenbedingungen gehört aber 
auch, dass der Weg zur Erreichung der Klimaziele und 
Flottengrenzwerte nicht politisch vorgegeben werden 
sollte. Vielmehr braucht es politisches Vertrauen in 
Innovationen. Doch durch die Verschärfung des Flot-
tengrenzwertes für 2030, der eine Reduzierung des 
CO2-Ausstoßes von Neuwagen um 55 Prozent im Ver-
gleich zu 2021 vorsieht, müssten bis Ende des Jahr-
zehnts in der ganzen EU knapp zwei Drittel der Neu-
wagen E-, Hybrid- oder Brennstoffzellen-Antriebe 
haben. Andere Technologieoptionen werden nicht in 
ähnlicher Form angerechnet.

Mit dem für 2035 vorgesehenen Flottengrenzwert von 
0 g schlägt die Kommission sogar ein faktisches Ver-
bot von Verbrennungsmotoren vor. Durch E-Fuels und 
Wasserstoff hat der Verbrennungsmotor eine klima
neutrale Zukunft– doch das wird in den Kommissions-
plänen nicht in Betracht gezogen. Das ist innovations-
feindlich und das Gegenteil von technologieoffen. 
Auch die Wahlfreiheit der Verbraucherinnen und Ver-
braucher wird damit erheblich eingeschränkt. Darüber 
hinaus fehlt es an einer Abwägung, die alle Aspekte 
der ökonomischen und sozialen Auswirkungen ein
bezieht.

Fazit

Die Schwachstellen des »Sustainable Finance«- wie 
auch des »Fit for 55«-Pakets zeigen: Damit der  
Green Deal und die Klimaneutralität zur europäischen 
Mondlandung werden, muss Europa mehr Innovation 
wagen und auf marktwirtschaftliche Instrumente 
setzen. Nur so wird es möglich sein, gleichzeitig 
Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen und Beschäf
tigung, Wachstum und Wohlstand in Europa zu 
sichern. Sonst heißt es schnell: »Brüssel, wir haben ein 
Problem.«  

Hildegard Müller ist Präsidentin des Verbandes der Automobilindustrie (VDA).
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Von der derzeitigen gesetzlichen Pflicht zur CSR-
Berichterstattung sind die meisten Unternehmen der 
öffentlichen Hand aufgrund ihrer fehlenden Kapital-
marktorientierung, ihres Tätigkeitsfokus oder ihrer 
Größe nicht betroffen. Wegen ihrer grundsätzlichen 
Gemeinwohlverpflichtung besteht bei diesen dennoch 
eine große inhaltliche Nähe zu den Zielstellungen der 
CSR-Berichterstattung.1 Bund, Länder und Kommunen 
könnten dies im Rahmen ihrer Nachhaltigkeitsstrate
gien oder durch anderweitige Vorgaben reflektieren.

1	 Vgl. ausführlicher: Schuster, F. (2019). Freiwillige CSR-Berichterstattung – 
Ein Diskussionsanstoß. Public Governance. Zeitschrift für öffentliches 
Management, Sommer 2019: S. 18 –19; Hommelhoff, P. (2018). CSR-
Berichterstattung in öffentlichen Unternehmen? Public Governance. 
Zeitschrift für öffentliches Management, Herbst 2018: S. 19 – 20

Status quo in Bund, Ländern und 
Kommunen

Die Bundesregierung, die große Mehrzahl der Bundes-
länder und auch zahlreiche Kommunen haben eigene 
Nachhaltigkeitsstrategien verabschiedet und veröffent-
lichen regelmäßig dazugehörige Fortschrittsberichte.2 
Die Nachhaltigkeitsaktivitäten der jeweiligen Beteili-
gungsunternehmen bzw. Vorgaben zur entsprechen-
den Berichterstattung werden innerhalb dieser Strate-
gien allerdings bislang zumeist nicht adressiert. Nur 
eine Minderheit der öffentlichen Unternehmen ver-
fügte in der Vergangenheit über eine Nachhaltigkeits-
berichterstattung.3 In der am 14.11.2019 im Rahmen 
des »Dialogs Nachhaltige Stadt« verabschiedeten drit-
ten Neuausgabe des Eckpunktepapiers von 30 deut-
schen Oberbürgermeistern werden kommunale Unter-
nehmen jedoch aufgefordert, sich am Leitbild der 
Nachhaltigkeit zu orientieren und dies bspw. durch die 
Anwendung des Deutschen Nachhaltigkeitskodexes 
(DNK) transparent zu machen.4 

2	 Vgl. Heinrichs, H.; Schuster, F. (2019). Nachhaltige Verwaltung.  
In: Veit, S.; Reichard, C.; Wewer, G. (Hg.). Handbuch zur Verwaltungs
reform: S. 201– 211; www.deutsche-nachhaltigkeitsstrategie.de

3	G reiling, D.; Theuvsen, L.; Müller, H. (2015). Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung öffentlicher Unternehmen aus empirischer Sicht. In: Greiling, D.; 
Schaefer, C.; Theuvsen, L. Nachhaltigkeit und Nachhaltigkeitsbericht
erstattung öffentlicher Unternehmen. Zeitschrift für öffentliche und 
gemeinwirtschaftliche Unternehmen, Beiheft 45: S. 154 –169

4	 Vgl. https://www.nachhaltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/2019/11/
Nachhaltige_Stadt_Strategische_Eckpunkte_November_2019.pdf
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Nachhaltigkeitsberichterstattung in  
Unternehmen der öffentlichen Hand:  
	 Vom Nischenthema zum Mainstream?  
	  Autoren: Dr. Ferdinand Schuster und Michael Plazek

Die Masse der rund 18.500 Unternehmen der öffentlichen Hand in Deutschland 

unterliegt bislang keiner gesetzlichen Pflicht zur CSR-Berichterstattung. In den 

vergangenen Jahren entwickelten dennoch erste Kommunen und Bundesländer – 

seit Kurzem auch der Bund – Vorgaben zu Nachhaltigkeitsberichten für ihre 

Beteiligungsunternehmen. Durch die geplante neue Corporate Sustainability 

Reporting Directive der EU-Kommission dürfte sich der Anwenderkreis unter 

öffentlichen Unternehmen zukünftig deutlich ausweiten.

https://www.nachhaltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/2019/11/Nachhaltige_Stadt_Strategische_Eckpunkte_November_2019.pdf
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Einzelne Kommunen und Bundesländer haben sich 
des Themas Nachhaltigkeitsberichterstattung ihrer 
Beteiligungsunternehmen bereits systematisch ange-
nommen: So regt bspw. der Public Corporate Gover-
nance Kodex der Stadt Frankfurt / Main bereits seit 
2010 an, dass die Geschäftsführungen der städtischen 
Beteiligungsunternehmen einen Nachhaltigkeitsbericht 
erstellen sollen. Insbesondere die großen Konzern
unternehmen der Stadt machen bislang hiervon regel-
mäßig Gebrauch.5 Die Stadt Freiburg im Breisgau hat 
im Rahmen ihrer Nachhaltigkeitsaktivitäten im Januar 
2020 den ersten zusammenfassenden Nachhaltigkeits
bericht ihrer städtischen Beteiligungen veröffentlicht. 
Der Berliner Senat legte auf vorherigen Beschluss des 
Abgeordnetenhauses im Juli 2020 erstmals einen 
Nachhaltigkeitsbericht über die Berliner Landesunter-
nehmen mit den Erklärungen der einzelnen Unterneh-
men zum DNK vor. Auch gemäß dem Hamburger Cor-
porate Governance Kodex müssen seit dem 1.1.2020 
rund 30 große Unternehmen im Besitz der Freien 
Hansestadt Hamburg die Nachhaltigkeitsziele der UN 
(Sustainable Development Goals, SDG) verbindlich 
berücksichtigen und gegenüber ihrem Aufsichtsrat 
dazu Rechenschaft ablegen. Außerdem sollen diese 
Unternehmen alle zwei Jahre einen Nachhaltigkeits-
bericht nach den DNK-Kriterien veröffentlichen. 

Auch der Bund arbeitet seit einigen Jahren darauf hin, 
die Verankerung des DNK in den Bundesunternehmen 
auszubauen. Nachdem das Bundesfinanzministerium 
noch in seinem Beteiligungsbericht 2019 erklärte, hin-
sichtlich der DNK-Anwendung noch mehr Überzeu-
gungsarbeit leisten zu müssen6, gibt der im September 
2020 novellierte Public Corporate Governance Kodex 
des Bundes vor, dass alle betroffenen Bundesunter-
nehmen im Rahmen ihres Corporate Governance 
Berichts zu den Nachhaltigkeitsaktivitäten des Unter-

5	 Vgl. Stadt Frankfurt am Main (2020). Beteiligungsbericht 2020

6	B undesministerium der Finanzen (2020). Beteiligungsbericht des Bundes 
2019, Berlin: S. 2; https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/
DE/000-PAPIERKORB/2021/Broschueren/2020-05-14-beteiligungsbe-
richt-des-bundes-2019.pdf?__blob=publicationFile&v=28

nehmens in Anlehnung an den DNK berichten müssen. 
Große Bundesunternehmen sollen zudem eine nicht-
finanzielle Erklärung im Sinne der §§ 289b ff. HGB 
abgeben und dafür den DNK bzw. ein vergleichbares 
Rahmenwerk mit einer Berichtspflicht auch zu Aspek-
ten der Menschenrechte anwenden. 

Die beschriebenen Vorgaben und Appelle könnten die 
Rolle des DNK als Berichtsstandard bei Unternehmen 
der öffentlichen Hand weiter stärken. Im April 2020 
konnte die Geschäftsstelle des Rats für Nachhaltige 
Entwicklung nur rund 60 Unternehmen der öffentli-
chen Hand identifizieren, die bislang den Deutschen 
Nachhaltigkeitskodex implementiert haben.7 Nach 
einer eigenen aktuellen Auswertung befinden sich im 
August 2021 bereits rund 180 Unternehmen der öffent-
lichen Hand einschließlich der Sparkassen unter den 
Anwendern in der DNK-Datenbank.8

Neue EU-Regulierung betrifft über 
3.000 öffentliche Unternehmen

Auch gesetzliche Vorgaben werden zunehmend mehr 
Wirkung auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung von 
Unternehmen im Besitz der öffentlichen Hand entfal-
ten. Im April 2021 hat die EU-Kommission eine Aus-
weitung der seit 2017 für kapitalmarktorientierte Groß-
unternehmen und den Finanzsektor verpflichtenden 
CSR-Berichterstattung angekündigt (neu: Corporate 
Sustainability Reporting Directive)9. Demnach müss-
ten ab dem Geschäftsjahr 2023 alle großen Unterneh-
men ab 250 Beschäftigten sowie entweder mehr als 
20 Mio. EUR Bilanzsumme oder 40 Mio. EUR Umsatz – 
ungeachtet der Kapitalmarktorientierung und wohl 
auch unabhängig von der Rechtsform – eine Nachhal-
tigkeitserklärung abgeben.  

7	H arrlandt, F. (2020). Der Deutsche Nachhaltigkeitskodex – Überblick und 
aktuelle Entwicklungen. Vortrag auf der Online-Konferenz des Instituts 
für den öffentlichen Sektor »CSR – ein Berichtsformat für alle öffentlichen 
Unternehmen?« am 2.4.2020

8	 Vgl. https://www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de/de-DE/Home/
Database (Stand: 16.8.2021)

9	G undel, A.; Glöckner, A.; Hell, C. (2021). Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung. Audit Committee Quarterly II / 2021: S. 72 – 75

Dr. Ferdinand Schuster, Geschäftsführer des von KPMG  
geförderten Instituts für den öffentlichen Sektor e.V., Berlin

Michael Plazek, Projektleiter des von KPMG geförderten  
Instituts für den öffentlichen Sektor e.V., Berlin
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Nach einer auf Daten des Statistischen Bundesamts 
beruhenden Schätzung des Instituts für den öffentli-
chen Sektor wären über 3.000 der insgesamt gut 
18.500 öffentlichen Unternehmen erstmals zur CSR-
Berichterstattung verpflichtet. Weit überwiegend 
wären hierunter kommunale Unternehmen betroffen. 

Dabei geht es um mehr als nur eine Ausweitung der 
Zahl der vom bisherigen CSR-Richtlinie-Umsetzungs-
gesetz betroffenen Unternehmen. Vielmehr soll die 
Berichterstattung auch inhaltlich erweitert werden. 
Über die bisher geltenden Umwelt-, Sozial- und 
Arbeitnehmerbelange hinaus soll künftig auch über 
bestimmte Aspekte der Corporate Governance berich-
tet werden, z. B. die Rollen von Organen, Unterneh-
mensethik und Lobbyaktivitäten. Auch die Resilienz 
von Geschäftsmodell und Strategie im Hinblick auf 
Nachhaltigkeitsrisiken muss behandelt werden sowie 
die Übereinstimmung der Planung mit dem Pariser 
Klimaziel der Begrenzung der Erderwärmung auf maxi-
mal 1,5 Grad. Auch formell soll die Berichtslegung 
verbindlicher werden, hierzu wurden von der Kommis-
sion für Oktober 2022 einheitliche Berichtsstandards 
angekündigt. Die Berichterstattung soll künftig zwin-
gend im Lagebericht erfolgen und vom Wirtschafts-
prüfer im Rahmen einer prüferischen Durchsicht 
(»limited assurance«)10 geprüft werden, was bisher 
nicht vorgeschrieben war. 

Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) hat im 
Rahmen einer deutschen Anhörung zum Vorschlag der 
EU-Kommission darauf aufmerksam gemacht, dass 
unter den Berichtsstandards auch die EU-Taxonomie-
Kriterien berücksichtigt werden sollen. Für die betrof-
fenen Unternehmen würde dies einen »erheblichen 
finanziellen und personellen Mehraufwand bedeu
ten«11. Darüber hinaus sei damit zu rechnen, so der 
VKU, dass auch für kleine und mittlere kommunale 
Unternehmen »implizite Berichtspflichten« entstehen 
könnten, wenn berichtsverpflichtete Unternehmen im 
Rahmen von Geschäftsbeziehungen diese Informatio-
nen abfordern.  

10	Ebenda: S. 74

11	Verband kommunaler Unternehmen e.V. (2021). Stellungnahme zum 
Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission »Corporate Sustaina-
bility Reporting Directive« vom 21. April 2021: S. 2; https://www.bmjv.de/
SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/2021/Down-
loads/0604_Stellungnahme_VKU_CSRD.pdf;jsessionid=8E16541D063
75BC228634F27A42C8E2F.2_cid324?__blob=publicationFile&v=2
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1	R ichtlinie 2014 / 95 / EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.10.2014 zur Änderung der Richtlinie 2013 / 34 / EU im Hinblick auf die Angabe 
nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen durch bestimmte große Unternehmen und Gruppen, ABl. EU Nr. L 330 /1 vom 15.11.2014

2	E ine Übersicht über den wesentlichen Inhalt des CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes finden Sie unter https://audit-committee-institute.de/media/ 
aci_folder_2017_csr-richtlinie.pdf

3	G esetz zur Stärkung der nichtfinanziellen Berichterstattung der Unternehmen in ihren Lage- und Konzernlageberichten (CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz) 
vom 11.4.2017, BGBl. I 2017, S. 802

G los sa r

Carbon Disclosure 
Project (CDP)

Ziel der im Jahr 2000 gegründeten unabhängigen Organisation, der sich zahl
reiche Großinvestoren angeschlossen haben, ist, die Transparenz über unter
nehmensbezogene CO2-Emissionen, Risiken des Klimawandels und die 
diesbezügliche Unternehmensstrategie vor allem für Investoren zu erhöhen.  
Die Organisation erhebt hierzu jährlich auf freiwilliger Basis Umweltdaten  
von Unternehmen und bewertet diese. Sie verfügt mittlerweile über die welt-
weit größte Datenbank für unternehmensbezogene Klimainformationen.

Climate Disclosure 
Standards Board (CDSB) 

Ziel des 2007 gegründeten internationalen Konsortiums aus Nichtregierungs
organisationen aus den Bereichen Wirtschaft und Umwelt ist, die Unter
nehmensberichterstattung in Bezug auf Umwelt- und Klimaaspekte weiterzu
entwickeln und voranzutreiben. Das Rahmenwerk des CDSB »Framework  
for reporting environmental and climate change« soll Unternehmen unterstützen, 
entscheidungsrelevante Umweltinformationen für Investoren in ihren Unter
nehmensberichten zur Verfügung zu stellen und so die effiziente Kapitalallokation 
zu verbessern.

CSR-Richtlinie1  Ziel der Richtlinie aus dem Jahr 2014 war, über eine verstärkte und harmonisierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung in den EU-Mitgliedstaaten die Verantwortung 
der Unternehmen für Nachhaltigkeitsaspekte zu erhöhen. In Deutschland wurden 
die Vorgaben der Richtlinie mit dem CSR-RUG in deutsches Recht transformiert: 
Für Geschäftsjahre seit dem 1.1.2017 sind somit große kapitalmarktorientierte 
Unternehmen, große Kreditinstitute und große Versicherungsunternehmen mit 
jeweils mehr als 500 Arbeitnehmern verpflichtet, über ihren Umgang mit Nach-
haltigkeitsaspekten zu berichten.2 

CSR-Richtlinie-
Umsetzungsgesetz  
(CSR-RUG)

Das CSR-RUG3 fordert die Offenlegung von Angaben zu nichtfinanziellen Aspek-
ten (Umwelt-, Arbeitnehmer- und Sozialbelange, Achtung der Menschenrechte 
sowie Bekämpfung von Korruption und Bestechung). Es wurde auf Grundlage 
der CSR-Richtlinie am 9.3.2017 im Bundestag beschlossen.

Deutscher 
Nachhaltigkeitskodex 
(DNK)

Der DNK ist ein Rahmenwerk für die nichtfinanzielle Berichterstattung und wurde 
2011 vom Deutschen Nachhaltigkeitsrat im Auftrag der Bundesregierung ent
wickelt. Er eignet sich insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen sowie 
zum Einstieg in die Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Glossar –  
Hintergrundinformationen zu Begriffen
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Glossar

European Financial 
Reporting Advisory 
Group (EFRAG)

Die im Jahr 2001 gegründete und privatrechtlich organisierte EFRAG mit Sitz  
in Brüssel berät die EU-Kommission im Rahmen der Übernahme von IFRS-
Standards (Endorsement). Sie soll zudem Standpunkte im Bereich der Rech
nungslegung entwickeln und Sorge dafür tragen, dass diese angemessen  
im Standardsetzungsprozess des IASB berücksichtigt werden. Sie ist dabei dem 
europäischen öffentlichen Interesse verpflichtet. 

Finanziert wird die EFRAG durch die EU und ihre Mitgliederorganisationen.  
Die Mitgliederorganisationen sind für die Leitung und Verwaltung der EFRAG 
zuständig und setzen sich aus europäischen Stakeholdergruppen, wie z. B. 
Accountancy Europe, sowie nationalen Organisationen, wie z. B. dem DRSC, 
zusammen. Die EU-Kommission, die EZB und die europäischen Aufsichts
behörden (EBA, EIOPA und ESMA) sind u. a. Beobachter mit Rederecht in 
EFRAG TEG und Board.

European Lab Project 
Task Force (EFRAG PTF)

Im September 2018 wurde das European Corporate Reporting Lab als Folge  
des Aktionsplans zur Finanzierung nachhaltigen Wachstums der Europäischen 
Kommission eingerichtet. Verschiedene Project Task Forces (PTFs) widmen  
sich einzelnen hieraus resultierenden Projekten.

Financial Stability Board 
(FSB)

Das 2009 gegründete FSB ist ein weltweites Gremium zum Austausch für Ver-
treter öffentlicher Institutionen der G20-Staaten, internationale Standardsetter 
und bedeutende Finanzinstitutionen. Ziel des Gremiums ist die Überwachung 
des internationalen Finanzsystems und mögliche Schwachstellen und Hand-
lungsfelder zu identifizieren, um ein stabiles Finanzsystem zu erhalten. Zusätzlich 
dient das Gremium hierbei der Koordinierung und dem Austausch von Informa
tionen der einzelnen Akteure.

Global Reporting 
Initiative (GRI)

Die 1997 von CERES4 und UNEP5 ins Leben gerufene unabhängige Stiftung  
mit Sitz in den Niederlanden erarbeitet globale Standards für die Nachhaltig-
keitsberichterstattung (Sustainability Reporting Standards, SRS). Die SRS 
sind die weltweit am häufigsten von Unternehmen genutzten Standards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Greenhouse Gas  
Protocol (GHG Protocol)

Das World Resources Institute (WRI) und das World Business Council for 
Sustainable Development (WBCSD) gründeten mit weiteren Nichtregierungs
organisationen 1998 die Initiative zur Standardisierung der Bericht
erstattung über CO2-Emissionen. Das GHG liefert die weltweit am häufigsten 
verwendeten Standards für die Bilanzierung von Treibhausgasen. 

4	 Coalition for Environmentally Responsible Economies

5	U nited Nations Environment Programme
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IFRS Foundation Ziel der im Jahr 2001 gegründeten gemeinnützigen und privatrechtlich organi-
sierten IFRS Foundation ist die Entwicklung von hochwertigen globalen 
Rechnungslegungsstandards. Gleichzeitig soll sie die weltweite Anwendung  
der Standards fördern.

Die Foundation verfügt über eine dreistufige Struktur: 

•	 das standardsetzende IASB, 

•	 die 22 international aufgestellten Treuhänder (Trustees) der IFRS Founda
tion, die die Foundation und das IASB leiten und überwachen sollen, und

•	 das IFRS Foundation Monitoring Board, das die Treuhänder überwachen 
und beraten soll und mit Vertretern aus mit der Rechnungslegung befassten 
Behörden, wie der EU-Kommission und der US Securities and Exchange 
Commission (SEC), besetzt ist. Das Monitoring Board soll die öffentliche 
Rechenschaftspflicht der Foundation stärken.

Darüber hinaus berät der IFRS-Advisory Council die Treuhänder und das IASB.

Im März 2021 kündigten die Treuhänder der IFRS Foundation die Bildung einer 
Arbeitsgruppe zur Nachhaltigkeitsberichterstattung an. Diese soll die Konver-
genz von bestehenden globalen Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
beschleunigen und Vorbereitungen für eine eventuelle Einrichtung eines Inter-
national Sustainability Standards Board unter der Verantwortung der 
IFRS Foundation treffen. Die Arbeitsgruppe besteht aus etablierten Standard-
setzern zur nichtfinanziellen Berichterstattung, und zwar der TCFD, der Value 
Reporting Alliance, dem Climate Disclosure Standards Board und dem World 
Economic Forum. Die Bekanntgabe der endgültigen Entscheidung sowie  
die Veröffentlichung des Entwurfs eines Klimaberichtsstandards wird auf der  
UN Climate Change Conference – COP 26 – im November 2021 erwartet.6

International Accounting 
Standards Board (IASB)

Der im Jahr 2001 gebildete IASB ist ein unabhängiges, privatrechtlich organisier-
tes Gremium der IFRS Foundation. Die 14 Mitglieder des IASB werden von den 
Treuhändern (Trustees) der IFRS Foundation ernannt.

Nach der Satzung der IFRS Foundation verantwortet der IASB alle fachlichen 
Angelegenheiten und ist damit zuständig für die Ausarbeitung der IFRS und der 
vom IFRS Interpretations Committee entwickelten Interpretationen.

Gemäß der Zielsetzung der IFRS Foundation handelt der IASB im öffentlichen 
Interesse. Voraussetzung für die Rechtsverbindlichkeit der IFRS in der EU ist ihre 
Anerkennung (»endorsement«) durch die EU-Kommission. 

International Integrated 
Reporting Council (IIRC)

Ziel des 2010 gegründeten, privatrechtlich organisierten IIRC mit Sitz in den 
Niederlanden war es, ein allgemein akzeptiertes Rahmenkonzept für eine Unter-
nehmensberichterstattung zu erarbeiten, das eine Darstellung von Finanz-, 
Umwelt-, sozialen und staatlichen Informationen in einem integrierten Bericht 
ermöglicht (Integrated Reporting [IR]). Im Jahr 2013 legte das IIRC das erste 
Konzept vor; im Januar 2021 wurde eine Neufassung veröffentlicht. Im Juni 2021 
gab das IIRC seinen Zusammenschluss mit dem SASB zur Value Reporting 
Foundation bekannt.

6	I nformationen zu den weiteren Aktivitäten und Arbeitsgruppen der IFRS Foundation zur Gründung des Sustainability Reporting Standards Board sind abruf-
bar unter: https://www.ifrs.org/projects/work-plan/sustainability-reporting/
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Glossar

International 
Sustainability  
Standards Board (ISSB)

Ziel des noch zu gründenden Boards unter dem Dach der IFRS-Foundation ist 
es, weltweit einheitliche Berichtsstandards zu entwickeln, um die qualitativen 
Offenlegungsanforderungen von Nachhaltigkeitsinformationen sicherzustellen.

Sustainability 
Accounting Standards 
Board (SASB)

Der 2011 gegründete, privatrechtlich organisierte SASB mit Sitz in den USA erar-
beitete branchenbezogene Standards für die Berichterstattung über finanziell 
wesentliche Nachhaltigkeitsinformationen. Die Standards sind daher primär 
an den Informationsbedürfnissen von Investoren und Kapitalmarkt ausgerichtet. 
Im Juni 2021 gab der SASB seinen Zusammenschluss mit dem IIRC zur Value 
Reporting Foundation bekannt.

Task Force on 
Climate-related  
Financial Disclosures 
(TCFD)

Die 2015 vom Financial Stability Board initiierte privatrechtlich organisierte TCFD, 
deren Gründung von den G20-Mitgliedern unterstützt wurde, soll Unternehmens
informationen identifizieren, die bspw. für Investoren erforderlich sind, um klima
bedingte Risiken und Chancen beurteilen zu können. Im Jahr 2017 veröffent
lichte das Board seine »Recommendations of the Task Force on Climate-related 
Financial Disclosures«.

UN Global Compact 
(UNGC) 

Die im Jahr 2015 verabschiedeten zehn Prinzipien der Vereinten Nationen zu 
Menschenrechten, Arbeitsnormen, Umwelt und Korruptionsprävention in der 
Unternehmensberichterstattung erfordern – etwa im Vergleich zu den Standards 
der GRI – einen relativ geringen Aufwand und eignen sich daher insbesondere 
für Unternehmen, die erstmalig über Nachhaltigkeitsbelange berichten.

Value Reporting 
Foundation (VRF)

Das IIRC und der SASB haben sich im Juni 2021 zur Value Reporting Foundation 
zusammengeschlossen, um eine weitere Vereinheitlichung von Standards 
für die Nachhaltigkeitsberichterstattung voranzutreiben. Der Zusammen-
schluss ist die Antwort auf die Forderungen internationaler Investoren und Unter-
nehmen nach einer weiteren Vereinheitlichung.

Die Foundation will das integrierte Berichterstattungskonzept des IIRC und den 
branchenbezogenen Ansatz der SASB-Standards fortführen.

 
  



© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Frühere Ausgaben des Audit Committee Quarterly sowie weitere Publikationen des Audit Committee Institute senden  
wir Ihnen gerne auf telefonische Anfrage (+49 69 9587-3040) zu.

Selbstverständlich können Sie uns jederzeit telefonisch, per Fax, E-Mail oder Post mitteilen, wenn Sie Ihre bestellten  
Publikationen nicht mehr erhalten möchten. Wir freuen uns, wenn Sie uns Adress- oder Funktionsänderungen ebenfalls 
telefonisch, per Fax, E-Mail oder per Post mitteilen.

Ihre Meinung ist uns wichtig. Wir freuen uns über Ihre Anregungen, Kritik oder Lob.

Audit Committee Institute e.V. (ACI) 
E-Mail aci@kpmg.de 
Telefon +49 69 9587-3040 
fax +49 1802 11991-3040
www.audit-committee-institute.de

* �Der Versand der Publikationen des Audit Committee Institute erfolgt  
ausschließlich an Mitglieder des Aufsichtsrats und der Geschäftsleitung.  
Ihre persönlichen Angaben werden vertraulich behandelt.

Vorname

akademischer Titel (freiwillige Angabe)

Firma /Institution

Straße/Postfach

E-Mail

Datum

Name

Funktion

PLZ, Ort

Telefon /Fax

Unterschrift

Bitte senden Sie mir regelmäßig (bitte ankreuzen)*

  das Audit Committee Quarterly 

  �weitere Publikationen zu Themen der Corporate Governance und der Rechnungslegung kostenlos 

  elektronisch      in gedruckter Version zu:

Diese Angaben beziehen sich auf meine       �Privatadresse       �Firmenanschrift.

Bestellformular

Für Interessenten, die unsere 
Publikationen noch nicht  
erhalten: Bestellen Sie das  
Audit Committee Quarterly.
das magazin für corporate governance



104  Audit Committee Quarterly extra
© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

First Hand Information für Aufsichtsräte und Führungskräfte

E-Mail aci@kpmg.de   Telefon +49 69 9587-3040   www.audit-committee-institute.de

Das Audit Committee Institute (ACI) versteht sich als freies Forum und Partner für Auf-
sichtsräte und Führungskräfte. Ziel ist es, die Meinungsbildung zur Corporate Governance 
zwischen Politik, Wissenschaft und Praxis zu unterstützen.

Gedruckt auf Papier aus 100 Prozent Altpapier.

 Audit Committee Institute

© 2021 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG 
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.


